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Best Practices fur die Schiene -
statt deutscher Sonderweg

Deutschlands Bahnen fahren im falschen Finanzierungsmodus. Marode Anlagen,
Sanierungsstau und steigende Kosten sind nur die sichtbaren Symptome. Dahinter
steckt eine Finanzarchitektur, die teuer, intransparent und voller Fehlanreize ist. Mit
dem neu eingerichteten ,,Sondervermdgen Infrastruktur und Klimaneutralitat“ stehen
jetzt Milliarden firr Verbesserungen bereit. Das ist ein wichtiger Schritt. Um mdglichst
groBe Wirkung zu entfalten, sind jedoch grundlegende Reformen nétig. Denn das heu-
tige Finanzierungsmodell ist unnétig kompliziert und zementiert hohe Kosten. Grund-
sétzlich finanziert der Bund Aus- und Neubau der Schiene sowie Ersatzinvestitionen.
Fir Betrieb und Instandhaltung ist die InfraGO zusténdig — eine 2024 gegriindete In-
frastrukturtochter der Deutschen Bahn AG, die vollstandig dem Bund gehoért. Diese
Aufteilung der Zusténdigkeiten ist untblich: In anderen européischen Landern Uber-
nimmt der Staat auch Teile der Betriebs- und Instandhaltungskosten. Begriindet wird
die Aufspaltung hierzulande mit fiskalischer Disziplin: Die Infrastruktur soll sich még-
lichst selbst tragen, idealerweise sogar eine Rendite abwerfen. Das klingt gut, hat aber
unbeabsichtigte Folgen, die die Schienenfinanzierung teurer als notwendig machen.

Um ihre Kosten zu decken, erheben die Infrastrukturbetreiber Trassenpreise, eine Art
Maut flr die Gleisnutzung. Die Besonderheit in Deutschland: Da ein wirtschaftlicher Be-
trieb angestrebt wird, sollen die Trassenpreise die vollen Kosten der InfraGO decken.
Zusatzlich zu den unmittelbaren Kosten des Zugbetriebs, die europarechtlich vorge-
schrieben sind, werden deshalb Aufschlage fiir Abschreibungen und Kapitalkosten in-
klusive einer Eigenkapitalrendite in Rechnung gestellt — sogenannte Vollkosten. Mit den
Jahren wurde deutlich, dass dieses Modell nicht aufgeht. Die Vollkostenaufschldge ma-
chen derzeit den GroBteil des Trassenpreises aus. Im Jahr 2025 waren es mindestens
60 %, im Personenfernverkehr sogar bis zu 90 %. Das flihrt zu hohen Trassenpreisen.
Um die Wettbewerbsfahigkeit der Schiene nicht zu untergraben, hat der Bund nach und
nach mehr Kosten Gibernommen und ad hoc weitere Férderungen eingefiihrt. Der Bund
unterstitzt etwa die InfraGO finanziell, sodass diese die Preise fiir die Bahnbetreiber
reduzieren kann. Zusatzlich tGberweist er Geld flr Investitionen als Zuschlisse, die we-
der verzinst noch abgeschrieben werden mussen, was indirekt die Trassenpreise senkt.
Das resultierende Finanzkonstrukt ist voller Fehlanreize und unnétiger Kostentreiber.

Zun&chst die Folgekosten der Rendite: Wenn wir Bahn fahren, zahlen wir aufgrund
der Vollkosten nicht nur fiir die Kosten, die der InfraGO entstehen, weil unser Zug
Uber inr Netz rollt; wir zahlen unter anderem auch eine Rendite, die die InfraGO Uber
die Gewinnabflihrung an die Deutsche Bahn und schlieBlich an den Bund ausschit-
tet. Die Gewinne werden vom Bund wiederum flir Ersatzinvestitionen zur Verfligung
gestellt. Dieser Kreislauf ist nicht nur kompliziert, er hat auch unerwiinschte Neben-
wirkungen: Um eine Rendite finanzieren zu kdnnen, ohne die Trassenpreise in astro-
nomische Hohen steigen zu lassen, muss die InfraGO bei Betrieb und Unterhalt des
Netzes sparen. Werden aber Schaden nicht rechtzeitig behoben, werden aus Repa-
raturen Ersatzinvestitionen, flr die dann der Bund zahlt. Aus dem Versuch, das Schie-
nennetz besonders effizient zu machen, wird so ein Anreiz, es verkommen zu lassen.
Ein weiterer Kostentreiber sind Eigenkapitalzufihrungen. Seit dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts im Herbst 2023 tut sich die Bundesregierung sehr schwer,
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Leitartikel

die Schuldenbremse einzuhalten. Also ging man einen Schritt weiter und ersetzte
die Zuschisse an die Deutsche Bahn durch Eigenkapital. Diese Eigenkapitalaufsto-
ckung hat einen Vorteil: Sie fallt nicht unter die Schuldenbremse. Der Bund investiert
schlieBlich in eine Finanzanlage, die Geld bringt, wodurch es als finanzielle Transakti-
on gilt. Anders als bei einem Zuschuss wird bei einer Eigenkapitalaufstockung jedoch
eine Rendite erwartet. Wenn der Bund als Investor der Bahn mehr Kapital gibt, muss
die Bahn mehr Rendite abwerfen. Die Folge sind sprunghafte Anstiege der Trassen-
preise, die nicht nur Verkehrsunternehmen, sondern auch die Bauwirtschaft treffen.
Hoéhere Transportkosten verteuern Bauprojekte — ironischerweise auch jene an der
Schiene selbst. Als Nebeneffekt steigen so die Kosten des Schienenausbaus.

Trotz einiger kurzfristiger Verbesserungen bestehen vergangene Fehler fort, die ge-
genwartige Konstruktion bleibt widerspriichlich. 2026 soll der Erhalt wieder restlos
Uber Zuschiisse aus dem Sondervermdgen gedeckt werden. Bis 2029 sind auch
schon Zuschlsse von bis zu 15,5Mrd.€ jéhrlich eingeplant. Das ist zweifellos ein
Fortschritt, adressiert aber nicht das grundsétzliche Problem: die Abwesenheit ei-
nes verlasslichen Finanzierungssystems, das Kostenoptimierung zumindest méglich
macht. Die Kurzfristigkeit der aktuellen Finanzierung fiihrt auch dazu, dass die Bau-
wirtschaft nie dauerhaft Kapazitdten aufbaut und so die Preise sehr schnell steigen.
Hinzu kommt noch, dass die Bahn nach einem kurzfristigen &ffentlichen Geldregen
pflichtbewusst ankiindigt, das Geld mdglichst schnell zu verbauen. Dann weiB3 jeder
Bauunternehmer, wo die Verhandlungsmacht liegt. So werden Projekte schnell um
ein Vielfaches teurer als notwendig. Wer den Sanierungsstau kosteneffizient Gberwin-
den will, muss deshalb mehr bieten als jéhrlich neu zu verhandelnde Budgets.

Die Dysfunktionalitét dieses Finanzierungssystems ist bekannt. Durch die Novelle des
Bundesschienenwegeausbaugesetzes im Sommer 2024 kann der Bund nun auch die
Instandhaltung bezuschussen. Auch im Koalitionsvertrag findet sich schlieBlich die
Absicht, das Trassenpreissystem zu reformieren. Die neuen Mittel des Sonderver-
mogens koénnen ihre volle Wirkung erst entfalten, wenn mutige Reformen angestoBen
werden. Erstens: Renditeziele des Bundes fir die InfraGO senken. Die Schiene ist Teil
der 6ffentlichen Daseinsvorsorge — kein reines Wirtschaftsgut. Gewinne aus der Inf-
rastruktur sind weder sachlich erforderlich noch finanzpolitisch sinnvoll. Mittelfristig
sollte die InfraGO so weiterentwickelt werden, dass die Infrastruktur ohne Gewinnan-
spruch betrieben werden kann — wie im Bahnmusterland Schweiz. Zweitens: Trassen-
preise sollten sich, wie in einigen anderen europaischen Landern, mittelfristig an den
unmittelbaren Nutzungskosten orientieren. Was das Aufkommen nicht deckt, tragt der
Bund - wie bei den BundesstraBen. Das senkt Preise, stabilisiert sie langfristig und
macht die Finanzierung transparenter. Kurzfristig kostet das zwar mehr, mittelfristig
spart es allerdings Geld und Aufwand. Das kommt der Schiene wie dem Bundeshaus-
halt zugute, sofern der Ubergang mit einem tragfihigen Finanzierungskonzept unter-
legt wird. Drittens: Statt wachsender Einzelzuschisse braucht es eine klare Finanzie-
rung auf zwei Saulen: transparente Nutzerentgelte plus staatliche Zuschisse, die sich
am realen Bedarf orientieren. Ein mehrjahriger Finanzierungsrahmen wie in Osterreich
oder ein Eisenbahnfonds nach Schweizer Vorbild wiirde langfristige Planungssicher-
heit und eine stabile Investitionsgrundlage schaffen.

Den Uber die Jahre aufgelaufenen Investitionsriickstand der Bahn moglichst schnell,
kosteneffizient und unter moglichst geringer Beeintrachtigung des Betriebs zu be-
seitigen, ist eine groBe Herausforderung. Die Mittel des Sondervermdgens eréffnen
Chancen, greifen aber nur, wenn sie von einer konsistenten Reform der Finanzie-
rungsarchitektur flankiert werden: weg von Vollkosten, ausufernden Zuschiissen und
bilanziellen Kreislaufen, hin zu einer klaren, an den Bedarfen orientierten Strategie.
Best Practices anderer Lander zeigen, wie es geht.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 611
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Klimapolitik
Mehr 6konomische Rationalitat

Dieser Tage kann man ein weiteres Beispiel dafiir beob-
achten, wie die deutsche Klimapolitik zuweilen den Kili-
maschutz und auch die 6konomische Rationalitat aus
den Augen verliert. Bis Jahresende sollen 514.000 CO,-
Emissionszertifikate geldéscht werden. Der Schritt folgt laut
Umweltbundesamt (UBA) auf die Abschaltung der Kohle-
kraftwerksblécke Neurath A und Frechen im Jahr 2022. Der
Antrag auf Loschung wurde — noch von der Vorgangerre-
gierung - bereits Anfang April in Brissel eingereicht; UBA
und BMUKN verkilindeten letzte Woche, man sichere so
den Klimanutzen des Kohleausstiegs ab. Viele Medien folg-
ten dieser Lesart weitgehend und erklarten, dass die Still-
legung deutscher Kohlekraftwerke mit dieser MaBnahme
nun tatséachlich zu weniger CO, fiihrte. Doch diese Interpre-
tation ist falsch: Der europdische CO,-AusstoB geht zwar
zurlick, aber daflir brauchte man nicht den Kohleausstieg.
Es ware auch denkbar gewesen, die Emissionszertifikate
unabhéangig von der Kraftwerksstilllegung aus dem Markt
zu nehmen. Eine ineffektive MaBnahme wird nicht dadurch
effektiv, dass eine andere MaBnahme das Ziel erreicht.

Im Européischen Emissionshandel ist die Gesamtmenge
an CO, EU-weit gedeckelt, die Kraftwerke und Industrie
im Stromsektor emittieren dirfen. Wird in Deutschland
ein Kraftwerk stillgelegt, sinkt die Nachfrage nach Zertifi-
katen, aber nicht deren Menge. Nicht bendtigte Zertifikate
wandern einfach zu anderen Schornsteinen — etwa von
Kohlekraftwerken in anderen EU-Staaten. Die deutschen
Emissionen sinken, die europaischen nicht. Der soge-
nannte Wasserbetteffekt: Emissionen verlagern sich nur,
statt zu verschwinden.

Dieser Effekt wird in der nationalen Klimapolitik regel-
maBig ignoriert. Mitunter hort man das Argument, selbst
wenn nationale MaBnahmen die EU-Emissionsmenge
nicht reduzieren, erhéhten niedrigere CO,-Preise die po-
litische Akzeptanz. Das Uberzeugt kaum: Ein nationaler
Alleingang, der die heimischen Klimaschutzkosten erhoht,
Verschmutzer im Ausland entlastet und EU-weit keine
Emissionen mindert, hilft dem Klima nicht, sondern entlas-
tet andere Lander. Teile der Politik méchten nun dem Was-
serbetteffekt entgehen und dem Kohleausstieg zu einer
Wirkung verhelfen, indem sie die freigewordenen Zertifika-
te nicht weiterverkaufen, sondern endgiiltig I6schen. Doch
die Léschung der Zertifikate andert nichts an dem Was-
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serbetteffekt durch den nationalen Kohleausstieg. Denn
eine Politik, die nur Zertifikate [6scht, ohne zusatzliche Mil-
liarden flr eine nationale Kohlestrategie auszugeben, ware
genauso klimarelevant und wesentlich glinstiger. Manche
wenden ein, die sogenannte Marktstabilitdtsreserve und
Anpassungen der Emissionsobergrenze sorgten dafir,
dass nationale Alleingénge letztlich doch Wirkung zeigten.
Bei der Marktstabilitdtsreserve werden Uberschissige
Zertifikate aus dem Markt genommen und gegebenenfalls
spater zurlickgegeben — oder auch geldscht. Doch diese
Mechanismen sind kompliziert und es ist zumindest um-
stritten, ob bzw. wie stark sie wirken. Letztlich ist diese
Frage aber auch fiir unser Argument irrelevant, denn in
all diesen Féllen kosten nationale Alleingédnge zusétzliche
Ressourcen, ohne aber Emissionen Uber die geléschten
Zertifikate hinaus reduzieren zu kénnen.

Dass es die Politik mit der internationalen Effektivitat ih-
rer Klimapolitik hdufig nicht wirklich ernst meint, zeigt sich
auch daran, wie selektiv das Wasserbett-Argument ange-
wendet wird. Wer nationale MaBnahmen durch Léschun-
gen rechtfertigen modchte, misste konsequenterweise
auch fir andere nationale PolitikmaBnahmen zur CO,-
Vermeidung Zertifikate vernichten — etwa beim subven-
tionierten Zubau erneuerbarer Energien in Deutschland.
Doch davon ist keine Rede. Auch bei der L6schung der
Zertifikate stellt sich die Frage, ob nationale Alleingange
sinnvoll sind. Die Zahl der Zertifikate ist so festgelegt,
dass Europa seine Klimaziele erreicht. Wer also Zertifikate
I6schen will, misste eigentlich argumentieren, dass diese
Ziele nicht ausreichen und deswegen zusétzliche nationa-
le Léschungen gerechtfertigt sind. Diese Argumentation
findet man in der politischen Diskussion nicht.

Deutschland muss und wird aus der Kohle aussteigen.
Nichts ist wichtiger im Kampf gegen den Klimawandel
als die Abkehr von der Kohle. Die Frage ist also nicht, ob,
sondern wie. Dass der CO,-Zertifikatehandel wirkt, zeigt
EnBW. Der baden-wirttembergische Energieversorger
plant seinen Kohleausstieg flr 2028, ganz ohne Milliar-
densubventionen und unter Verzicht auf Zertifikatserlose.
Wirtschaftlich lohnt sich Kohle schlicht nicht mehr. Bes-
ser als eine ineffektive und teure nationale Klimapolitik
durch eine andere MaBnahme nachtréaglich zu rechtfer-
tigen zu versuchen, wére es also, den Emissionshandel
seine Aufgabe machen zu lassen und die so eingesparten
Finanzmittel dort einzusetzen, wo sie den gréBtmaoglichen
globalen Klimanutzen versprechen. Dazu gehdéren ins-
besondere Innovationen, die die griine Energie glinstiger
machen und dadurch die Transformation in allen L&ndern
der Welt erleichtern.

Prof. Dr. Axel Ockenfels; Prof. Achim Wambach, Ph.D.
Universitat zu Koln; ZEW Mannheim
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Gesundheitsagenda 2030

Welche Reformen es jetzt braucht

Zwei zu eins. Diese Relation bestimmt unsere nahere
Zukunft: Fir zwei ,,Babyboomer®, die in Rente gehen,
kommt lediglich eine Nachwuchskraft neu in den Arbeits-
markt. Die Folgen sind bereits jetzt zu spiren. Es fehlen
Lkw-Fahrer, der Einzelhandel beklagt viele offene Stellen,
Handwerker finden keinen Nachfolger, die Gastronomie
schrinkt ihre Offnungszeiten mangels Personals ein.
Auch im Gesundheitswesen: Stellen bleiben lange unbe-
setzt, Hausarztpraxen finden immer schwieriger Nach-
folger. Wenn doppelt so viele Menschen in Rente gehen
wie nachkommen, baut sich auf die Erwerbstatigen ein
gewaltiger Druck auf. Die bereits bei 42 % des beitrags-
pflichtigen Einkommens liegenden Sozialabgaben laufen
bis 2035 auf 50 % zu, wenn nicht gegengesteuert wird.
Es wére seit den 1970er Jahren mdglich gewesen, Vor-
kehrungen zu treffen. Sie unterblieben aber. Stattdessen
gieBt die Politik mit der ,,Rente mit 63 Ol ins Feuer. Inzwi-
schen gesellen sich noch weitere heftige Herausforderun-
gen hinzu: der Klimawandel, wachsende Kriegsgefahren,
Deglobalisierung, eine schlechte Infrastruktur in Deutsch-
land und eine stetige Ausweitung von Regulierung und
Birokratie, welche die Volkswirtschaft ausbremst.

Wenn wir keine GegenmaBnahmen einleiten, wird die
stotternde Volkswirtschaft kaum wieder ans Laufen kom-
men. Dann wird es eng. Das Gesundheitswesen bean-
sprucht etwa 12,5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Fir
die Verteidigung sollen es bald 5% werden. Die Aufwen-
dungen fir Renten werden steigen. Und um den Klima-
wandel abzumildern, werden ebenfalls Ressourcen beno-
tigt. Ohne ein Wachstum der Volkswirtschaft sind enorme
Verteilungskédmpfe zu erwarten. Sie sollen nun durch die
Aufnahme von Schulden in einer noch nie dagewesenen
GroBenordnung in die Zukunft verschoben werden, wo-
durch zusétzlich noch enorme Zinslasten entstehen.

Ohne hohes Wirtschaftswachstum missen entweder
(i) noch mehr Schulden gemacht und die Lasten weiter in
die Zukunft verlagert werden oder (ii) Steuern und Abga-
ben erhéht werden, was die Bereitschaft, Leistung zu er-
bringen, schwacht, sodass weniger volkswirtschaftliche
Ressourcen zur Verfligung stehen, oder (iii) auf eine hohe
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Inflation hingewirkt werden, um den realen Wert der Staats-
schulden zu mindern, was zu einer schleichenden Enteig-
nung derjenigen flhrt, die sich etwas angespart haben.
Keine dieser MaBnahmen klingt verlockend. Besser wére
es, MaBnahmen zu ergreifen, die die Volkswirtschaft von ih-
ren regulatorischen Hemmschuhen befreien, und Schulden
konsequent nur fir solche Investitionen aufzunehmen, die
eine volkswirtschaftliche Rendite versprechen.

Fir das Gesundheitswesen besteht so gut wie kein Spiel-
raum, seinen hohen Anteil am BIP weiter zu erhohen. Um
Rationierung von Leistungen zu vermeiden, sollten wir
daher vermeidbare Nachfrage reduzieren, die Produktivi-
tat erhéhen und dem Personalmangel durch Arbeitsanrei-
ze und qualifizierte Zuwanderung begegnen. AuBerdem
braucht es die Einfilhrung einer maBvollen, sozialvertrag-
lichen Eigenbeteiligung der Patienten von maximal 1%
ihres beitragspflichtigen Einkommens, um ein groBeres
Kostenbewusstsein zu schaffen und den Beitragssatz zu
stabilisieren. Zudem bendétigen wir Lotsen im Gesund-
heitssystem im Sinne eines Primdrversorgungssystems,
unterstlitzt durch Kl-basierte Entscheidungshilfen. Dies
wirde die Zahl teurer Facharzt- und Notfallbehandlungen
senken und die Behandlungspfade optimieren. Ohnehin
muss die strikte Trennung zwischen ambulanter und stati-
onarer Notfallversorgung aufgehoben werden. Integrierte
Notfallzentren und digitale Leitstellen kénnen Patienten in
die jeweils angemessene Versorgungsform mandvrieren.
Der Leitstellenkoordinator wird ebenso wie ein Telearzt
zum SchlUssel des modernen Notfallwesens. Parallel da-
zu sollten qualifizierte Pflegekréfte eigenverantwortlich
definierte medizinische Tatigkeiten ibernehmen.

Bei Arzneimitteln missen sich Medikamente an ihrem
tatséchlichen Zusatznutzen messen lassen. Durch eine
Preisobergrenze pro gewonnenes Lebensjahr lieBen sich
Mondpreise fiir Medikamente mit geringem Nutzen ver-
meiden. Die elektronische Patientenakte muss auf indivi-
dueller Ebene zum digitalen Rickgrat des Systems wer-
den. Sie verhindert Doppeluntersuchungen und spart viel
Zeit beim Zusammensuchen der Befunde. Der eigentliche
Gamechanger ware eine einheitliche digitale Infrastruktur,
die alle Akteure im Gesundheitswesen verbindet. SchlieB-
lich ware Pravention, die am Lebensstil der Menschen an-
setzt, ein weiterer Meilenstein. Dies kann gelingen, wenn
okonomische Anreize justiert werden und die Bevdlke-
rung niedrigschwellige Angebote bekommt, etwa Ge-
sundheitsangebote in sozial benachteiligten Stadtteilen.
Entscheidend ist: Die Effizienz des Gesundheitssystems
muss bei allen Vorschlagen im Fokus stehen. Dies erfor-
dert Mut, den zu erwartenden Widerstanden zu trotzen.

Prof. Dr. Boris Augurzky
RWI - Leibniz-Institut fur Wirtschaftsforschung
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Steuererkldrung
Zeit fur Vereinfachung

Die Einkommensteuererklarung in Deutschland ist zu
kompliziert und flhrt dadurch zu Uberhéhten Befol-
gungskosten auf Seiten der Steuerzahler sowie zu ei-
nem UbermaBigen administrativen Aufwand bei der Fi-
nanzverwaltung. Mantzaris und Fo$ner (2024) schéatzen,
dass die Steueradministrations- und Befolgungskosten
in Deutschland zusammen ungefahr 20 % des gesamten
Steuereinkommens ausmachen. Auch wenn diese Schat-
zung sehr hoch wirkt, sind die Kosten auf jeden Fall in ei-
ner GréBenordnung, die das Thema relevant und dringlich
machen.

Diesem Thema widmet sich ein kirzlich erschienenes
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes-
ministerium der Finanzen (2025). Das Gutachten geht im
Detail auf die bestehenden Abzugsmaoglichkeiten ein. Es
gibt oft theoretische Argumente, die diese Abzugsmog-
lichkeiten rechtfertigen. Am Beispiel der Aufwendungen
flr Pendler lasst sich etwa anflihren, dass diese notwen-
dig sind, um zur Arbeitsstelle zu gelangen, und daher im
Sinne des Leistungsfahigkeitsprinzips abzugsfahig sein
sollten.

Dabei wirde ich anmerken, dass das Leistungsfahig-
keitsprinzip insofern ungenau angewendet wird, als es
sich ausschlieBlich auf nominale Werte bezieht. Die tat-
sachliche Leistungsfahigkeit einer Person mit Wohnsitz
in einem Gebiet mit hohen Lebenshaltungskosten ist je-
doch geringer als die einer Person in einer Gegend mit
niedrigen Lebenshaltungskosten. Da viele Pendler auBer-
halb von Stadtzentren — und damit meist in Gegenden mit
niedrigeren Lebenshaltungskosten — wohnen, spricht dies
eher gegen eine groBzligige Abzugsfahigkeit von Pend-
leraufwendungen. Es spricht sicher auch nicht dafir, die
Lebenshaltungskosten am Wohnort in die Steuerberech-
nung einzubeziehen, was die Komplexitat weiter erhdhen
und den Verwaltungsaufwand weiter steigern wirde.

Wie das Gutachten zu Recht erwahnt, muss der Wohnort
zudem nicht unbedingt als gegeben angenommen wer-
den. Vielmehr ist er oft eine bewusste Wahl — um Vortei-
le wie die Nahe zur Natur, zur Familie oder zu kulturellen
Angeboten genieBen zu kdénnen. In diesem Sinne waren
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Pendelaufwendungen als Ausgaben zur Erlangung priva-
ten Nutzens zu bewerten und sollten somit nicht abzugs-
fahig sein.

Hinzu kommt, dass die Abziige mit Befolgungs- und
Verwaltungskosten einhergehen. Die Distanz zwischen
Wohnort und Arbeitsstelle ist leicht festzustellen, aber ge-
naue Buchflihrung seitens der Arbeitnehmer dariber ist
notwendig, wie viele Tag tatsédchlich im Blro gearbeitet
wurden (z.B. im Gegensatz zum Homeoffice). Eine Uber-
prifung dieser Angaben durch die Finanzverwaltung ist
schwierig, was nicht nur Verwaltungskosten verursacht,
sondern auch zu Hinterziehungsmaoglichkeiten flihrt — und
damit dazu, dass ehrliche Steuerzahler mehr bezahlen als
unehrliche.

Der Wissenschaftliche Beirat schlagt vor, die Entfer-
nungspauschale, die Homeoffice-Pauschale und die Auf-
wendungen flr das hausliche Arbeitszimmer — allesamt
mit theoretisch begriindbaren, praktisch aber problemati-
schen Abzugsregelungen — zu einer einheitlichen Arbeits-
tagepauschale zusammenzufassen. Nur Steuerpflichtige
mit héheren tatsdchlichen Aufwendungen missten dann
einen Nachweis erbringen. Zudem wird vorgeschlagen,
diese Pauschale direkt in den Lohnsteuerabzug zu inte-
grieren.

Die Vorschlage des Beirats sind sehr zu begriiBen. Ne-
ben der Zusammenlegung verschiedener Abzlge zur
Arbeitstagepauschale sei auch erwéhnt, dass der Wis-
senschaftliche Beirat empfiehlt, dass Aufwendungen wie
der Verpflegungsmehraufwand bei Dienstreisen nur noch
auf Arbeitgeberseite steuerlich geltend gemacht werden
kénnen. Wird die Arbeitstagepauschale groBziigig be-
messen, entfallt fir viele Steuerzahler die Notwendigkeit,
eine Steuererkldrung auszufillen. Damit lieBen sich so-
wohl Befolgungs- als auch Verwaltungskosten reduzie-
ren —und Deutschland kdme dem modernen, weitgehend
automatisierten ,skandinavischen Modell“ naher, bei
dem Steuererklarungen kaum noch Zeit und Aufwand
verursachen.

Prof. Dr. Matthias Weber
Universitat St.Gallen; Schweizerisches Institut fir Banken und
Finanzen
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Finanzkraftausgleich
Jahrlich griiBt der F6(r)deralismus

Praktisch jedes Jahr aufs Neue beklagen die Bayern, dass
sie die Belastungen im Finanzkraftausgleich (FKA; friiher
Landerfinanzausgleich) als unangemessen hoch empfin-
den. Ministerprasident Séder am 11.07.2025: ,Es braucht
mehr Fairness beim Landerfinanzausgleich. Das jetzige
System ist ungerecht und legt die Axt an den Férderalis-
mus [sic! nur ein Wortspiel des Ministerprésidenten?] [...]
Es braucht endlich Reformen und eine faire Verteilung
zwischen den Landern. Andernfalls werden wir weiter ge-
gen den Landerfinanzausgleich klagen oder den Vertrag
kindigen.” Dieses Ritual passt zu dem seit 2023 anhéan-
gigen Normenkontrollantrag Bayerns beim Bundesver-
fassungsgericht zum bundesstaatlichen Finanzausgleich,
in dem insbesondere die Normierung der Grunderwerb-
steuer, die Einwohnerveredelung wie auch die Sonder-
bedarfs-Bundeserganzungszuweisungen fiir sogenannte
Kosten der politischen Fihrung kritisiert werden.

Im vergangenen Jahr wurden 18,7 Mrd. € zwischen den
deutschen Bundeslandern umverteilt. Mehr als die Halfte
davon (9,8 Mrd. €) tragt allein Bayern in Form von Abschla-
gen bei der Umsatzsteuerzuordnung. Darin spiegelt sich
im solidarisch konzipierten bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich (BFA) die relative Steuerstidrke Bayerns (BAY) im
Verhéltnis zu anderen Landern wider. Im BFA lassen sich
die Zahlungsstrome zwischen den Landern seit 1950 trotz
zahlreicher Reformen gut analysieren — bis 2019 Uber
den Landerfinanzausgleich (LFA), seit 2020 Uiber Zu- und
Abschlage bei der Zuordnung der Umsatzsteueranteile.
Dieses Verfahren bildet das solidarische Kernelement
des Finanzausgleichs, wahrend zusatzliche Hilfen an fi-
nanzschwache Lander vom Bund getragen werden. Be-
merkenswert ist, dass im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung (Z. 1766) steht, dass der Bund zukilinftig auch
die finanzstarken Lander stlitzen soll — ein Zugestandnis,
das wohl der Verhandlungsposition Bayerns geschuldet
ist und nicht zur urspriinglichen ldee des solidarischen
Beistands passt.

Schaut man nur auf die absoluten Zahlen, ist auf den ers-
ten Blick die Forderung der bayerischen Politiker nach-
vollziehbar. Ein genauerer Blick zeigt jedoch, dass nicht
nur das Umverteilungsvolumen stetig angestiegen ist,
sondern auch die Finanzkraft der Lander (inkl. ihrer Kom-
munen). So betrug 2024 die Finanzkraft der Lander im
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Finanzkraftausgleich 478,6 Mrd.€. Dies bedeutet, dass
lediglich 3,9 % der Finanzkraft umverteilt werden.

1950 wurden nominal umgerechnet 129Mio.€ umver-
teilt, wovon Nordrhein-Westfalen (NRW) einen Anteil von
50,2 % schulterte, gefolgt von Baden-Wirttemberg (BW)
mit 25,6 %, Hessen (HE) 11 %, Hamburg (HH) 13% und
Bremen (HB) mit 0,2 %. Bayern war damals Empféngerland
und wurde mit 14 % des Finanzausgleichsvolumens gefér-
dert. Im Jahr der Wiedervereinigung wurden — noch ohne
die neuen Lander — umgerechnet 1,8 Mrd. € umverteilt, das
entsprach rund 1,5% der Finanzkraft. Davon trug Hessen
fast 55 %, die weitere Lastverteilung war: 40,2 % BW, 2,8 %
NRW, 0,4 % HH und BAY 1,8 % (erstmalig Zahlerland). Mit
dem Beitritt der (besonders) finanzschwachen neuen Bun-
deslander, die 1995 erstmalig voll in den LFA integriert wur-
den, stieg aufgrund der nun deutlich gréBeren Finanzkraft-
differenz das Finanzausgleichsvolumen auf umgerechnet
5,7Mrd.€ und damit 3,3% der Landerfinanzkraft an. Die
Hauptfinanzierungslast schulterte NRW mit 1,8 Mrd. €, was
einem Anteil von 31 % entsprach. Wahrend BW 25 %, BAY
23 %, HE 20 % und HH 2 % der Last Gbernahmen.

30 Jahre spater ist zwar das Umverteilungsvolumen ge-
messen an der Finanzkraft im Vergleich zu 1995 um 0,3 %
gestiegen, allerdings hat nun Bayern, aufgrund CUber-
durchschnittlich wirtschaftlicher Entwicklung und folglich
Uberproportionaler Finanzkraftsteigerung, einen Anteil
von 52 % zu tragen, wahrend NRW nur noch 4,5 % (ber-
nehmen kann; wahrend die solidarischen Beitrdge von
BW 27 %, HE 20 % und HH 1% ca. den Anteilen vor 30
Jahren entsprechen. Vor dem Hintergrund der histori-
schen und aktuellen Entwicklung des foderalen Finanz-
ausgleichs erscheint weder das Volumen der Umvertei-
lung noch die auf der jeweiligen Finanzkraft der Lander
basierende Lastenverteilung als unverhaltnismaBig. Die
Ausgestaltung des horizontalen Finanzausgleichs ent-
spricht vielmehr dem verfassungsrechtlichen Gebot
gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet ge-
maB Art. 72 Abs.2 GG i.V.m. Art. 106 GG sowie dem fode-
ralen Solidaritatsprinzip.

Bayern hatte somit viel eher Anlass, seine 6konomische
Leistungsféhigkeit als Ausdruck erfolgreicher Standortpoli-
tik und wirtschaftlicher Starke zu wiirdigen und darauf stolz
zu sein, anstatt diese in klagender Weise zu problematisie-
ren. Zumal den Bayern bei den letzten Verhandlungen sehr
entgegengekommen wurde — was die damalige Landesre-
gierung und insbesondere ihr Finanzminister Séder als gro-
Ben Erfolg verkiindet haben — und diese dem neuen Finanz-
ausgleichsgesetz (gultig ab 2020) zustimmten.

Prof. Dr. Thomas Lenk
Stellv. Vorsitzender des unabhangigen Beirates des Stabilitatsrates
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Zehn Jahre ,,Wir schaffen das®: Bilanz und Ausblick

Gefliichtete sind besser in den deutschen Arbeitsmarkt integriert als viele glauben. Eine aktive
Arbeitsmarktpolitik hat die Integration nach Fluchtmigration messbar verbessert. Regulare
Arbeitsmigration flihrt bisher deutlich mehr (vor allem IT-)Kompetenz ins Land als durch
Auswanderung verloren geht. Die Migrationsforschung belegt, dass Migrationsursachen wie
Konflikte oder Verfolgung, die sich politisch nur begrenzt durch das Zielland beeinflussen
lassen, als zentrale Treiber dominieren — auch wenn sich die politische Debatte in Deutschland
vorwiegend um etwaige Anziehungsfaktoren dreht. Das sind nur einige Erkenntnisse aus

dem aktuellen Zeitgesprach, das beleuchtet, wie zehn Jahre nach Angela Merkels ,Wir
schaffen das“ Migration und Migrationspolitik das Land verandert haben und vor welchen
Herausforderungen Deutschland und Europa beim Thema Migration heute stehen.

Zehn Jahre nach 2015: Eine Arbeitsmarktbilanz
Herbert Briicker, Institut fr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nirnberg; HU Berlin
Philipp Jaschke, Institut flr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nirnberg

Yuliya Kosyakova, Institut flr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), NUrnberg; Universitat Bamberg

Aktive Arbeitsmarktpolitik hat Integration der Gefliichteten nachhaltig verbessert
Holger Bonin, Institut fir Héhere Studien — Institute for Advanced Studies (IHS), Wien

UIf Rinne, Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (IZA), Bonn

Zehn Jahre ,Wir schaffen das“: Lehren aus und liber Migrationsforschung
Tobias Heidland, Kiel Institut fiir Weltwirtschaft (fW); CAU Kiel

Bleiben oder gehen? Aufenthaltsstatus von Zugewanderten pragt Abwanderungsabsichten
Yuliya Kosyakova, Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), NUrnberg; Universitat Bamberg

Lukas Olbrich, Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nirnberg

Der Wirtschaftsstandort Deutschland braucht Migrationsnarrative jenseits der Verwertungslogik

Ramona Rischke, Deutsches Zentrum fUr Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) e. V., Berlin

Welche Kompetenzen bringen internationale Fachkriafte nach Deutschland?
Julio Garbers, Luxembourg Institute of Socio-Economic Research (LISER); Universitat Luxemburg
Christina Gathmann, Luxembourg Institute of Socio-Economic Research (LISER); Universitat Luxemburg

Felix Stips, Institut fUr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), NUrnberg

Eine gemeinsame europaische Migrationspolitik: Herausforderungen und Optionen
Yvonne Giesing, ifo Institut Minchen

Panu Poutvaara, ifo Institut Miinchen; LMU MUnchen; Sachverstandigenrat fUr Integration und Migration

Title: Ten years of “We can do it”: Review and outlook for German migration policy
Abstract: The current Zeitgesprdch examines how migration and migration policy have transformed Germany ten years after Angela Mer-
kel’s declaration “We can do it”. It also examines the challenges Germany and Europe continue to face today in the context of migration.
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Zehn Jahre nach 2015: Eine Arbeitsmarktbilanz

Geflichtete werden aufgenommen, um Schutz vor Krieg, Verfolgung und Vertreibung

zu bieten. Das ist die primare Aufgabe des Asylsystems, aber auch die Integration in
Arbeitsmarkt, Bildungssystem und Gesellschaft sind sehr wichtig. Je erfolgreicher

die Gefliichteten in den Arbeitsmarkt integriert sind, desto mehr tragen sie zur
gesamtwirtschaftlichen Produktion, Steuern und Abgaben bei - und desto geringer sind

die fiskalischen Belastungen durch Transferleistungen und andere Kosten. Wie aber ist
diese Integration gelungen? Die weltweit umfassendste Langsschnittstudie Gefllichteter,
verknupft mit Sozialversicherungsdaten, zeigt: Neun Jahre nach Ankunft haben sich die
Beschéaftigungsquoten der 2015 Zugezogenen schon stark an den Bevélkerungsdurchschnitt
angenahert, bei gefliichteten Mannern liegt der Anteil sogar Giber dem méannlichen
Bevdlkerungsdurchschnitt. Dass die Erwerbsquote von gefliichteten Frauen deutlich niedriger
ist, liegt weniger an kulturellen als vielmehr an strukturellen Grinden.

Auf ihrer Sommerpressekonferenz vom 30. August 2015
pragte Angela Merkel das wohl beriihmteste Zitat ihrer
Amtszeit:

»lch sage ganz einfach: Deutschland ist ein starkes
Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge heran-
gehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft — wir
schaffen das! Wir schaffen das, und dort, wo uns et-
was im Wege steht, muss es Uberwunden werden,
muss daran gearbeitet werden. Der Bund wird alles in
seiner Macht Stehende tun — zusammen mit den L&n-
dern, zusammen mit den Kommunen —, um genau das
durchzusetzen.”

Ob ,wir es geschafft haben®, Iasst sich aus wissenschaft-
licher Perspektive nicht eindeutig beantworten, weil klare
Kriterien fehlen, an denen sich eine solche Aussage mes-
sen lieBe. Dieser Beitrag beschrankt sich auf eine Bilanz
aus arbeitsmarktlicher Perspektive: Was wurde seit 2015
erreicht, welche MaBnahmen waren erfolgreich, wo lagen
Fehlentwicklungen?

Bei einer solchen Bilanz ist immer zu berticksichtigen,
dass es im Kern um eine humanitare Frage geht. Gefllich-
tete werden aufgenommen, um Schutz vor Krieg, Verfol-
gung und Vertreibung zu bieten. Den 6konomischen und
sozialen Kosten fir die Aufnahmegesellschaft steht der
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Nutzen der Schutzsuchenden gegenlber, den sie aus si-
cherem Aufenthalt ziehen. Die Beurteilung ist somit stets
auch eine wohlfahrtsékonomische Frage, die ohne Wert-
urteile nicht beantwortet werden kann.

Aus wohlfahrtsdkonomischer Perspektive hangen Nutzen
und Kosten der Schutzgewahrung wesentlich von der Ar-
beitsmarktintegration ab. Je erfolgreicher die Gefllichte-
ten in den Arbeitsmarkt integriert sind, desto mehr tragen
sie zur gesamtwirtschaftlichen Produktion, Steuern und
Abgaben bei — und desto geringer sind die fiskalischen

Prof. Dr. Herbert Briicker ist Leiter des
Forschungsbereichs Migration, Integration und
internationale Arbeitsmarktforschung am Institut
fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
und Professor flr Volkswirtschaftslehre an der
Humboldt-Universitat zu Berlin.

Philipp Jaschke ist wissenschaftlicher Mitarbeiter
in dem Forschungsbereich Migration, Integration
und internationale Arbeitsmarktforschung am IAB.

Prof. Dr. Yuliya Kosyakova ist Leiterin des
Forschungsbereichs Migration, Integration und
internationale Arbeitsmarktforschung am IAB und
Professorin flir Migrationsforschung an der Otto-
Friedrich-Universitat Bamberg.
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Belastungen durch Transferleistungen und andere Kos-
ten. Zugleich erdffnet eine erfolgreiche Arbeitsmarktinte-
gration mehr Spielrdume fiir eine an humanitéren Kriterien
orientierte Asylpolitik. Dartiber hinaus ist sie entschei-
dend fiir die wirtschaftliche und soziale Teilhabe sowie
das individuelle Wohlbefinden der Gefllichteten selbst.

Schlechte Voraussetzungen

Gefllichtete bringen sehr viel unglinstigere Voraussetzun-
gen fir die Integration in den Arbeitsmarkt als etwa an-
dere Migrant:innen oder die in den Ziellandern geborene
Bevolkerung mit. Entsprechend dauert die Arbeitsmarkt-
integration von Gefllichteten in der Regel langer als von
anderen Migrant:innen, wenn sie Uberhaupt in Hinblick
auf Erwerbstatigkeit und Verdienste das gleiche Niveau
erreichen (Brell et al., 2020; Cortes, 2004; Kosyakova &
Kogan, 2022). Das lasst sich im Wesentlichen auf drei Ur-
sachenkomplexe zurlickflihren (Brlicker et al., 2025b):

Erstens sind es die Belastungen durch Krieg, Verfolgung
und Vertreibung sowie den Fluchtprozess selbst. Die gro-
Be Mehrheit der Gefliichteten in Deutschland stammt aus
von Krieg, Birgerkrieg und Verfolgung besonders be-
troffenen Landern und innerhalb dieser Lander aus den
besonders betroffenen Regionen. Auch wenn aus for-
schungsethischen Griinden personliche Erlebnisse vor
der Flucht nicht erhoben wurden, ist davon auszugehen,
dass erhebliche Teile der Gefllichteten traumatischen Er-
eignissen ausgesetzt waren. Hinzu kommen &hnliche Er-
fahrungen auf der Flucht: rund die Halfte der Gefllichteten
in Deutschland, die Uber ihre Fluchterfahrungen berichtet
haben, waren von traumatischen Ereignissen betroffen,
15% haben Schifforuch erlitten (Bricker et al., 2020a).
Dies alles schlagt sich in einer héheren Wahrscheinlich-
keit psychischer Erkrankungen nieder, Frauen sind tber-
durchschnittlich betroffen. SchlieBlich sind Geflichtete
schlechter als andere Migrant:innen auf die Migration und
nachfolgende Integration in den Ziellandern vorbereitet,
d.h. sie verfiigen in der Regel Uber keine Kenntnisse der
Sprache sowie keine persénlichen und professionellen
Netzwerke in den Ziellandern, haben dort noch nicht nach
Arbeit gesucht oder gar bereits eine Stelle gefunden.

Zweitens ist das Humankapital der Gefllichteten haufig
schlecht in den Ziellandern verwertbar, bei den auBereu-
ropdischen Gefllichteten besteht auch ein Bildungsge-
falle. So existiert ein mit dem dualen Ausbildungssystem
vergleichbares Bildungssystem in den meisten Herkunfts-
landern nicht. Wahrend die Schulbildung der Gefllichte-
ten mit hohen Anteilen, die Gymnasien und Fachober-
schulen besucht haben, aber auch hohen Anteilen, die
nur sechs oder weniger Schuljahre absolviert haben,
stark polarisiert war, verfligten nur geringe Anteile Uber

eine abgeschlossene Berufsausbildung im deutschen
Sinne oder Hochschulabschliisse (Bricker et al., 2020a).
Zudem wurden viele Bildungsbiografien durch Krieg und
Flucht unterbrochen. Vor der Migration erworbene beruf-
liche Qualifikationen wurden in der Regel durch ,Training
on the Job“ erworben. So entsprach das Anforderungs-
niveau der Berufstatigkeit der Gefllichteten vor dem Zu-
zug fast dem Niveau des Bevdlkerungsdurchschnitts in
Deutschland (Briicker et al., 2020a), obwohl nur geringe
Anteile Uber die entsprechenden Abschlisse und Zerti-
fikate verfligten. Dies erschwert die Integration in einen
auBergewodhnlich stark durch berufliche Abschliisse und
Zertifikate strukturierten Arbeitsmarkt wie in Deutsch-
land, insbesondere in den reglementierten Berufen etwa
im Erziehungssektor und dem Gesundheitswesen.

Drittens schlieBlich behindern zahlreiche institutionel-
le Hirden die Arbeitsmarktintegration: So unterliegen
Asylbewerber:innen zunachst einem absoluten Beschaf-
tigungsverbot, das 2015 noch bei neun Monaten lag und
in der letzten Legislaturperiode auf drei Monate verkirzt
wurde. Auch danach missen die Behodrden, so lange kein
anerkannter Schutzstatus vorliegt, im Rahmen einer Ein-
zelfallprifung der Beschaftigungsaufnahme zustimmen.
Wahrend der Asylverfahren sind die Beschaftigungsaus-
sichten ohnehin aufgrund der Ungewissheit tber die Blei-
beperspektiven sowohl fiir die Arbeitgeber als auch die
Gefllichteten selbst stark verringert. Die administrative
Verteilung in Verbindung mit rechtlichen Restriktionen der
raumlichen Mobilitdt beeintrachtigt die Beschaftigungs-
aussichten im Vergleich zu anderen Migrant:innen, die
ihren Wohnort frei wahlen kénnen, ebenfalls (Briicker et
al., 2020b).

Vor diesem Hintergrund war von vornherein zu erwarten,
dass die 2015 Zugezogenen langsamer und mdglicher-
weise auch dauerhaft schlechter in den Arbeitsmarkt inte-
griert werden als andere Migrantengruppen.

Was wurde geschafft?

Seit 2016 wird die Arbeitsmarktintegration der seit 2013
nach Deutschland zugezogenen Gefllchteten, darunter
insbesondere der 2015 Zugezogenen, im Rahmen der
IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Gefllichteten unter-
sucht (Brlcker et al., 2025c). Diese Befragung ist welt-
weit die umfassendste Langsschnittstudie Gefllichteter.
Die Stichprobe wurde aus dem Auslanderzentralregister
gezogen und mit hohem methodischem Aufwand umge-
setzt: Ubersetzungen der Erhebungsinstrumente in die
Herkunftssprachen, der Einsatz von Dolmetscher:innen,
auditive Befragungsinstrumente sowie das systematische
Einbeziehen von Gemeinschaftsunterkiinften gewahrleis-
teten einen randomisierten Zugang zur Zielpopulation.

Wirtschaftsdienst 2025 | 9



Darliber hinaus wurden die Befragungsdaten mit den am
Institut fUr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) vor-
liegenden Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) verknipft,
die sich aus Sozialversicherungsdaten der Bundesagen-
tur fur Arbeit (BA) speisen (Antoni et al., 2025). Dadurch
liegen tagesgenaue Informationen zur abh&ngigen Be-
schaftigung, den Verdiensten und dem Leistungsbezug
vor, sodass mit Hochrechnungsfaktoren reprasentative
und belastbare Aussagen fir die 2015 zugezogenen Ge-
flichteten moglich sind (Bricker et al., 2025a).

Die jungsten Ergebnisse zeigen: 2024, also exakt neun
Jahre nach ihrem Zuzug, waren 64 % der 2015 zugezo-
genen Geflichteten abhangig beschéftigt; im Bevolke-
rungsdurchschnitt lag die Quote - bei gleicher Altersab-
grenzung — bei 70 % (Brlcker et al., 2025a). 2023 waren
zudem, das zeigen die Befragungsdaten, weitere 5%
als Selbstandige erwerbstétig. Damit haben sich die Be-
schaftigungsquoten der Gefllichteten schon weitgehend
an das Niveau in der Gesamtbevdlkerung angenéhert. Ein
bemerkenswerter Befund angesichts der eingangs be-
schriebenen unglinstigen Startbedingungen.

Die Verdienste von Vollzeitbeschaftigten liegen bei
rund 70 % der mittleren Verdienste (Median) im Bevol-
kerungsdurchschnitt (Brlicker et al., 2025a). Beides, die
Beschéftigungsquoten und die Verdienste, steigen im
Trend weiter. Allerdings nehmen noch 34 % der 2015
zugezogenen Gefliichteten Leistungen nach dem Sozi-
algesetzbuch Il (Grundsicherung bzw. Birgergeld) in An-
spruch, viele davon erganzende Leistungen (Briicker et
al., 2025a). Dies ist auf die immer noch verbleibende Dif-
ferenz in den Erwerbstatigenquoten, insbesondere von
Frauen, die geringeren mittleren Verdienste, die Haus-
haltskonstellation mit vielen Kindern sowie die geringen
sonstigen finanziellen Ressourcen der gefliichteten Fa-
milien zurlickzuflhren.

Fachkréafte von morgen?

Der Vorstandvorsitzende des Daimler-Benz-Konzerns,
Dieter Zetsche, hatte 2015 mit der AuBerung, Flichtlinge
seien die hochmotivierten Fachkréfte von morgen, groBe
offentliche Resonanz erzeugt (FAZ, 2015). Vor dem Hin-
tergrund der unglinstigen Voraussetzungen der Gefllich-
teten war dies damals eher unwahrscheinlich. Aber wie
sieht es heute aus?

Auf Grundlage der Arbeitgebermeldungen gingen 2023
46 % der 2015 zugezogenen Gefllichteten einer Fach-
krafttatigkeit, 5% einer Experten- und Spezialistentétig-
keit sowie 49 % einer Helfertatigkeit nach (Brlicker et al.,
2025a). Die Tatigkeitsniveaus werden auf Grundlage der
Angaben zur ausgelbten Berufstatigkeit klassifiziert. Auf
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Grundlage der Selbstauskilinfte der Gefllichteten ergibt
sich nach derselben Klassifikation ein anderes Bild: Da-
nach gingen 2022 bereits 65 % einer Fachkraft-, 11 % ei-
ner Experten- und Spezialisten- sowie 25 % einer Helfer-
tatigkeit nach (Briicker et al., 2024). Die Diskrepanz kann
einerseits durch zu optimistische Einschatzungen der Be-
fragten entstehen, die allerdings sonst — dies lasst sich
in den verknipften Daten Uberprifen — sehr zuverlassige
Angaben zur Beschaftigung und den Verdiensten ma-
chen. Andererseits ist zu berticksichtigen, dass Arbeitge-
bermeldungen mitunter veraltet sein kdnnen und berufli-
che Aufstiege nicht vollstandig abbilden. Die tatsachliche
Entwicklung dirfte daher zwischen den Befunden der
verschiedenen Datenquellen liegen.

Insgesamt ergibt sich ein gemischtes Bild: Auf der einen
Seite Uben sehr viel mehr der Geflichteten eine Fach-
krafttatigkeit aus, als auf Grundlage der beruflichen Ab-
schliisse zu erwarten gewesen wdére. Auf der anderen
Seite hat sich, gemessen an dem Anforderungsniveau der
ausgelibten Berufstétigkeit, vor dem Zuzug eine Dequa-
lifizierung, insbesondere in den ersten Jahren seit dem
Zuzug, ergeben. Auch ist das Anforderungsniveau der Ta-
tigkeit geringer als im Bevoélkerungsdurchschnitt.

Allerdings bedeutet der hohe Anteil von Helfern nicht,
dass diese Tatigkeiten im deutschen Arbeitsmarkt nicht
gebraucht wirden. In Deutschland ist eine Polarisie-
rungstendenz im Arbeitsmarkt zu beobachten, d.h. die
Experten- und Spezialistentatigkeiten und die Helfertéatig-
keiten wachsen Uberdurchschnittlich, wahrend der Anteil
der Fachkrafttatigkeiten abnimmt. Gleiches gilt fir die Ar-
beitsnachfrage gemessen an der Zahl der offenen Stellen
relativ zur Beschaftigung. Hinter diesem Polarisierungs-
trend stehen technologische Prozesse, aber auch die in-
ternationale Arbeitsteilung und der demografische Wan-
del. Darum ist es kein Widerspruch, dass die Gefllichte-
ten zugleich hdufig Helfertatigkeiten austiben, aber auch
Uberdurchschnittlich in Bereichen des Arbeitsmarktes
tatig sind, die systemrelevant sind und in denen Engpésse
herrschen. Auch ist der Anteil, der Nicht-Routinetatigkei-
ten ausubt, die schwerer durch Digitalisierung substituiert
werden koénnen, Uberdurchschnittlich hoch (Briicker et
al., 2025a).

Geschlechterunterschiede

Wahrend 2024 die Beschaftigungsquoten der 2015 zuge-
zogenen geflliichteten Manner mit 76 % Uber dem Durch-
schnitt der Manner im Bevdélkerungsdurchschnitt (72 %)
lagen, waren die der Frauen mit 35 % deutlich geringer
als im weiblichen Bevdlkerungsdurchschnitt (68 %). Auch
bei den Verdiensten und den Arbeitszeiten zeigt sich ein
deutliches Gefélle (Briicker et al., 2025a). Mit langerer
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Aufenthaltsdauer ist allerdings ein Anstieg der Beschafti-
gungsquoten von Frauen erkennbar.

Es erscheint auf den ersten Blick naheliegend, dieses
Gefalle auf kulturelle Faktoren zurlickzufiihren. Empi-
rische Befunde zeichnen jedoch ein differenzierteres
Bild. So unterscheiden sich die erwerbsbezogenen Wer-
te der gefllichteten Frauen, wie auch ihrer mannlichen
Partner, etwa was die Rolle der Erwerbstatigkeit fir die
Gleichberechtigung von Frauen in einer demokratischen
Gesellschaft, die Erwerbstéatigkeitswiinsche von Frau-
en und Ahnliches angeht, nicht sehr vom Bevélkerungs-
durchschnitt in Deutschland. Konservativere Positionen
zeigen sich eher bei ,,Familienwerten® wie Einstellung zu
Abtreibung und Ehescheidung (Briicker et al., 2020a).
Auch die innerfamilidre Arbeitsteilung in Kinderbetreu-
ung und Hausarbeit unterscheidet sich nicht wesentlich
vom deutschen Durchschnitt (Briicker et al., 2020a). Die
Forschung erklart das Beschéftigungsgefalle daher Uber-
wiegend durch strukturelle Faktoren — die Zahl und Alter
der Kinder sowie eingeschrankte Kinderbetreuungsange-
bote, Ungleichheiten in Bildung und Ausbildung, ein ho-
herer Frauenanteil in reglementierten Berufen, und hau-
figere Betroffenheit von psychischen Erkrankungen von
Frauen. Differenzen in der Einstellung zu Gender-Rollen
tragen dagegen statistisch nicht signifikant zur Erklarung
der Geschlechterdifferenzen unter Gefliichteten in der Er-
werbstétigkeit bei (Kosyakova et al., 2021, 2023).

Was hat geholfen, was hat geschadet?

Mit einer Beschaftigungsquote von 64 % und einer Er-
werbstéatigenquote von rund 70 % liegen die 2015 Zuge-
zogenen in Deutschland deutlich Gber dem européischen
Durchschnitt — auch wenn die internationale Datenlage
nicht vollstédndig vergleichbar ist. Wesentlich dazu bei-
getragen haben die glinstigen Arbeitsmarktbedingungen
mit einer hohen Arbeitsnachfrage im vergangenen Jahr-
zehnt. Auch gegenwartig steigen die Beschaftigungsquo-
ten der Bevolkerung aus den Asylherkunftslandern gegen
den konjunkturellen Trend weiter. Welche Faktoren haben
diese Entwicklung beglnstigt?

2015 wurden zahlreiche Anderungen in der Integrati-
onspolitik eingeleitet. So wurde das Bundesamt fiir Mi-
gration und Flichtlinge im Herbst 2015 mit dem Ziel die
Asylverfahren erheblich zu beschleunigen grundlegend
reformiert. Gleichzeitig wurden die Integrationskurse
und andere Sprachprogramme der Bundesregierung flr
Asylbewerber.innen gedffnet und ihr Angebot erheblich
ausgebaut. Gegenilber der Zuzugskohorte des Jahres
2014, die sehr viel kleiner als die Zuzugskohorten der
Jahre 2015 und 2016 war, wurden die Asylverfahren im
Ergebnis erheblich beschleunigt. Auch das Angebot an

Sprachprogrammen wurde deutlich erweitert. Auch an-
dere Prozesse, etwa die Integration in die Arbeitsvermitt-
lung und -férderung der Jobcenter wurde ausgebaut und
beschleunigt.

Empirische Studien zeigen, dass dies die Arbeitsmarkt-
integration positiv beeinflusst hat: So gehen der schnel-
lere und positive Abschluss von Asylverfahren (unter an-
derem Kosyakova & Brenzel, 2020; Briicker et al., 2024),
der Abschluss von Sprachprogrammen und eine héhere
Sprachkompetenz (Kanas & Kosyakova, 2023; Brlicker
et al., 2025b) mit einer erhéhten Erwerbstatigkeitswahr-
scheinlichkeit und Verdiensten einher. Gleiches gilt flr ei-
nen erleichterten Zugang zur Gesundheitsversorgung, der
in Deutschland anfénglich stark beschrankt war (Jaschke
& Kosyakova, 2021), und einem besseren Gesundheitszu-
stand (Brlcker et al., 2025b; GoBner et al., 2025).

Gleichzeitig traten strukturelle Probleme zutage, die bis
heute wirken: Trotz Beschleunigung dauerten viele Pro-
zesse zu lange und verzdgerten den Arbeitsmarktein-
tritt. Ein Jahr nach Zuzug waren noch 47 %, zwei Jahre
nach Zuzug 17 % der Asylverfahren nicht abgeschlossen
- ein Fortschritt gegeniber der 2014er Kohorte, aber mit
weiterem Beschleunigungspotenzial. Auch die Teilnah-
me an Integrationskursen verlief schleppend: Ein Jahr
nach Ankunft hatten 25% die Kurse abgeschlossen,
nach zwei Jahren 46 %; immerhin 82 % hatten bis dahin
einen Kurs zumindest begonnen. Arbeitsmarkt- und Be-
rufsberatung wurde nur von 41 % der Gefllichteten zwei
Jahre nach Zuzug in Anspruch genommen (Briicker et
al., 2025b).

All dies zeigt, dass zwar viel geleistet wurde, aber ein
erhebliches Potenzial nach oben besteht. Besonders re-
levant ist, dass IntegrationsmaBnahmen bei Frauen star-
kere Beschaftigungswirkungen entfalten, sie jedoch spa-
ter und seltener daran teilnehmen (Brlicker et al., 2024,
2025a). Zudem bleibt der Zugang zu Kinderbetreuung, vor
allem im Kleinkindalter, ein zentrales Hindernis flr die Er-
werbstatigkeit von Frauen.

Als problematisch erwiesen sich auch Eingriffe in Markt-
prozesse, auch wenn sie in Teilen unvermeidlich waren.
So wurden Gefllichtete bei der regionalen Verteilung
Uberdurchschnittlich in strukturschwachen Regionen
mit erhoéhter Arbeitslosigkeit angesiedelt (Briicker et al.,
2020b), was ihre Beschaftigungschancen erheblich ver-
ringerte (Aksoy et al., 2023; Brlicker et al., 2025a). Auch
Wohnsitzauflagen reduzierten die Beschéftigungswahr-
scheinlichkeit (Briicker et al., 2020b; Cardozo Silva et al.,
2023). Eine rédumliche Verteilung, die Arbeitsmarktkrite-
rien berlcksichtigt, kdnnte deshalb die Erwerbstatigen-
quoten deutlich steigern.
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Fazit

Angesichts der ungiinstigen Startbedingungen vieler Ge-
flichteter ist die deutliche Anndherung der Erwerbstati-
genquoten an den Bevodlkerungsdurchschnitt ein beacht-
licher Erfolg. Gleichwohl bestehen weiterhin erhebliche
Probleme: Zwischen Mé&nnern und Frauen zeigt sich ein
starkes Gefalle, der Leistungsbezug bleibt hoch, und die
mittleren Verdienste liegen mit 70 % des Medianlohns nur
knapp Uber der Niedriglohnschwelle.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre lassen jedoch
erwarten, dass sich Beschaftigungsquoten und Verdiens-
te weiter anndhern und damit auch der Leistungsbezug
sinken wird. Reformen wie die Beschleunigung der Asyl-
verfahren und der Ausbau von Sprach- und Integrations-
programmen haben bereits Wirkung gezeigt, kénnten
aber noch konsequenter umgesetzt werden. Zusatzliche
Fortschritte waren madglich, wenn Arbeitsmarktkriterien
bei der regionalen Verteilung starker berlcksichtigt und
Markteingriffe wie Wohnsitzauflagen vermieden wirden.

Besonders groB bleibt die Herausforderung bei der Ar-
beitsmarktintegration gefllichteter Frauen. Hier kdnnten
ein besserer Zugang zu Kinderbetreuung, friihere und
umfassendere Sprach- und Integrationsangebote, gerin-
gere Hirden in reglementierten Berufen sowie eine ver-
besserte Gesundheitsversorgung die Erwerbschancen
deutlich erhdhen. Da gefliichtete Manner im Durchschnitt
bereits gut im Arbeitsmarkt angekommen sind — ihre Be-
schaftigungsquote liegt inzwischen sogar leicht Giber dem
Bevoélkerungsdurchschnitt —, liegt bei den Frauen das
groBte ungenutzte Potenzial. Eine starkere Erwerbsbetei-
ligung von Frauen wirde nicht nur das Beschéftigungsni-
veau der Gefllichteten insgesamt erhdhen, sondern auch
langfristig positive Wirkungen fiir die Integration ihrer Fa-
milien und die Chancen der nachfolgenden Generationen
entfalten.
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Title: Ten years since 2015: A labour market review

Abstract: Refugees are accepted to provide protection from war, persecution, and displacement. This is the primary task of the asylum
system, but integration into the labour market, education system, and society is also very important. The more successfully refugees are
integrated into the labour market, the more they contribute to overall economic production, taxes, and contributions — and the lower the
fiscal burden from transfer payments and other costs. But how has this integration been successful? The world’s most comprehensive longi-
tudinal study of refugees, linked to social security data, shows that nine years after arrival, the employment rates of those who arrived in 2015
have already closely approached the population average; for male refugees, the proportion is even higher than the male population average.
The fact that the employment rate of female refugees is significantly lower is due less to cultural than to structural reasons.
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Aktive Arbeitsmarktpolitik hat Integration der
Geflichteten nachhaltig verbessert

Eine Gesamtevaluation der aktiven arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen fir Gefllichtete zeigt,
dass diese die Arbeitsmarktintegration von vielen wéhrend der Fliichtlingskrise vor etwa zehn
Jahren von Deutschland aufgenommenen Menschen wesentlich und dauerhaft verbessert haben
- mit Ausnahme der so genannten Arbeitsgelegenheiten. Auch aus fiskalischer Perspektive

fallt die Bilanz tGberwiegend positiv aus. Besonders wirksam und wirtschaftlich waren
arbeitgebernahe MaBnahmen sowie die Férderung der Aus- und Weiterbildung. Vermutlich
wurde das volle Integrationspotenzial der aktiven Arbeitsmarktpolitik wahrend gtinstiger
Rahmenbedingungen nicht ausgeschépft. Aufgrund der ungiinstigeren Arbeitsmarktsituation
lassen sich diese positiven Befunde nur bedingt auf Zugewanderte der jlingeren Zeit Uibertragen.

Als die damalige Bundeskanzlerin Merkel im August 2015
in der Bundespressekonferenz den Satz ,Wir schaffen
das!” aussprach, war dies zugleich Bekenntnis, Mahnung
und Appell. Sie stellte die Fllichtlingskrise in eine Reihe
groBer gesellschaftlicher Herausforderungen, denen sich
die Bundesrepublik zuvor mit gemeinschaftlichen An-
strengungen erfolgreich gestellt hatte. Auch diesmal be-
dirfe es erheblicher aktiver Anstrengungen, um das Ziel
zu erreichen, Gefllichtete in den Arbeitsmarkt und die Ge-
sellschaft zu integrieren.

Dem folgten Taten wie die Erleichterung des Arbeits-
marktzugangs fir Asylbewerbende und Geduldete, sowie
der Einsatz erheblicher Ressourcen fiir aktive integrati-

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veréf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

Dieser Beitrag nimmt in wesentlichen Teilen Bezug auf Forschungser-
gebnisse des Projekts ,,Begleitevaluation der arbeitsmarktpolitischen
IntegrationsmaBnahmen fir Geflichtete®, das vom Bundesministe-
rium fUr Arbeit und Soziales (BMAS) finanziert wurde. Es wurde von
2017 bis 2024 durch das Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Koope-
ration mit dem Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB),
dem Deutschen Institut fur Wirtschaftsforschung (DIW Berlin), dem
RWI - Leibniz-Institut fir Wirtschaftsforschung, dem Institut fur An-
gewandte Wirtschaftsforschung (IAW), dem Institut Arbeit und Quali-
fikation (IAQ), Universitét Duisburg-Essen sowie Kantar durchgefiihrt.
Ein kirzlich erschienener Bericht (Rinne et al., 2025) erweitert die in
einem friiheren Bericht (Bonin et al., 2021) durchgeflhrten quantita-
tiven Analysen auf Basis eines um zwei Jahre verlangerten Beobach-
tungszeitraums. Hier vertretene Ansichten geben allein die Meinung
der Autoren und nicht unbedingt die der Auftraggeberin der Begleit-
evaluation oder der Ubrigen daran beteiligten Institutionen oder Per-
sonen wieder.

onspolitische MaBnahmen, nicht zuletzt durch die Aus-
weitung und Anpassung bereits vorhandener Instrumente
der aktiven Arbeitsmarktpolitik des Bundes auf die neue
Zielgruppe.

Gesamtevaluation der arbeitsmarktpolitischen
IntegrationsmaBnahmen

Zehn Jahre danach lassen sich langfristige Integrations-
effekte dieses Instrumenteneinsatzes bewerten. So liefert
eine kirzlich erschienene umfassende Evaluationsstu-
die (Rinne et al., 2025) Erkenntnisse zur Wirksamkeit und
Wirtschaftlichkeit von finf zentralen Instrumenten der Ar-
beitsférderung in den Rechtskreisen SGB Il und SGB lIl.
Diese Studie analysiert MaBnahmen- und Erwerbsbio-
grafien von Gefliichteten, die seit Anfang 2015 im Kontext
von Fluchtmigration nach Deutschland eingereist sind
und zwischen August 2017 und September 2018 eine der
am haufigsten eingesetzten Arten aktiver arbeitsmarkt-

Prof. Dr. Holger Bonin ist Wissenschaftlicher
Direktor des Instituts fir Héhere Studien (IHS) in
Wien.

Dr. Ulf Rinne ist Head of Scientific Management
und Senior Research Associate am
Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit (1IZA) in
Bonn.

Wirtschaftsdienst 2025 | 9



Tabelle 1
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Effekte der MaBnahmenteilnahme auf Kennziffern der Arbeitsmarktintegration und Einnahmen-Ausgaben-
Bilanz, jeweils in den ersten 60 Monaten nach MaBnahmeneintritt

Bruttoeinkommen Einnahmen-

Monate in Monate im aus Beschaftigung  Ausgaben-Bilanz
Beschaftigung Hilfebezug (in Euro) (in Euro)

MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung

MaBnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) 9,1 -6,4 20.768 8.869

MaBnahmen bei einem Tréger (MAT) 1,8 -1,5 4.002 814
MaBnahmen zur Berufswahl und Berufsausbildung

Einstiegsqualifizierung (EQ) 22,0 -2,8 15.123 2.404

ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 4,2 -1,7 10.630 2.241
Forderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) 5,0 -6,8 25.043 11.633
Eingliederungszuschisse (EGZ) 14,9 -14,8 40124 19.527
Arbeitsgelegenheiten (AGH) -0,2 11 25 -2.217

Durchschnitt Gber alle Teilnehmenden. Bei EGZ umfassen die Bruttoeinkommenseffekte die anféngliche Forderung.

Quelle: Rinne et al. (2025, Tabellen 6.1 und 8.1), eigene Berechnungen.

politischer IntegrationsmaBnahmen begonnen haben
oder hatten beginnen kdnnen:

e die MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein-
gliederung, darunter MaBnahmen bei einem Arbeitge-
ber und MaBnahmen bei einem Trager,

e die MaBnahmen zur Berufswahl und Berufsausbildung,
darunter die Einstiegsqualifizierung und ausbildungs-
begleitende Hilfen,

e die Forderung der beruflichen Weiterbildung,

e Eingliederungszuschuisse,

e Arbeitsgelegenheiten.

Die Wirkungsanalysen dieser Evaluation beruhen auf ei-
nem Matching-Ansatz. Hierbei werden die von Teilneh-
menden erreichten Werte der ZielgroBen mit denjenigen
von Nichtteilnehmenden (,statistischen Zwillingen®) ver-
glichen, die gemaB eines umfangreichen Satzes beo-
bachteter Merkmale zum Zeitpunkt des MaBnahmen-
beginns der Teilnehmenden anndhernd dieselbe Wahr-
scheinlichkeit aufweisen, die jeweilige MaBnahme zu
beginnen. Dieser Ansatz beruht auf der Annahme, dass
sich die betrachteten ZielgréBen bei Teilnehmenden und
Nichtteilnehmenden in Abwesenheit der MaBnahme ahn-
lich entwickelt hatten. Unter dieser Voraussetzung lassen
sich Unterschiede in den ZielgréBen zwischen den bei-
den Gruppen nach MaBnahmenbeginn urséchlich auf die
MaBnahmenteilnahme zurlckfihren.

Bei der Interpretation der nachfolgend dargestellten

Evaluationsergebnisse gilt es zu beachten, dass die un-
tersuchten MaBnahmen unterschiedliche Zielsetzungen

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

verfolgen und darum flr unterschiedliche Gruppen von
Gefllichteten bevorzugt eingesetzt wurden. So waren et-
wa im in der Studie erfassten Férderzeitraum rund zwei
Drittel aller Teilnehmenden an MaBnahmen zur Berufs-
wahl und Berufsausbildung jlinger als 25 Jahre, aber fast
niemand alter als 35 Jahre. Bei allen anderen MaBnahmen
war dagegen jeweils etwa ein Drittel der Teilnehmenden in
diesem, gemessen an der Altersstruktur aller Gefliichte-
ten, recht fortgeschrittenen Alter.

Auch bezlglich der Berufserfahrung und der beruflichen
Qualifikationen unterscheiden sich die Zielgruppen teils
erheblich. Zum Beispiel zeichnen sich die Teilnehmen-
den an Forderungen der beruflichen Weiterbildung und
Eingliederungszuschiissen durch eine recht groBe Ar-
beitsmarktnahe aus, wahrend Teilnehmende an Arbeits-
gelegenheiten zuvor nur sehr selten beschaftigt waren
und haufig Gber keinen Berufsabschluss verfiigen. Solche
Unterschiede beeinflussen systematisch die Integrati-
onschancen am Arbeitsmarkt, weshalb die betrachteten
MaBnahmen jeweils separat zu bewerten sind.

MaBnahmen langfristig wirksam und wirtschaftlich -
mit einer Ausnahme

Tabelle 1 fasst zentrale geschéatzte Effekte der MaBnah-
menteilnahme flr die flinf untersuchten Typen von Inst-
rumenten zusammen. Sie enthélt erstens die Wirkungen
mit Bezug auf drei KenngroBen der Arbeitsmarktinte-
gration, die jeweils Uber den Beobachtungszeitraum von
fainf Jahren ab MaBnahmenbeginn aufsummiert werden:
die Zahl der Monate in Beschaftigung und im Hilfebezug,
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sowie das Bruttoeinkommen aus abhéngiger Beschifti-
gung. Zum Beispiel waren Teilnehmende an einer MaB-
nahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung bei
einem Arbeitgeber (MAG) im Durchschnitt tber alle Teil-
nehmenden innerhalb der ersten 60 Monate nach MaB-
nahmeneintritt insgesamt etwa ein Dreivierteljahr l&nger
beschaftigt und gut ein halbes Jahr kiirzer im Hilfebezug
als — bis auf die MaBnahmenteilnahme - vergleichbare
Nichtteilnehmende. Aufgrund der besseren Arbeitsmarkt-
integration erzielten sie in den flnf Jahren nach Eintritt in
die MaBnahme insgesamt ein um 20.768 € héheres Brut-
toeinkommen aus Beschaftigung.

Zweitens enthdalt Tabelle 1 die Resultate einer auf Bar-
werte zum Zeitpunkt des Eintritts in die MaBnahme dis-
kontierten Kosten-Nutzen-Bilanz Uber 60 Monate nach
MaBnahmenbeginn. Deren Grundlage sind einerseits
die geschétzten durchschnittlichen teilnahmebedingten
Veranderungen im Einkommen aus geringflgiger und
sozialversicherungspflichtiger Beschéftigung (bzw. sich
daraus ableitende zuséatzliche direkte und indirekte Steu-
ern sowie Sozialbeitrdge), sowie die durchschnittlichen
Einsparungen bei den Sozialleistungen infolge eines kiir-
zeren Hilfebezugs. Andererseits werden die maBnahmen-
spezifischen Kosten pro Férderfall angesetzt. Auf diese
Weise ergibt sich beispielsweise fir die MAG-Teilnahme
eine positive Einnahmen-Ausgaben-Bilanz von im Durch-
schnitt rund 8.900 € pro Férderfall.

Die im Vergleich gréBten Integrationseffekte zeigen sich
bei den Eingliederungszuschiissen (EGZ), einer Teilfor-
derung des Lohns fiir Arbeitgeber, die schwer zu vermit-
telnde Arbeitsuchende einstellen. Gefliichtete mit EGZ-
Férderung waren gegenlber ansonsten vergleichbaren
Gefllichteten ohne Férderung nach fiinf Jahren im Durch-
schnitt rund 15 Monate ldnger beschaftigt und klrzer im
Hilfebezug. Ihr kumuliertes Erwerbseinkommen war — ein-
schlieBlich des Arbeitgeberzuschusses — Uber 40.000€
hoéher. Die starke Wirksamkeit der EGZ auch bei Geflliich-
teten beruht darauf, dass sie eine erfolgreiche Vermitt-
lung in reguldre Beschaftigung voraussetzen. Diese an-
spruchsvolle Hirde ist aber schwer zu nehmen, sodass
die Férderung nur relativ wenige erreicht, die eine Positiv-
auswahl unter allen Geflichteten darstellen.

Im Gegensatz dazu haben sehr viele Gefllichtete niedrig-
schwellige und kurzlaufende MaBnahmen zur Aktivierung
und beruflichen Eingliederung bei einem Trager (MAT)
durchlaufen. Diese hatten zwar deutlich schwéchere In-
tegrationswirkungen als entsprechende MaBnahmen bei
einem Arbeitgeber (MAG), welche allerdings bei arbeits-
marktn&heren Geflichteten zum Einsatz kamen. Dennoch
konnten mit MAT im Durchschnitt der Hilfebezug signifi-
kant (um eineinhalb Monate) verkilrzt und die Beschéaf-

tigung deutlich (um etwa zwei Monate, verbunden mit
4.000€ Mehreinkommen) verbessert werden.

Anders als MAT geht die Férderung der beruflichen Wei-
terbildung (FbW) mit splrbaren Lock-in-Effekten einher.
Positive Integrationseffekte setzen erst zeitverzégert mit
dem Abschluss der geférderten QualifizierungsmaBnah-
me ein. Uber finf Jahre betrachtet, bewirkt die Qualifizie-
rung der Gefliichteten jedoch einen spiirbar verbesserten
Integrationsverlauf am Arbeitsmarkt. Das damit aufge-
baute Humankapital erweist sich als marktfahig: FbW-
Teilnehmende sind im Mittel fast sieben Monate kiirzer im
Leistungsbezug, finf Monate langer abhdngig beschaf-
tigt und erzielen ein insgesamt um gut 25.000€ héheres
Bruttoeinkommen.

Ebenfalls Humankapital aufgebaut wurde mit den MaB-
nahmen zur Berufsauswahl und Berufsausbildung. Die
Einstiegsqualifizierung (EQ), ein sozialversicherungs-
pflichtiges Praktikum mit Zuschuss zur Arbeitgebervergl-
tung, hat einen Anstieg der Zeit in Beschéaftigung um fast
zwei Jahre bewirkt, vor allem, weil sie hdufiger zur Auf-
nahme einer betrieblichen Ausbildung fiihrt. Die Berufs-
ausbildung bedeutet flir Geférderte gegentiber vergleich-
baren nicht geférderten Gefliichteten zunachst einen Ein-
kommensverlust, weil die Ausbildungsvergitung niedriger
ist als der mogliche Arbeitslohn bei einer Beschaftigung
ohne Ausbildung. Die Investition in die berufliche Quali-
fizierung rechnet sich aber. Die Quote der Geférderten
mit erfolgreichem Ausbildungsabschluss ist hdher als in
der Kontrollgruppe, was auf Dauer zu stabilerer Beschaf-
tigung und héheren Einkommen fihrt. Finf Jahre nach
Beginn der MaBnahme belauft sich der gesamte Einkom-
mensvorteil der EQ-Gefdrderten bereits auf gut 15.000 €.
In der Praxis hat es der anfangliche Einkommensnachteil
allerdings spurbar erschwert, gefllichtete Jugendliche zur
Aufnahme einer EQ zu bewegen.

Etwas geringere positive Effekte zeigen sich bei einer For-
derung durch ausbildungsbegleitende Hilfen (abH). Diese
wirken lediglich Uber eine Verringerung der Ausbildungs-
abbrliche, was sich langfristig in hdheren Bruttoeinkom-
men niederschldgt. Sie erhéhen in Relation zu vergleich-
baren Gefliichteten ohne Forderung aber nicht den Anteil
derjenigen, die eine Ausbildung aufnehmen.

Lediglich eine unwirksame MaBnahme

Die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten (AGH) fir Ge-
flichtete war als einzige der untersuchten MaBnahmen
praktisch unwirksam. Dies deckt sich mit Evaluationen
flr andere Zielgruppen, wonach die Arbeitsbeschaffung
im sekundaren Arbeitsmarkt als Brlicke in reguldre Be-
schaftigung selten funktioniert. Insofern ist es positiv,
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dass AGH bei Gefllichteten kaum eingesetzt wurden. Al-
lerdings wurden Uberdurchschnittlich haufig geflichtete
Frauen auf diese MaBnahme verwiesen, obwohl diese von
den anderen aktiven arbeitsmarktpolitischen MaBnah-
men nachhaltiger — und teils starker als gefliichtete Man-
ner — profitiert hatten.

Sieht man von den AGH ab, hat der Einsatz von aktiven
arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen nicht nur positive
Wirkungen auf den Integrationsverlauf der betrachteten
Geflichteten, sondern ist fir die 6ffentliche Hand auch
wirtschaftlich. Bereits nach finf Jahren Ubersteigen die
mit dem bewirkten Integrationsfortschritt der geférderten
Gefllichteten am Arbeitsmarkt einhergehenden héheren
Einnahmen aus Steuern und Sozialbeitrdgen zusammen
mit den Einsparungen infolge verringerter Hilfebedlrftig-
keit die direkten Kosten der Férderung pro Fall. Dies gilt
sowohl bei den im Vergleich schwacher wirkenden Inst-
rumenten, da diese mit geringeren Fallkosten verbunden
sind, als auch bei den deutlich teureren, zugleich aber
auch deutlich starker wirkenden Instrumenten, insbeson-
dere bei den Eingliederungszuschiissen und der Forde-
rung der beruflichen Weiterbildung.

Die — hier nicht gezeigten — Verlaufsmuster der Uber flnf
Jahre hinweg monatlich geschéatzten Wirkungen der MaB-
nahmenteilnahme lassen zudem erwarten, dass die Inte-
grationseffekte nachhaltig sind. Insbesondere bei den auf
Verbesserungen des Humankapitals ausgerichteten Inst-
rumenten zeichnet sich ab, dass vergleichbare Gefllichte-
te ohne Férderung auch nach dem erfassten Zeitfenster
am Arbeitsmarkt nicht zu den Geférderten aufschlieBen
werden. Demnach dirften sich die fiskalischen Ertrage
der IntegrationsmaBnahmen Uber die Zeit noch vergré-
Bern.

Vorliegende Befunde nur bedingt libertragbar

Die oben vorgestellten Befunde legen nahe, den Einsatz
der als gut wirksam und wirtschaftlich evaluierten aktiven
arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen bei Gefllichteten
auszuweiten. Allerdings sollte man dabei behutsam vor-
gehen, denn mit einem intensiveren MaBnahmeneinsatz
kénnen leicht Geforderte mit anderen Ausgangsvoraus-
setzungen in die MaBnahmen gelangen, bei denen diese
nicht oder nicht so stark wirken wie in der bisher unter-
suchten Gruppe. AuBerdem kdnnte sich bei einer Auswei-
tung mangels ausreichender Ressourcen die Qualitat in
der Umsetzung prinzipiell zielgruppenadaquater MaBnah-
men verandern.

In jedem Fall vermieden werden sollten systematische

Benachteiligungen im Zuweisungsprozess, die geeignete
Zielpersonen von flr sie passenden, wirksamen MaBnah-
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men ausschlieBen. Dies war im Analysezeitraum im Um-
gang mit weiblichen Gefllichteten offenbar der Fall. Neben
Problemen bei der Sicherung der Vereinbarkeit von MaB-
nahmenteilnahme und familidren Verpflichtungen haben
geschlechter- und kulturelle Stereotype auf der Ebene der
Arbeitsverwaltung dazu beigetragen, dass gefllichtete
Frauen deutlich seltener in aktive arbeitsmarktpolitische
MaBnahmen eingemiindet sind als mannliche Gefllichte-
te, obwohl sie zumindest ebenso — und teils sogar starker
— davon profitiert hatten als Ménner (Brussig et al., 2022).

Befunde, die aus den MaBnahmen- und Integrationshisto-
rien der Menschen gewonnen wurden, die in der Hochzeit
der Fluchtmigration 2015/2016 aus humanitaren Griinden
in Deutschland aufgenommen wurden, lassen sich aus
diversen Griinden nur sehr eingeschrankt auf jlingere
Fluchtbewegungen Ubertragen. Erstens haben sich seit-
her die Fluchtgeschichte, mitgebrachte Qualifikationen
und Erwerbsbiografien sowie weitere flr die Integration in
den Arbeitsmarkt essenzielle sozio-demografische Merk-
male erheblich verandert — am deutlichsten erkennbar bei
den Gefliichteten aus der Ukraine infolge des russischen
Angriffskriegs.

Zweitens sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
heute grundlegend anders. Gefllichtete, die in 2017/2018
in arbeitsmarktpolitische MaBnahmen eintraten, taten
dies in einem durch eine starke Nachfragedynamik ge-
pragten Arbeitsmarkt mit vielen offenen Stellen auch fir
weniger qualifizierte bzw. leistungsfahige Arbeitsuchen-
de. Den aktuellen Arbeitsmarkt pragen dagegen multip-
le Krisen, anhaltende konjunkturelle Schwéche und ein
tiefgreifender struktureller Wandel. Die schwache Einstel-
lungsdynamik schmalert die Erfolgschancen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik.

Drittens haben sich die Unterstlitzungsstrukturen fir Ge-
flichtete verandert. Zum einen ist viel von dem in der ers-
ten Reaktion auf die historische Herausforderung stark
ausgepragten Engagement der Zivilgesellschaft inklusive
der Arbeitgeber weggebrochen, das die aktive Arbeits-
marktpolitik flankiert hat und Integrationsdynamiken po-
sitiv verstérkt haben dirfte. Zum anderen stehen heute
weniger Ressourcen flir eine qualitativ hochwertige und
wirkungsvolle Umsetzung aktiver IntegrationsmaBnah-
men zur Verflgung — etwa weniger Aus- und Weiterbil-
dungsangebote.

Gleichwohl lassen sich aus der umfassenden Evaluation
aktiver arbeitsmarktpolitischer IntegrationsmaBnahmen
einige generelle Erkenntnisse ableiten, die auch in der wei-
teren Literatur abgesichert sind. Besonders effektiv und
effizient sind Instrumente, die Arbeitgeber eng einbinden
und eine Beschaftigung im ersten Arbeitsmarkt voraus-
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setzen. Sie ermoglichen eine passgenaue Ausrichtung der
Interventionen an den Bedurfnissen des lokalen Arbeits-
markts und zielfihrende Qualifizierung in den Betrieben.
Um diesen Ansatz erfolgreich umzusetzen, ist jedoch eine
intensive, effektive Arbeitgeberansprache durch die Ar-
beitsverwaltung erforderlich. Zudem rechnen sich Sozi-
alinvestitionen in Geflichtete in Form einer bedarfs- und
zielgruppenadaquaten beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung. Integration durch Qualifizierung verlangt von allen
Beteiligten einen ldngeren Atem, ist aber auf Dauer weit-
aus zielflhrender als schnelle Beschaftigungsaufnahme.
Eine hochwertige Sprachforderung ist hierflr eine ele-
mentare Voraussetzung. Dabei sollte der Erwerb berufs-
bezogener Sprachkenntnisse durch entsprechende tatig-
keitsnahe Angebote nicht nachrangig behandelt werden.

Haben wir es also ,,geschafft“?

Gewiss ist in der Rickschau nicht alles perfekt gelaufen.
Doch im Bewusstsein, mit einer historischen Herausfor-
derung konfrontiert zu sein, ist es Deutschland auf dem
Hbhepunkt der Fluchtmigration vor einem Jahrzehnt ge-
lungen, die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik
agil auszuweiten und an eine komplexe Zielgruppe anzu-
passen, in der ein hoher Anteil ungewdhnlich schlechte
Ausgangsvoraussetzungen mitbrachte. Dieser Faktor hat
dazu beigetragen, dass die Integration der Gefllichte-
ten in Beschaftigung im Vergleich zu frilheren Kohorten
humanitédrer Zuwanderung und auch im internationalen
Vergleich recht glinstig verlaufen ist. Haben wir es also
~geschafft“?

Einen ersten Orientierungspunkt liefert die IAB-BAMF-
SOEP-Befragung. GemaRB dieser erreichte die Erwerbs-
tatigenquote der Gefliichteten, die im Jahr 2015 nach
Deutschland zugezogen sind, im Jahr 2022 64 % (BrU-
cker et al., 2024). Diese Kohorte von Gefllichteten hatte
sich damit, nach nur sieben Jahren Aufenthalt, der Er-
werbstatigenquote in der deutschen Gesamtbevélkerung
mit Migrationserfahrung von rund 70 % bereits sehr weit
angenahert.

Eine differenziertere Einordnung ermdglicht ein Gedan-
kenexperiment von Berbée und Stuhler (2025). Es basiert
auf der Erkenntnis, dass sich die zu erwartenden Inte-
grationsverlaufe von zugewanderten Kohorten bereits an-
hand einer geringen Zahl von erklarenden Variablen recht
gut vorhersagen lassen. Dazu z&hlen insbesondere die
sozio-demografische Zusammensetzung der Zuwande-
rungskohorte und — mit kleinerem Gewicht — die bei An-
kunft in Deutschland herrschende gesamtwirtschaftliche
Lage. Auf dieser Grundlage lasst sich ein hypothetisch
erwartbarer Integrationsverlauf ermitteln und mit dem
tatsdchlich beobachteten Verlauf vergleichen. Eine Diffe-

renz zwischen beiden Verlaufen deutet auf zusatzliche, im
Prognosemodell nicht berlicksichtigte Integrationstreiber
hin, etwa den Einsatz wirksamer arbeitsmarktpolitischer
MaBnahmen.

Dieser analytische Ansatz zeigt: In den ersten beiden
Jahren nach Ankunft verlief die Integration der um das
Jahr 2015 aufgenommenen Gefllichteten in Beschéfti-
gung etwas langsamer, als es allein auf Basis ihrer sozio-
demografischen Struktur zu erwarten gewesen ware. Ab
dem dritten Jahr Ubertraf der tatséchliche Grad der Inte-
gration jedoch die prognostizierten Werte. Die Differenz
betragt zwar nur wenige Prozentpunkte, liegt damit aber
im Rahmen dessen, was angesichts der eingangs zu-
sammengefassten mikro6konomisch basierten Evalua-
tionsergebnisse zu erwarten ist. Das Integrationsmuster
passt zudem zu einem investiven, auf den Aufbau von
geeignetem Humankapital ausgerichteten Forderansatz.
Durch den Eintritt in qualifizierende MaBnahmen wirken
zunachst Lock-in-Effekte, wahrend sich im Anschluss
die Arbeitsmarktintegration dauerhaft verbessert. Genau
dieser Verlauf zeigt sich in der Analyse von Berbée und
Stuhler (2025) besonders bei Geflliichteten mit hdheren
Chancen auf Zugang zu FérdermaBnahmen.

Allerdings: Wird die hohe Aufnahmeféhigkeit des deut-
schen Arbeitsmarkts vor einem Jahrzehnt in die Prognose
eingebettet, ware eine noch schnellere Arbeitsmarktin-
tegration der Gefllichteten zu erwarten gewesen. Dieser
Befund von Berbée und Stuhler (2025) lasst sich durch
strukturelle Kapazitdtsengpésse begriinden, wie sie etwa
beim Einsatz der in diesem Beitrag betrachteten aktiven
arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen, beim Zugang zu
Sprachkursen oder allgemeiner in mit der Aufnahme von
Gefllchteten verbundenen administrativen Prozessen auf
dem historischen Hohepunkt der Fluchtmigration kaum
zu vermeiden waren. AuBerdem dirfte der groBe Zustrom
Konkurrenzsituationen am Arbeitsmarkt verstarkt haben,
auch innerhalb der Gruppe der Gefllichteten (Albert et al.,
2021). Damit verbundene Verdridngungseffekte kdnnen
zumindest in der klirzeren Frist die Integration in Beschaf-
tigung bremsen.

Fazit: Es ware noch mehr méglich gewesen

In mancher Hinsicht haben wir es also tatsédchlich ge-
schafft: Die aktiven arbeitsmarktpolitischen Integrations-
maBnahmen des Bundes haben die Integration der im Zu-
ge der Flichtlingskrise nach Deutschland gekommenen
Menschen splrbar vorangebracht. Allerdings wurde die-
ser Erfolg durch ein auBergewodhnlich gutes wirtschaftli-
ches Umfeld mit einem besonders aufnahmefahigen Ar-
beitsmarkt sehr begiinstigt. Er lieBe sich unter heutigen
Bedingungen kaum wiederholen. Zudem wurden offenbar
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einige damals vorhandene Chancen nicht vollstandig ge-
nutzt: Mit einer noch intensiveren Férderung der Aus- und
Weiterbildung unter Beteiligung der Arbeitgeber und einer
starkeren Unterstlitzung flr die vielen — entgegen géan-
gigen Vorurteilen — arbeitsmarktnahen Frauen in der da-
maligen Flichtlingskohorte wére wohl eine noch bessere
Integration in Beschaftigung méglich gewesen.
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Title: Active labour market policies have lastingly improved refugee integration in Germany

Abstract: A comprehensive evaluation of active labour market policy measures for refugees shows that these have significantly and
sustainably improved the labour market integration of many individuals admitted to Germany during the refugee crisis about ten years
ago — except job creation schemes. The fiscal impact is also predominantly positive. Employer-oriented programmes and

vocational education and training proved to be particularly effective and cost-efficient. However, the full integration potential of active
labour market policies was likely not realised. Due to changed conditions, the positive evaluation outcomes can only be partially applied

to recent immigrants in the context of refugee migration.
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Zehn Jahre ,Wir schaffen das“: Lehren aus und
uber Migrationsforschung

Wie wirksam ist Migrationspolitik in der Steuerung von Migrationsstrémen? Die neuere
Forschung zeigt, dass Politik Migrationsprozesse beeinflussen, sie aber nicht vollstandig
steuern kann. MaBnahmen, die eher symbolischer Natur im Zielland sind, entfalten

begrenzte Wirkung auf Migrationsentscheidungen. Diese werden heterogen getroffen.

Neben 6konomischen Erwagungen pragen Netzwerke, Normen, Sicherheit, Geschlecht und
Bildung die Entscheidung zu gehen und die Wahl des Ziellandes. Push-Faktoren wie Konflikte
oder Verfolgung bleiben zentrale Treiber, die sich politisch nur begrenzt durch das Zielland
beeinflussen lassen. Diese sind oft wichtiger als Pull-Faktoren, um die sich die politische

Debatte in Deutschland vorwiegend dreht.

Als Angela Merkel im September 2015 den Satz ,Wir
schaffen das“ pragte, stand Deutschland im Zentrum ei-
ner historischen Migrationsbewegung. Innerhalb weniger
Monate kamen Hunderttausende Gefllichtete aus Syrien,
Afghanistan und anderen Krisenregionen. Der Satz wurde
zu einem Symbol und wird noch immer im Zusammen-
hang mit Integration genutzt — oft mit negativer Konno-
tation.

RegelmaBige Hilferufe der Kommunen zeigen, dass Uber
allem die Frage schwebt: Wie viele Menschen kommen ei-
gentlich in Deutschland im Kontext Asyl und Flucht an?
Im Vergleich zur dominierenden Debatte tUber Flucht und
Asyl wird weniger Uber Arbeits- und Bildungsmigranten
gesprochen, obwohl Einigkeit besteht, dass Deutschland
hier zusatzliche Zuwanderung braucht. In diesem Beitrag
geht es weniger um das Thema Fachkraftegewinnung,
sondern vor allem um irregulédre Migration — also jene Per-
sonen, die ohne gultiges Visum bei uns ankommen und
dann oft Asyl beantragen.

Zehn Jahre nach Merkels ,Wir schaffen das” ist es ein
guter Zeitpunkt, Bilanz zu ziehen, was wir seither gelernt
haben. Wie treffen Menschen Migrationsentscheidungen,
welche Rolle spielt Politik fiir die Steuerung von Migration
und welche Lehren ergeben sich daraus fir die Debatte
um Push- und Pull-Faktoren?

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

Politik und ihre Wirkung auf Migration

Ein erster wichtiger Befund der letzten Dekade ist, dass
Politik machtig ist. In einer vor kurzem erschienenen
Studie haben Jasper Tjaden und ich untersucht, ob die
Offenheit signalisierende Politik der Bundesrepublik im
September 2015 zu langfristig mehr irreguldrer Migra-
tion gefuhrt hat (Tjaden & Heidland, 2024). Wir kamen
zum Ergebnis: Es gab keinen langfristigen Pull-Effekt, der
Deutschland attraktiver gemacht hatte und so die Zahl
der Geflichteten nach Deutschland signifikant erhéht
hatte. Symbolische MaBnahmen, wie das beriihmte Selfie
der Kanzlerin, die kurzfristig in Medienartikeln und Politik
als wirkmachtiger Pull-Faktor diskutiert wurden, wurden
offenbar durch gegenlaufige PolitikmaBnahmen gekon-
tert. Ein zentrales Beispiel war das EU-TUrkei-Abkommen
von 2016. Dieses Abkommen sorgte flir einen drastischen
Riickgang irreguldrer Ankiinfte liber die Agais, indem es
die Erfolgswahrscheinlichkeit fir Migranten senkte.

Nichtsdestotrotz gibt es andere Langfristeffekte einer of-
fenen Politik, z. B. Netzwerkeffekte: Wenn beispielsweise
Familienmitglieder oder schlicht eine gréBere Diaspora
vor Ort sind, fallt die Integration leichter und man migriert
eher in das entsprechende Land (McKenzie & Rapoport,
2007).

Prof. Dr. Tobias Heidland ist Direktor des
Forschungszentrums Internationale Entwicklung
am IfW in Kiel.
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Aktuell ist das Thema der Sozialleistungen fir
Asylbewerber:innen politisch hoch im Kurs. Ein gerne zi-
tiertes Beispiel ist das dénische: Agersnap et al. (2020)
legen nahe, dass rigide Politiken einen abschreckenden
Effekt haben. Aber dieser Effekt wirkt eher umleitend. Die
dénische Politik, Sozialleistungen fir Asylbewerber:innen
zu kilrzen, hatte kaum Einfluss auf das ,,Ob“ der Migra-
tion, sondern verénderte vor allem die Verteilung inner-
halb Europas. Zugleich wurde die Integration erschwert
(Arendt et al., 2022). Auch aktuelle experimentelle Studien
(Beber et al., 2024) legen nahe, dass sich wenig an den
grundlegenden Migrationsabsichten &ndert, wenn man
den Zugang zu Sozialleistungen kiirzt. Die Lehre aus die-
sem politisch wichtigen Beispiel ist eindeutig: Politik kann
Migrationsbewegungen beeinflussen. Es scheint aber
nicht so simpel zu sein, dass Menschen einfach im Her-
kunftsland bleiben.

Wie Menschen Migrationsentscheidungen treffen

Um besser zu verstehen, wie Politik wirken kann, lohnt
es sich, einen Blick darauf zu werfen, wie Menschen Mi-
grationsentscheidungen treffen. Hier hat die Forschung
in den letzten Jahren groBe Fortschritte gemacht. Die
okonomische Migrationsforschung hat methodisch und
inhaltlich enorm an Tiefe gewonnen. Klassische 6kono-
mische Modelle, wie sie von Sjaastad (1962), Harris und
Todaro (1970) und auch Borjas (1987) entwickelt wurden,
betrachteten Migration zunachst als rationalen Akt der
Nutzenmaximierung des Individuums und fokussierten
dabei auf die monetére Dimension: Personen vergleichen
ihr erwartetes Einkommen am Zielort mit den Kosten der
Migration und entscheiden dann, ob sich die Migration
lohnt. Spatere Arbeiten, etwa die New Economics of La-
bor Migration (Stark & Bloom, 1985), weiteten diesen Blick
und betonten die Rolle von Haushalten, die Migration
als Strategie zur Risikodiversifizierung und zum Zugang
zu Krediten einsetzen. Viele Haushalte nutzen Migration
nicht primér als Suche nach héherem Einkommen, son-
dern als Versicherung gegen Einkommensausfélle oder
Schocks (Morten, 2019; Meghir et al., 2022). Hinzu kamen
Einsichten Uber die Bedeutung von Netzwerken, die Kos-
ten senken und Chancen eréffnen (McKenzie & Rapoport,
2007), sowie die Rolle individueller Praferenzen wie Risi-
koaversion oder Zeitpraferenz (Jaeger et al., 2010).

Doch auch diese Ansétze blieben oft auf eine eher homo-
gene Logik beschrénkt. Sie unterstellen, dass alle poten-
ziellen Migrant:innen ihre Entscheidungen auf die gleiche
Weise treffen. Jlngere Forschung zeigt jedoch, dass
dies ein Zerrbild ist. Laborexperimente von Batista und
McKenzie (2023) verdeutlichen etwa, dass ein Teil der Be-
fragten in Kenia nicht primdr Einkommensmaximierung,
sondern Kostenminimierung (etwa fir die Reise) betreibt.
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Auch eigene, sehr aktuelle Untersuchungen aus Ke-
nia und Nigeria (Detlefsen et al., 2025a; Detlefsen et al.,
2025b) zeigen Ahnliches, ndmlich dass sich individuelle
Entscheidungslogiken deutlich unterscheiden. Manche
Individuen folgen einer umfassenden Nutzenmaximie-
rung, bei der viele Faktoren in die Abwagung einflieBen.
Andere konzentrieren sich auf den reinen monetaren
Nettoertrag, wieder andere minimieren strikt Risiken wie
die Wahrscheinlichkeit zu sterben oder zurtickgeschickt
zu werden. Eine vierte Gruppe fokussiert sich konse-
quent auf Kostenminimierung. SchlieBlich gibt es auch
Menschen, die unabhéngig von allen Attributen immer
oder nie migrieren wirden. Diese Unterschiede sind kei-
neswegs zuféllig. Hoher gebildete und geduldigere Men-
schen legen stérkeres Gewicht auf langfristige Sicherheit
und legale Aufenthaltsoptionen. Frauen reagieren in un-
serem Experiment besonders sensibel auf die gesell-
schaftliche Aufnahme im Zielland (die berihmte ,Willkom-
menskultur®).

Darlber hinaus pragen unseren Ergebnissen zu Folge
soziale Normen und Narrative das Entscheidungskalkdl.
Wenn unsere Teilnehmenden berichten, dass in ihrer Um-
gebung Migration als Zeichen von Ehrgeiz und Erfolg gilt,
sind Menschen risikobereiter. Wo Rickkehrer:innen stig-
matisiert werden, steigt die Bereitschaft, hohe Risiken in
Kauf zu nehmen — man muss es irgendwie schaffen, um
nicht das Gesicht zu verlieren. Umgekehrt dampfen res-
triktive Normen — etwa gegen die Migration von Frauen
- die Migrationsneigung. Auch Erwartungen Uber die Zu-
kunft spielen eine zentrale Rolle: Wer pessimistisch auf
die wirtschaftliche Entwicklung im Herkunftsland blickt,
sieht Migration eher als einzige Option, selbst wenn die
objektiven Fakten nicht anders sind als bei den Mitbir-
gern. Verzerrte Informationen Uber Arbeitsmdglichkeiten
oder rechtliche Zugange im Ausland beeinflussen diese
Wahrnehmungen zusatzlich.

Migrationsforschung wachst zusammen

Die ©6konomische Migrationsforschung ist zunehmend
von anderen Sozialwissenschaften beeinflusst und pro-
fitiert von der Zusammenarbeit auch mit qualitativ For-
schenden in GroBprojekten. Generell kann man sagen,
dass die Migrationsforschung immer starker zusammen-
wachst. Sozialwissenschaftliche Ansatze ergdnzen und
bereichern heute die 6konomischen Perspektiven. Die
empirischen Ansétze gleichen sich an. Und auch konzep-
tionell bewegt man sich langsam aufeinander zu. Ein bei-
spielhafter Briickenbauer ist das ,,Aspiration/Capability“-
Modell: Migration hé&ngt in diesem Ansatz sowohl vom
Willen, also der Aspiration, als auch von den realen Mog-
lichkeiten, also der Ability, ab (Carling, 2002; de Haas,
2021). Das ist gar nicht weit von den 6konomischen Stan-
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dardmodellen weg, erlaubt aber mehr Tiefe, da es auch
die Frage stellt, wer Uberhaupt eine Aspiration entwickelt
zu migrieren und warum.

Migrationsentscheidungen sind also nicht rein monetar
getrieben. Okonomische Motive kdnnen eine Rolle spielen,
gerade bei Menschen, die fliehen, stehen jedoch Push-
Faktoren wie Konflikte, Gewalt oder Umweltkatastrophen
im Vordergrund (Neumayer, 2005; Giménez-Goémez et al.,
2019). Bei weitem nicht jeder und jede will gehen (Schewel,
2020). Viele, die wollen, kdnnen nicht - sei es aus finanzi-
ellen Griinden oder weil sie nicht bereit sind, ohne legalen
Status zu migrieren (Detlefsen et al., 2022). Wohin es dann
konkret geht, hangt von den Mdglichkeiten (Capabilities)
ab und auch diese Entscheidung ist komplex. Beine et al.
(2025) zeigen beispielsweise, dass Migrant:innen nicht ein-
fach zwischen zwei Alternativen abwagen, sondern in kom-
plexen Substitutionsmustern handeln. Solche Erkenntnis-
se sind besonders wichtig flr die europaische Politik, weil
sie zu erklaren helfen, warum restriktivere Asylgesetze in
einem Land nicht automatisch zu einer proportionalen Um-
leitung in Nachbarlander flhren.

Methodisch gibt es in den letzten Jahren zwei wichtige
Neuerungen: Zum einen werden Daten zu Migrationsas-
pirationen in der Okonomik breiter akzeptiert. Ahnlich wie
in Teilen der Makrodkonomik werden Umfragedaten zu
Wahrnehmungen und Préferenzen stérker berlicksichtigt.
Methodisch hat sich die Migrationsforschung in den letz-
ten Jahren stark weiterentwickelt. Conjoint-Experimente
haben das Repertoire erweitert, weil sie erlauben, den
Einfluss einzelner Attribute auf die Préferenzen voneinan-
der zu trennen. Damit lassen sich Mechanismen identifi-
zieren, die in klassischen Umfragen oder Makroanalysen
unsichtbar bleiben. Gleichzeitig bleiben diese etablierten
Anséatze unverzichtbar, um ein vollstandiges Bild zu er-
halten. Die Methoden entwickeln sich laufend weiter. Di-
gitale Erhebungen Uber soziale Medien, mit denen man
Menschen in schwierig zu erreichenden Gebieten kosten-
glinstig auch mit experimentellen Studien befragen kann
(Detlefsen et al., 2025a), werden vermutlich ein wichtiger
Teil der kiinftigen Migrationsforschung.

Zusammengefasst ergibt sich im Jahr 2025 ein nuancier-
teres Bild der Migrationsentscheidungen, als es noch vor
zehn Jahren in der Okonomik vorherrschte: Menschen
unterscheiden sich grundlegend darin, welche Logik sie
anwenden — ob sie Einkommen maximieren, Risiken mi-
nimieren oder Kosten reduzieren. Diese Entscheidungs-
regeln sind gepréagt von Unterschieden in Bildung, Ge-
schlecht, Normen, Narrativen und subjektiven Wahrneh-
mungen. Migration ist damit ein vielschichtiger Prozess,
der 6konomische, soziale und kulturelle Dimensionen mit-
einander verbindet. FUr die Forschung bedeutet das, dass

wir uns von ,one-size-fits-all“~-Modellen verabschieden
muissen. Fir die Politik folgt daraus, dass MaBnahmen,
die Migration beeinflussen wollen, diese Vielfalt beriick-
sichtigen sollten. Nicht immer braucht es differenzierte
Politiken, aber man sollte die Komplexitat beim Design
von PolitikmaBnahmen im Blick behalten. Auch sollte man
sich bewusst sein, dass Push-Faktoren wie Konflikte, Ge-
walt, staatliche Verfolgung, demografische Entwicklun-
gen oder der Klimawandel die dominanten Treiber sind,
die von der Politik in einem Zielland wie Deutschland nur
schwer zu beeinflussen sind.

Push- und Pull-Faktoren anders denken

Push- und Pull-Faktoren sind in der politischen Debatte in
Deutschland stark prasent. Auch ich habe diese Begriffe
in diesem Text genutzt, denn sie sind sehr intuitive Kon-
zepte, die fast allen einleuchten. Im Lichte der Komple-
xitat von Migrationsentscheidungen, die ich beschrieben
habe, stellt sich aber die Frage, was von ihnen bleibt. Ei-
ne zentrale Erkenntnis sollte sein, dass bei weitem nicht
jeder und jede auf einen Push- oder Pull-Faktor reagiert.
Ein solcher Faktor beeinflusst also haufig die Selbst-
selektion in die Migration und bei der Ziellandwahl und
beeinflusst neben der Zahl der Migrant:innen deren Zu-
sammensetzung auf eine oft komplexe Weise. Nehmen
wir das Beispiel der Sozialleistungen in Deutschland: Wer
wird seine marginale Entscheidung aufgrund einer Ver-
anderung der Sozialleistungen um einige Euro im Monat
verandern? Nicht die Person, die in jedem Fall ihr Land
verlassen wollte. Vermutlich auch nicht die Person, de-
ren Familienmitglieder in Deutschland leben. Der margi-
nale Effekt solcher MaBnahmen ist daher aller Erwartung
nach gering. GroBer ist moglicherweise das Signal, das
von einem Portfolio solcher MaBnahmen gesendet wird.
Der deutsche Staat lUiberschétzt jedoch meiner subjekti-
ven Einschatzung nach seine Strahlkraft und das Wissen
um rechtliche Feinheiten: Bei verschiedenen Reisen und
Befragungen in afrikanischen Landern habe ich beispiels-
weise noch nie eine Person getroffen, die vom Unter-
schied zwischen Asylbewerberleistungsgesetz und Bir-
gergeld oder Rechtskreiswechseln gehdért hat.

Ein deutlich entscheidenderer Punkt sind die Hirden fiir
Migration. Wer hat realistische Hoffnung auf ein Visum,
welche Qualifikationen werden anerkannt und gibt es le-
gale Arbeitswege? Hier hat Politik unmittelbare Hebel.
Studien zeigen, dass irregulare Migration erfolgreich redu-
ziert werden kann, wenn man legale Migrationswege mit
verschéarftem Grenzschutz koppelt (Clemens et al., 2018).
Der Grenzschutz der EU allein hat einer neuen Studie zu-
folge jedoch nur limitierte Effekte (Fasani & Frattini, 2025).
Auch Entwicklungszusammenarbeit spielt eine Rolle. Sie
ist kein Allheilmittel, aber sie kann Push-Faktoren beein-
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flussen, wenn sie klug gestaltet ist. Empirisch zeigt sich,
dass gut designte Projekte in der Entwicklungszusam-
menarbeit Fluchtursachen reduzieren kénnen (Dreher et
al.,, 2019; Fuchs et al., 2024). Einen aktuellen Uberblick
zum ,Wie“ liefern wir in Heidland et al. (2025).

Fazit

Aus der Studienlage ergeben sich wichtige Lehren. Er-
stens: Politik kann Migration nicht vollstéandig kontrollieren,
aber sie setzt die Rahmenbedingungen. Symbolische Sig-
nale wie Debatten Uber Sozialleistungen wirken vor allem
innenpolitisch, wir sollten davon ausgehen, dass sie im
Ausland kaum eine Rolle spielen. Wichtiger ist, funktionie-
rende Strukturen zu schaffen: internationale Migrations-
abkommen, legale Kanéle, schnellere Entscheidungen.
Zweitens sind Migrationsentscheidungen heterogen. Viele
achten auf 6konomische Chancen, andere auf Netzwerke
oder gesellschaftliche Akzeptanz. Politik kann nicht jede
Subgruppe gezielt steuern, sollte aber die Vielfalt ernst
nehmen und Fehldesigns vermeiden, um nicht falsche
Erwartungen Uber die Wirksamkeit von MaBnahmen zu
wecken. Drittens greift die Fixierung auf Pull-Faktoren zu
kurz. Empirisch entscheidender sind Push-Faktoren wie
Konflikte, Verfolgung und Chancenlosigkeit im Herkunfts-
land. Entwicklungszusammenarbeit kann sie abmildern,
sollte aber auf langfristige Perspektiven abzielen, statt eng
an der Migrationskontrolle ausgerichtet zu sein.

In aller Kirze: Migration ist weder unkontrollierbar noch
komplett steuerbar, weder nur Bedrohung noch nur Chan-
ce. Sie ist ein komplexes Phanomen, das differenzierte Ant-
worten erfordert. Die zentrale Lehre zehn Jahre nach ,Wir
schaffen das”: Politik wirkt, aber oft anders als gedacht.
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Abstract: How effective is migration policy in controlling migration flows? Recent research shows that policy can influence migration

processes, but cannot control them completely. Measures that are more symbolic in nature in the destination country have a limited ef-

fect on migration decisions. Migration decisions are made on a heterogeneous basis. In addition to economic considerations, networks,
norms, security, gender and education shape the decision to leave and the choice of destination country. Push factors such as conflict
or persecution remain key drivers that can hardly be influenced by the destination country. These are often more important than pull fac-

tors, which are the main focus of the political debate in Germany.
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Bleiben oder gehen? Der Aufenthaltsstatus von
Zugewanderten pragt Abwanderungsabsichten

Deutschland ist auf qualifizierte Zuwanderung angewiesen - doch viele Eingewanderte denken
Uber eine Ausreise nach. Neue Panel-Daten zeigen: Rund ein Viertel der Zugewanderten
auBert Abwanderungstiberlegungen, insbesondere besser integrierte Personen mit guten
Deutschkenntnissen, hoher Bildung und Erwerbsbeteiligung. Der rechtliche Aufenthaltsstatus
spielt dabei eine zentrale Rolle: Ein unbefristeter Status bietet zwar Sicherheit, erhéht aber
auch die Mobilitatsoptionen. Besonders haufig geben EU-Blrger:innen sowie Eingeblrgerte
Auswanderungsabsichten an. Schutzsuchende hingegen auBern seltener solche Pléne -
zugleich nennen gerade sie Burokratie als zentrales Abwanderungsmotiv. Die Ergebnisse
zeigen: Deutschland muss sich nicht nur als Einwanderungs-, sondern auch als Bleibeland
positionieren — durch weniger Blrokratie, bessere Anerkennungsverfahren, gezielte
Integrationsangebote und ein offenes gesellschaftliches Klima.

Um das Arbeitskréftepotenzial angesichts des demogra-
fischen Wandels langfristig zu sichern, ist Deutschland
laut aktuellen Schatzungen auf eine jahrliche Nettozu-
wanderung (Differenz zwischen Zu- und Fortzligen) von
etwa 400.000 Personen angewiesen (Fuchs et al., 2021).
Eine dauerhafte Sicherung dieses Potenzials erfordert je-
doch nicht nur zusétzliche Zuwanderung, sondern auch,
dass bereits Zugewanderte Deutschland nicht vorzeitig
wieder verlassen — etwa aufgrund unattraktiver Rahmen-
bedingungen oder struktureller Hirden.

Politische MaBnahmen der vergangenen Jahre konzentrie-
ren sich fast ausschlieBlich auf die Anwerbung neuer Fach-
krafte, etwa durch das Fachkrafteeinwanderungsgesetz
(Adunts et al., 2024; Fendel & lvanov, 2024). Die Frage, wie
der Verbleib der Zugewanderten gesichert werden kann,
bleibt hingegen weitgehend unbeachtet. Dabei ist gerade
bei aufwéndigen und kostenintensiven Anwerbeverfahren
— etwa im Ausland - entscheidend, ob sich eine langfris-
tige Bindung herstellen lasst. Wird das Risiko vorzeitiger
Abwanderung nicht mitgedacht, drohen erhebliche wirt-
schaftliche und integrationspolitische Fehlallokationen.

Aktuelle Befunde aus dem International Mobility Panel
of Migrants in Germany (IMPa) zeigen, dass weniger als

© Der/die Autor:iin 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

zwei Drittel der im Ausland geborenen Erwachsenen En-
de 2024 bis Anfang 2025 einen dauerhaften Verbleib in
Deutschland anstreben (Kosyakova et al., 2025). Rund 1,2
Mio. Menschen (12 %) beabsichtigen nur einen vorlber-
gehenden Aufenthalt. Weitere 2,6 Mio. Personen (26 %)
haben im vergangenen Jahr Uber eine Ausreise nachge-
dacht, und etwa 300.000 Personen (3 %) hegen bereits
konkrete Abwanderungsplane. Ein zentrales Ergebnis der
IMPa-Befragung ist dabei besonders alarmierend: Uber-
durchschnittlich haufig auBern gerade diejenigen Abwan-
derungsabsichten, die zum Arbeiten oder Studieren nach
Deutschland gekommen sind, die besser gebildet, wirt-
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internationale Arbeitsmarktforschung am Institut
flr Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und
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Friedrich-Universitat Bamberg.
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schaftlich erfolgreicher und sprachlich integrierter sind
— genau die umworbenen Fachkrafte mit Integrations-
erfolg. Diese selektive Abwanderung stellt eine zentrale
Herausforderung fir die Zukunftsfahigkeit des Standorts
Deutschland dar.

Auch im internationalen Vergleich wird deutlich, dass Ab-
wanderung ein strukturelles Phdnomen der deutschen
Migrationsdynamik darstellt. Deutschland gehdért zu den
europdischen OECD-L&ndern mit den hochsten Rick-
wanderungsquoten unter Zugewanderten. Schatzungen
auf Basis der OECD International Migration Database und
des Labour Force Survey zeigen, dass zwischen 2010 und
2019 rund 67 % der Zugezogenen Deutschland innerhalb
von finf Jahren wieder verlieBen — ein Wert, der innerhalb
Europas nur von den Niederlanden (75 %) Gbertroffen wur-
de. In Frankreich, Schweden und dem Vereinigten Konig-
reich lagen die entsprechenden Quoten dagegen deutlich
niedriger — zwischen 27 % und 31 % (OECD, 2024).

Die Griinde fUr eine Abwanderung aus Deutschland sind
vielféltig (Kosyakova et al., 2025; Boockmann et al., 2022;
Loschert et al., 2025): Dazu zahlen berufliche Motive (z. B.
hohere Lohne oder bessere Karrierechancen im Ausland),
fehlende soziale Integration (etwa infolge von Sprachbar-
rieren oder Diskriminierung), familidre Bindungen im Her-
kunftsland, politische Veradnderungen dort (z.B. fir Ge-
flichtete) sowie strukturelle und institutionelle Hirden im
Aufnahmeland - etwa Birokratie, aufwendige Verfahren
oder Unsicherheit beim Aufenthaltsstatus. Das Zusam-
menspiel dieser Faktoren pragt die Abwanderungsab-
sichten von Zugewanderten — viele davon entziehen sich
direkter politischer Steuerung, etwa wenn der Aufenthalt
von vornherein als zeitlich befristet geplant war. Gleich-
wohl gibt es Ansatzpunkte, um die Bleibewahrscheinlich-
keit zu erhéhen — insbesondere durch die Gestaltung ins-
titutioneller Rahmenbedingungen.

In diesem Beitrag richten wir den Fokus auf einen dieser
gestaltbaren Faktoren: den Aufenthaltsstatus — und ana-
lysieren, inwieweit er mit Abwanderungsiiberlegungen
und -plénen zusammenhangt.

Moégliche Zusammenhéange mit dem
Aufenthaltsstatus

Der Aufenthaltsstatus beeinflusst die rechtliche Sicher-
heit und Mobilitdtsoptionen von Zugewanderten — beides
zentrale Determinanten von Migrationsentscheidungen
(Dustmann & Gorlach, 2016). Dabei spielt insbeson-
dere die zeitliche Befristung eine zentrale Rolle, deren
Wirkung jedoch ambivalent sein kann. Ein unbefriste-
ter Aufenthaltsstatus — etwa durch Einblrgerung, EU-
Staatsblrgerschaft oder Niederlassungserlaubnis — bie-

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
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tet langfristige Planungssicherheit. Dadurch steigen die
Anreize, in Deutschland-spezifisches Humankapital wie
Sprachkenntnisse oder berufliche Netzwerke zu investie-
ren (Gathmann & Garbers, 2023). Dies starkt die Bindung
an Deutschland und kénnte Abwanderungsabsichten ver-
ringern. Gleichzeitig ertffnen solche Statusformen auch
groBere Mobilitatsfreiheiten. Personen mit deutscher
oder EU-Staatsbirgerschaft verfligen unabhangig vom
Erwerbszeitpunkt Uber deutlich erweiterte Optionen zur
Ausreise, was entsprechende Uberlegungen iiberhaupt
erst ermdéglicht (Constant & Zimmermann, 2011).

Fir Personen mit befristetem Aufenthaltsstatus wirken
potenziell gegenldufige Mechanismen. Einerseits zwingt
die Ungewissheit zur Auseinandersetzung mit der Pers-
pektive eines Wegzugs — insbesondere bei auslaufender
Aufenthaltserlaubnis. Andererseits kann die rechtliche
oder tatsdchliche Alternativlosigkeit — etwa bei Gefllichte-
ten — entsprechende Uberlegungen auch von vornherein
ausschlieBen (Alrababah et al., 2023).

Die IMPa-Befragung

Ob und in welcher Weise der Aufenthaltsstatus mit
Abwanderungsabsichten zusammenhangt, l&sst sich
erst durch eine empirische Analyse beantworten. Hier-
far greifen wir auf Daten des neuen IMPa zuriick - ei-
ner gro3 angelegten Online-La&ngsschnittbefragung, die
zwischen Dezember 2024 und April 2025 durchgefiihrt
wurde (Kosyakova et al., 2025).

Die erste Welle umfasst tber 41.000 im Ausland gebore-
ne Personen im Alter von 18 bis 65 Jahren, die seit spa-
testens 2022 in Deutschland leben. Die Befragung bildet
verschiedene Zuwanderungsgruppen, Herkunftsregionen
und rechtliche Aufenthaltsformen differenziert ab. Sie er-
moglicht erstmals eine systematische Untersuchung von
Abwanderungsiberlegungen und konkreten Auswande-
rungsplénen im Zusammenhang mit dem Aufenthaltssta-
tus, soziodemografischen Merkmalen und Migrationsmo-
tiven.

Im Folgenden beleuchten wir zunachst die Verteilung der
Eingewanderten in Deutschland (bzw. Personen, die nicht
in Deutschland geboren wurden) nach ihrem rechtlichen
Aufenthaltsstatus, bevor wir deskriptive und multivariate
Zusammenhange zu Abwanderungsabsichten darstel-
len. Die in Tabelle 1 dargestellte Verteilung zeigt die gro-
Be Heterogenitat der rechtlichen Aufenthaltsformen unter
den Eingewanderten im erwerbsfahigen Alter. Etwa 31 %
verfigen Uber die deutsche Staatsblrgerschaft, rund
24 % sind EU-Birger:innen. Weitere 17 % besitzen eine
Niederlassungserlaubnis. Etwa ein Flnftel der Befragten
lebt hingegen mit einem befristeten Aufenthaltsstatus in
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Tabelle 1
Aktueller Aufenthaltsstatus
Anteil an Personen im erwerbsféhigen Alter (18 bis 65), in %

Aktueller Aufenthaltsstatus Anteil an der Population

Deutsche Staatsbirgerschaft 30,6
EU-Birger 24,4
Niederlassungserlaubnis 17,3
Befristete Aufenthaltsgenehmigung 11,2
Visum 1,9
Anerkannter Schutzstatus 2,9
Duldung/Aufenthaltsgestattung 3,4
Ukraine-Aufenthaltserlaubnis 4,5
Sonstige 3,8

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosy-
akova et al., 2025), Welle 1; Beobachtungen: 41.571, gewichtet.

Deutschland - darunter fallen befristete Aufenthaltser-
laubnisse, Visa, humanitérer Schutz oder Duldung. Knapp
5% verfligen Uber eine spezielle Aufenthaltserlaubnis fir
Gefllichtete aus der Ukraine.

Diese Statusgruppen unterscheiden sich nicht nur hin-
sichtlich ihrer rechtlichen Sicherheit, sondern auch be-
zlglich ihrer sozialen Einbindung, Mobilitatsrechte und
Perspektiven auf Riickkehr oder Weiterwanderung — Fak-
toren, die fir Abwanderungsiberlegungen eine zentrale
Rolle spielen (Bekaert et al., 2024; Constant & Massey,
2003; Dustmann & Gorlach, 2016; Dustmann & Weiss,
2007; Kosyakova et al., 2025).

Aufenthaltsstatus und Abwanderungsabsichten

Ein erster deskriptiver Blick auf die Daten zeigt deutliche
Unterschiede in den Abwanderungsabsichten je nach
Aufenthaltsstatus (siehe Tabelle 2). Besonders haufig au-
Bern Personen mit deutscher Staatsbiirgerschaft (29,7 %)
und EU-Staatsangehdrigkeit (31,3%) entsprechende
Uberlegungen. Dass Eingebiirgerte zu den Gruppen mit
der héchsten Rate an Abwanderungsgedanken zahlen,
erscheint auf den ersten Blick Uberraschend — schlieB-
lich geht die Einblrgerung haufig mit einer langfristigen
Bleibeperspektive einher (Kosyakova et al., 2025). Aller-
dings erdffnet ein sicherer rechtlicher Status auch gréBe-
re Mobilitatsfreiheiten, was entsprechende Uberlegungen
wahrscheinlicher macht. Fiir EU-Birger:innen gilt Ahnli-
ches: |Ihre weitreichenden Freizlgigkeitsrechte innerhalb
Europas erleichtern eine potenzielle Weiterwanderung.

Ebenfalls relativ hohe Werte zeigen sich bei Personen mit
befristeter Aufenthaltsgenehmigung (22,8 %) oder Visum

Tabelle 2

Abwanderungsiiberlegungen und konkrete -pldne
nach aktuellem Aufenthaltsstatus

Anteil an Personen im erwerbsféhigen Alter (18 bis 65), in %

Auswanderungs-  Auswanderungs-

Aktueller Aufenthaltsstatus Uberlegungen pléane
Deutsche Staatsbirgerschaft 29,7 2,3
EU-Burger 31,3 5,4
Niederlassungserlaubnis 23,3 1,8
Befristete

Aufenthaltsgenehmigung 22,8 3,0
Visum 27,4 4,3
Anerkannter Schutzstatus 11,0 2,3
Duldung/Aufenthaltsgestattung 1,7 1,8
Ukraine-Aufenthaltserlaubnis 1,7 2,6
Sonstige 18,0 2,6

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosy-
akova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 41.571, gewichtet.

(27,4 %), was im Kontext der begrenzten Aufenthaltsdau-
er plausibel ist. Personen mit Niederlassungserlaubnis
auBern seltener entsprechende Gedanken (23,3 %), was
auf die gréBere rechtliche Sicherheit bei gleichzeitig be-
grenzten Mobilitdtsoptionen zurlickzufiihren sein kénnte.
Deutlich geringer féllt der Anteil unter Gefllichteten und
Schutzsuchenden aus: Nur rund 11 % der Personen mit
anerkanntem Schutzstatus, Duldung oder Aufenthaltser-
laubnis nach §24 AufenthG (Ukraine) berichten von Ab-
wanderungsuberlegungen.

Diese Muster zeigen sich in abgeschwéachter Form auch
bei den konkreten Auswanderungsplanen. Wahrend
5,4 % der EU-BUrger:innen eine Ausreise planen, liegt der
entsprechende Anteil unter Personen mit Visum bei 4,3 %
und bei Personen mit befristeter Aufenthaltserlaubnis bei
3,0%. Eingeblrgerte Personen (2,3%) und Schutzsu-
chende (1,8 % bis 2,6 %) zeigen demgegeniiber deutlich
niedrigere Werte.

Bei der Interpretation der Befunde ist zu berilicksichti-
gen, dass sich die Gruppen nach Aufenthaltsstatus auch
in ihrer soziodemografischen Zusammensetzung unter-
scheiden. So verfligen Personen mit deutscher Staats-
blrgerschaft oder unbefristetem Aufenthaltsstatus meist
Uber eine langere Aufenthaltsdauer in Deutschland.
Gleichzeitig zeigen friihere Studien, dass die Abwande-
rungsabsichten mit zunehmender Aufenthaltsdauer eher
zurlickgehen (Bekaert et al., 2024). Zudem bestehen sys-
tematische Unterschiede im Bildungsniveau zwischen
den Gruppen: Personen mit anerkanntem Schutzstatus

Wirtschaftsdienst 2025 | 9



Abbildung 1

Zusammenhang zwischen Aufenthaltsstatus und Auswanderungsiiberlegungen und -pldnen

Auswanderungsiberlegungen

Zeitgesprach
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Hinweis: Die Abbildung zeigt durchschnittliche marginale Effekte im Vergleich zur Referenzkategorie der Personen mit deutscher Staatsangehdrigkeit,
die auf Basis einer logistischen Regression mit den Kontrollvariablen Alter, Geschlecht, Bildung und Bundesland berechnet wurden. Auf dem 5-Prozent-
Niveau statistisch signifikante Effekte wurden mit einem * versehen. Lesebeispiel: EU-Blrger weisen im Vergleich zu den Personen mit deutscher Staats-
angehdrigkeit — alle anderen Faktoren gleichbelassend - die gleiche Wahrscheinlichkeit auf, Auswanderungsiiberlegungen zu haben und eine um 3 Pro-

zentpunkte héhere Wahrscheinlichkeit auf, Auswanderungsplane zu haben.

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosyakova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 41.506, gewichtet.

weisen im Durchschnitt ein niedrigeres Bildungsniveau
auf als jene, die im Rahmen von Erwerbsmigration nach
Deutschland kommen (Sporlein et al., 2020). Da ein héhe-
res Bildungsniveau typischerweise mit groBerer interna-
tionaler Mobilitat einhergeht (Bekaert et al., 2024; Dust-
mann & Weiss, 2007), kdnnte auch dieser Zusammenhang
zur Erklarung der beobachteten Unterschiede beitragen.

Regressionsmodelle zu Abwanderungsabsichten

Um den Einfluss des Aufenthaltsstatus von demografi-
schen Merkmalen zu trennen, analysieren wir im nachs-
ten Schritt Unterschiede in den Abwanderungsabsichten
auf Basis logistischer Regressionsmodelle unter Kontrolle
von Alter, Geschlecht, Bildung und Bundesland. Abbil-
dung 1 zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte im
Vergleich zur Referenzkategorie der Personen mit deut-
scher Staatsangehdrigkeit.

Die multivariaten Ergebnisse bestatigen: EU-Bulrger:innen
auBern ahnlich haufig wie Eingeblirgerte Abwanderungs-
Uberlegungen. Personen mit anderen Aufenthaltsstatus
berichten signifikant seltener von entsprechenden Ge-
danken — besonders niedrig sind die Werte bei Personen
mit Schutzstatus, Duldung oder Aufenthalt nach §24 Auf-

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

enthG. Auch bei konkreten Auswanderungsplanen zeigen
nur EU-Blrger:innen signifikant erhéhte Werte. Fir Ein-
geburgerte gilt weiterhin: Haufige Auswanderungsiiberle-
gungen schlagen sich bislang nicht in konkreten Auswan-
derungsplanen nieder.

Insgesamt zeigt sich, dass sowohl unter Personen mit be-
fristetem als auch unter solchen mit unbefristetem Aufent-
haltsstatus ein ausgepréagtes Auswanderungspotenzial be-
steht. Nur Geflichtete und Schutzsuchende duBern deut-
lich geringere Abwanderungsabsichten — was auch mit den
Bedingungen im Herkunftsland zusammenhangen dirfte
(Alrababah et al., 2023). Rechtliche Sicherheit allein scheint
also keine Garantie fUr dauerhafte Bleibeabsichten zu sein.

Motive hinter Auswanderungsiiberlegungen und
-planen

Um die Motive hinter den Abwanderungsabsichten besser
zu verstehen, betrachten wir im letzten Schritt die von den
Befragten angegebenen Griinde fir ihre Auswanderungs-
Uberlegungen und -Plane. Die drei hdufigsten Nennungen
nach Aufenthaltsstatus sind in Abbildung 2 dargestellt.
Fir Personen mit deutscher Staatsbirgerschaft steht
die politische Lage in Deutschland klar im Vordergrund,
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Abbildung 2

Haufigsten Griinde fiir Abwanderungsabsichten und -plane nach Aufenthaltsstatus
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Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosyakova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 12.834, gewichtet.

gefolgt von steuerlicher Belastung und wirtschaftlicher
Lage. Auch bei Personen mit Niederlassungserlaubnis
sind die politischen Rahmenbedingungen sowie Steuer-
last und Birokratie zentrale Beweggriinde. Fur EU-BUrger
dominieren dagegen personliche Motive, ergédnzt durch
politische und wirtschaftliche Griinde.

Deutlich anders féllt das Bild bei Personen mit befriste-
tem Aufenthaltsstatus aus: Uber alle Gruppen hinweg ist

die aufwandige Burokratie der am haufigsten genannte
Grund fir Abwanderungstberlegungen und -pléne. Wei-
tere h&ufig genannte Faktoren sind sprachliche Barrieren,
Diskriminierungserfahrungen, steuerliche Belastung so-
wie personliche Praferenzen. Politische Griinde spielen
in dieser Gruppe hingegen kaum eine Rolle — vermutlich,
weil der Kontakt mit Behdrden und institutionellen Hirden
fur Personen mit unsicherem Status eine wesentlich gro-
Bere Rolle im Alltag einnimmt.
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Fazit

Die Ergebnisse der IMPa-Befragung machen deutlich,
dass Abwanderung ein relevanter Teil der Migrations-
dynamik in Deutschland ist — und kein Randphanomen.
Besonders alarmierend ist, dass gerade diejenigen, die
aufgrund ihrer Qualifikationen, Erwerbsintegration und
Sprachkenntnisse zentrale Beitrage zur Fachkraftesiche-
rung leisten kénnten, Uberdurchschnittlich hdufig Abwan-
derungsiberlegungen oder konkrete Auswanderungs-
plane auBern. Ein unbefristeter Aufenthaltsstatus - sei es
durch Einblrgerung, EU-Staatsangehorigkeit oder Nie-
derlassungserlaubnis — bietet zwar rechtliche Sicherheit,
verhindert aber nicht automatisch die Ausreise. Vielmehr
zeigt sich, dass das Abwanderungspotenzial unter Per-
sonen mit sicherem Status hoch ist, auch wenn es sich
bislang selten in konkreten Planen niederschlagt. Bei ei-
ner Verschlechterung der politischen oder wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen kdnnte sich dieses Potenzial
jedoch rasch realisieren — mit sptirbaren Folgen fiir den
Arbeitsmarkt und die Fachkréftesicherung.

Zugleich wird deutlich, dass Schutzsuchende deutlich
seltener Abwanderungsabsichten duBern - was ange-
sichts rechtlicher Einschrankungen und der Situation im
Herkunftsland plausibel ist. Umso problematischer ist
es, wenn gerade diese Gruppe durch aufwéndige und oft
Uberfordernde burokratische Prozesse belastet wird. Statt
sich auf Integration und Teilhabe konzentrieren zu kénnen,
missen sie erhebliche Ressourcen fir die Bewaltigung
administrativer Anforderungen aufwenden - ein strukturel-
les Integrationshemmnis mit weitreichenden Folgen.

Die Ergebnisse legen nahe: Es braucht migrationspoli-
tische Strategien, die Uiber Zuwanderung hinausgehen.
Deutschland muss sich stérker als attraktives Bleibeland
positionieren. Dazu gehdren der Abbau burokratischer
Hirden, verlassliche und verstandliche Verfahren, geziel-
te Integrationsangebote sowie eine gesellschaftliche At-
mosphére, in der Zugewanderte sich willkommen und an-
erkannt fUhlen. Nur so kann langfristige Bindung gelingen
— und damit auch die demografische und wirtschaftliche
Zukunft Deutschlands gesichert werden.

Zeitgesprach
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Der Wirtschaftsstandort Deutschland braucht
Migrationsnarrative jenseits der Verwertungslogik

Der Wirtschaftsstandort Deutschland ist auf eine anhaltende und substanzielle
Zuwanderung angewiesen. Dennoch gibt es eine zunehmend politische Abwehr- und
Abschottungsrhetorik, insbesondere in Bezug auf Fluchtmigration. Ein Forschungsprojekt
beleuchtet, wie das Narrativ der Migration als Lé6sung demografischer Herausforderungen
in unterschiedlichen Bevélkerungsgruppen verfangt. Das Projekt entwickelt finf konkrete
Bausteine flr eine evidenzbasierte und zukunftsorientierte Kommunikation Gber Migration
jenseits der Verwertungslogik. Die Ergebnisse kénnen der Politik helfen, evidenzbasiert und
zukunftsorientiert Gber das 6konomisch Notwendige zu sprechen.

Entgegen den Eindrlcken, die politische Diskussionen
und mediale Berichterstattung zuweilen vermitteln, sind
die Einstellungen in der Bevolkerung gegenlber Migration
differenziert (z. B. Wieland, 2024; Mason-Sucher, 2025).
Eine Minderheit der Bevdlkerung lehnt eine Integration
von Gefliichteten ab. Eine Mehrheit spricht sich fir eine
schnelle Integration von Gefllchteten in den Arbeitsmarkt
aus. Im Bereich der Arbeitsmigration besteht eine stabile
und hohe Zustimmung flr diese Migrationsform (Wieland,
2024). Gleichsam ist die Skepsis gegenliber Akteuren der
Migrationspolitik auf deutscher und européischer Ebe-
ne ausgepragt (Mason-Sucher, 2025) und neben einem
Wunsch nach Steuerung mit unterschiedlichen Sorgen
der Bevolkerung verkniipft, beispielsweise um bezahlba-
ren Wohnraum, einen fairen Zugang zu Sozialsystemen
und als zunehmend ausgeschdpft wahrgenommene Auf-
nahmekapazitaten (Wieland, 2024).

Unabhangig von unterschiedlichen Formen der Neuzu-
wanderung stellt allein die demografische Zusammen-
setzung unserer pluralen und diversen Gesellschaft An-
forderungen an eine differenzierte Kommunikation tber
»Migration®, da es der Realitat in aller Regel nicht gerecht
wird, pauschalisierend lUber ,,Migrant:innen®, ,,Deutsche®,
oder ,,Gefliichtete” zu sprechen. Auch ist bekannt, dass
es wichtig ist, wie Uber Migration gesprochen wird (z. B.
Dennison, 2022): Im Zusammenhang mit der Fluchtzu-
wanderung um das Jahr 2015 etwa haben verschiedene
Arbeiten gezeigt, dass soziale Medien und die Art der
medialen Auseinandersetzung zu gewaltsamen Ubergrif-

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

fen gegenliber Gefllichteten beigetragen haben (Mduller
& Schwarz, 2021; Dancygier et al., 2022). Andere Auto-
ren haben herausgearbeitet, dass das AusmaB medialer
Berichterstattung Uber Einwanderung mit stérkeren Sor-
gen Uber Zuwanderung einhergeht (Czymara & Dochow,
2018).

Parallel zu einer zunehmenden politischen Abwehr- und
Abschottungsrhetorik in Bezug auf Fluchtmigration steht
auBer Frage, dass der Wirtschaftsstandort Deutschland
auf eine anhaltende und substanzielle Zuwanderung an-
gewiesen ist. In diesem Zusammenhang wurde politisch
versucht, durch — wissenschaftlich gesehen eher vorsich-
tige (Palop-Garcia et al., 2023) — Anderungen des Fach-
krafteeinwanderungsgesetzes Impulse zu setzen. Dieser
Zwiespalt zwischen vermeintlich ,gezielter Abwehr und
Anwerbung verdeutlicht einerseits, wie wenig ganzheitlich
Migrationspolitik gegenwartig ausgestaltet wird und ande-
rerseits die Rolle von wahrgenommener ,Verdientheit” (de-
servingness frames) und wirtschaftlichen Verwertungslogi-
ken. Dabei ist das Konzept einer ,,menschenrechtskonfor-
men Abschreckungspolitik®, welche die Européische Union
im Zusammenhang mit den Reformen des Gemeinsamen
Europdischen Asylsystems unterstellt, genauso wenig
Uberzeugend, wie die Vorstellung, dass die Debatten um
die (Nicht)Erwlinschtheit bestimmter Einwanderungsgrup-
pen keine breiteren Signale der Ablehnung ausstrahlen. So
gibt es Hinweise darauf, dass insbesondere von rassisti-

Dr. Ramona Rischke ist Co-Leiterin der Abteilung
Migration am Deutschen Zentrum flr Integrations-
und Migrationsforschung (DeZIM), Berlin.
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schen Stereotypen betroffene Menschen und Menschen
mit Migrationsbiografien angesichts solcher Tendenzen
hinterfragen, welche Zukunftsperspektiven sie in Deutsch-
land haben (Zajak et al., 2024).

In dieser Ausgangslage ist gemeinsam mit Kolleg:innen
ein Projekt entstanden, bei dem wir uns damit beschaftigt
haben, wie unterschiedliche Gruppen der Bevolkerung —
insbesondere Personen mit diversen Migrationsbiografi-
en — das Narrativ aufnehmen, welches Migration als die
Loésung des demografischen Wandels prasentiert und
was wir daraus fUr eine evidenzbasierte und zukunfts-
orientierte Kommunikation zum Thema Migration lernen
koénnen. Die nachfolgenden Ergebnisse sind dem Projekt-
report ,Jenseits der Verwertungslogik® (Christinck et al.,
2025) entnommen und in Teilen mit Unterstiitzung von Ki
zusammengefasst.'

Die Studie

Der demografische Wandel bringt in Deutschland erheb-
liche arbeits- und sozialpolitische Probleme mit sich. Zu-
nehmend wird die Zuwanderung von Arbeitskraften als
wesentlicher Ansatz gesehen, um sowohl der Alterung
der Gesellschaft als auch dem Arbeits- und Fachkréfte-
mangel zu begegnen. Allerdings finden die Perspektiven
von Migrantiinnen — also jener Gruppe, die als ,,Ldsung*®
prasentiert wird — in 6ffentlichen Diskursen und in der wis-
senschaftlichen Forschung bisher wenig Beachtung. Ge-
nau an dieser Stelle setzt die Studie an.

Migrationsdiskurse in Deutschland und dartber hinaus
sind von Uberspitzten und pauschalisierenden Narrati-
ven gepragt, die dazu dienen, die komplexen Ursachen
und Folgen von Migration selektiv und vereinfachend
darzustellen und in Wirkzusammenhange zu bringen,
die empirischer Evidenz jedoch nicht standhalten. Nar-
rative werden in der wissenschaftlichen Literatur gleich-
sam zu wichtigen Indikatoren fir die offentliche Hal-
tung und das Verhalten in Bezug auf Migration gezahlt,
auch weil sie normative Ansprliche und entsprechende
Handlungsansatze oft mittransportieren (Boswell et al.,
2011; Dennison, 2021).

Die Forschung identifiziert gegenwartig vier vorherr-
schende Migrationsnarrative (de Haas, 2024): 1. Mas-
senmigrationsnarrativ (Migration nimmt stark zu und ist
auBer Kontrolle geraten), 2. Migration als Bedrohung
(Migration als eine Gefahr flr Sicherheit, Arbeitsplat-
ze und den Wohlfahrtstaat), 3. humanitdres Narrativ
(Migrant:iinnen als hilflose Opfer ihrer Umstande) und

1 Fir alle nachfolgenden Ergebnisse ist daher auf Christinck et al.
(2025) zu verweisen.
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4. utilitaristisches Narrativ (Migration als Lésung filr
Fachkraftemangel, 6konomische Stagnation und Bevol-
kerungsriickgang). Letzteres Narrativ wird mit dem de-
mografischen Wandel in Verbindung gebracht.

In Deutschland treten dem demografischen Wandel zu-
geschriebene Arbeitskrafteengpasse vor allem in spezifi-
schen Branchen und Regionen auf. Personen mit Migra-
tionsbiografien nehmen in diesen Bereichen bereits heu-
te — und auch in Zukunft — eine zentrale Funktion ein (Be-
auftragte der Bundesregierung flir Migration, Fliichtlinge
und Integration & Beauftragte der Bundesregierung fir
Antirassismus, 2025; Schneemann et al., 2025). Gleich-
zeitig wird jedoch deutlich, dass aktuelle Migrationsbe-
wegungen allein flr eine Aufrechterhaltung des Arbeits-
krafteangebots bei Weitem nicht ausreichen (Hellwagner
et al., 2023), sodass die Erwartungen an ein starkes Ab-
federn demografischer Trends mindestens deutlich Uber-
hoéht sind.

Um zum einen die Wahrnehmung dieses utilitaristischen
Narrativs zu untersuchen und es zum anderen mit unter-
schiedlichen Akteuren dialogisch weiterzuentwickeln,
wurden in dem Forschungsprojekt zwischen Oktober
2024 und Marz 2025 elf Stakeholder-Gesprache sowie
zehn Fokusgruppen mit Gber 80 Teilnehmenden und ein
Ergebnisworkshop durchgefihrt. Die Fokusgruppen,
die den Kern der Untersuchung bilden, umfassten Men-
schen mit und ohne Migrationsbiografie verschiedener
Herkiinfte und Generationen: Kinder von Angeworbe-
nen, ukrainische und syrische Gefllchtete, internationale
Studierende, Afrodeutsche, Erwerbsmigrant:innen sowie
dltere Personen und junge Ménner ohne Migrationsbio-
grafie.

Zentrale Befunde

Die Stakeholdergesprdche mit Vertreter:innen aus Zivil-
gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft, darunter Ge-
werkschaften, Verwaltungen, Unternehmen, migrantische
Selbstorganisationen und Medienschaffende bestétigen
zunachst die Verbreitung der genannten dominanten Mi-
grationsnarrative. Gleichzeitig nehmen die befragten Ak-
teure eine starke negative Verschiebung von Migrations-
diskursen in den vergangenen Jahren wahr. Besonders
Interviewte migrantischer Organisationen kritisieren zu-
dem die oft bindre Trennung zwischen einer ,,deutschen
Dominanzgesellschaft“ auf der einen und Menschen mit
Migrationsbiografie beziehungsweise als migrantisch
wahrgenommenen Personen auf der anderen Seite.

Um in den Fokusgruppen eine Diskussionsgrundlage da-
fUr zu schaffen, das utilitaristische Narrativ zu reflektieren,
wurde den Teilnehmenden eine sogenannte ,Vignette“
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vorgelegt, die das Narrativ verkdrperte: Eine Pressemit-
teilung, dass Deutschland aufgrund der alternden Gesell-
schaft Arbeitskrafte brauche und das ékonomische Po-
tenzial von Migrant:innen besser ausschépfen wolle. Die
Teilnehmenden diskutierten ihre Reaktionen und entwi-
ckelten anschlieBend alternative Narrative, sofern sie den
Bedarf fir Anpassungen sahen.

Die Fokusgruppen nahmen das migrationsbejahende
Narrativ ambivalent und Uberwiegend kritisch auf, da
es Migrant:iinnen auf ihren 6konomischen Nutzen redu-
ziert und etwa Personen ausschlie3t, die weniger zum
gesellschaftlichen Wohlstand beitragen kénnen. Insbe-
sondere Teilnehmende, die selbst zu Erwerbs- oder Bil-
dungszwecken nach Deutschland kamen, verknlpfen
mit diesem Narrativ jedoch auch Chancen. Insgesamt
fordern Teilnehmende eine differenziertere und realisti-
schere Darstellung von Einwanderungsprozessen, um
strukturelle Barrieren der sozialen und wirtschaftlichen
Teilhabe sichtbarer zu machen. Zudem pladieren sie
fUr die Erganzung des Narrativs um gemeinsame Wer-
te wie gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegenseitige
Wertschatzung und Anerkennung. Gleichzeitig wurde
deutlich, dass Uber Migration unterschiedliche gesell-
schaftliche Themen ausgehandelt werden, was auch
bestehende Forschung unterstreicht (Foroutan, 2019).
Hierzu zahlen etwa die Themen Zugehdrigkeit, Identitat
und soziale Gerechtigkeit.

Kritik an der Verwertungslogik und strukturelle
Barrieren

In s&mtlichen Fokusgruppen wurde die dkonomische
Verwertungslogik kritisch hinterfragt. Flir die Kinder
und Enkel von Personen, die Uber Anwerbeabkommen
nach Deutschland kamen, stand etwa im Fokus, dass
Migrant:innen dabei auf ihre Arbeitskraft reduziert wir-
den, wodurch sie sich dehumanisiert fihlten. Arbeits-
und Bildungsmigrant:innen sowie Menschen ohne Mi-
grationsbiografie lehnten das Narrativ weniger funda-
mental ab.

Zentrale Kritik galt der realitdtsfernen Darstellung einer
barrierefreien Ankunft, die sich fir die Teilnehmenden aus
dem Auslassen entsprechender Barrieren in dem Narrativ
ergibt. Teilnehmende verwiesen in diesem Zusammen-
gang auf vielfaltige strukturelle Hirden. Beim Arbeits-
marktzugang wurden etwa eine fehlende Arbeitserlaub-
nis, mangelnde Anerkennung von Qualifikationen und
Hierarchisierung von Berufen als Hauptbarrieren benannt.
Sprachbarrieren werden durch mangelnden Zugang zu
Kursen verstarkt, wobei Arbeitgebende oft auf als unnétig
wahrgenommene, sehr gute Deutschkenntnisse bereits
bei Jobantritt bestehen wirden. Auch Diskriminierung

wurde in fast allen Gruppen thematisiert, besonders pra-
sent bei Afrodeutschen und Kindern von Angeworbenen.
Weitere Barrieren umfassten Wohnungsmarktzugang,
Burokratie und unsichere Aufenthaltstitel.

Forderung nach geteilten gesellschaftlichen Werten
und Zielen

Im Zusammenhang mit der gemeinsamen Weiterent-
wicklung des Narrativs war auffallig, dass alle Fokus-
gruppen alternative Narrative jenseits reiner Wirtschaft-
lichkeit entwickelten und meist Ubergeordnete gesell-
schaftliche Werte und Ziele ergédnzten. Zusammenhalt
und Gemeinschaft standen fir die Teilnehmenden dabei
im Fokus, wenngleich diese Themen nicht ndher konkre-
tisiert wurden.

In fast allen Fokusgruppen wurde die gesellschaftliche
Teilhabe als wesentliche Grundlage fiir ein funktionie-
rendes Zusammenleben in einer pluralen Gesellschaft
hervorgehoben. Besondere Bedeutung kamen dabei
praktischen MaBnahmen wie der Reduzierung biirokra-
tischer Hirden durch digitale Léosungen und einem er-
leichterten Zugang zum Arbeitsmarkt zu. Auch eine ge-
meinsame Sprache, ein einfacherer Zugang zu Sprach-
kursen, Gesundheitsversorgung, Bildungsgerechtigkeit
und Unterstitzung bei der Wohnungssuche wurden in
allen Gruppen, als wichtige Instrumente zur Férderung
sozialer Teilhabe angesehen. In diesem Zusammenhang
sahen die Teilnehmenden den Staat klar in der Verantwor-
tung, sozialstaatliche MaBnahmen zu ergreifen. Es wurde
deutlich, dass diese Anliegen nicht nur Neuzugewanderte
oder Menschen mit Migrationsbiografien betreffen, son-
dern die gesamte Gesellschaft. Gleichsam wurde ,,Integ-
ration“ mehrheitlich als gesamtgesellschaftliche Aufgabe
verstanden.

Unterschiede zwischen den Fokusgruppen deuteten
sich etwa in Bezug auf die Frage an, inwiefern Teilneh-
mende ausschlieBlich auf die in Deutschland lebende
Bevolkerung fokussieren beziehungsweise wie kritisch
sie einer weiteren Neuzuwanderung gegenuberstehen.
Einstellungen gegenitber migrationsbedingter Diversi-
tat facherten sich dabei entlang des Spektrums eines
spassiven Hinnehmens" (da wirtschaftlich notwendig)
und aktiver Wertschatzung auf. Auch in Bezug auf Mittel
und Werkzeuge zur Férderung sozialer Teilhabe zeigten
sich unterschiedliche Schwerpunktsetzungen. So the-
matisierten migrantische Gruppen vor allem die Rolle
von Chancengerechtigkeit und den Abbau von Barrie-
ren wahrend nicht migrantische Teilnehmende eher den
wirtschaftlichen Beitrag von Einwanderung betonten.
Ungeachtet der unterschiedlichen Reflektionen und vor-
genommenen Anpassungen des utilitaristischen Migra-
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tionsnarrativs lassen sich einige Ubergreifende Schluss-
folgerungen ziehen im Hinblick auf unterschiedliche
Perspektiven und auf zukunftsorientierte Kommunikati-
onsstrategien.

Unterschiedliche Perspektiven nach
Migrationserfahrung

Nicht-migrantische Teilnehmende behielten das ur-
spriingliche Narrativ (demografischer Wandel, wirtschaft-
licher Nutzen) gréBtenteils bei, fligten aber gesellschaftli-
chen Zusammenhalt hinzu und forderten eine verscharfte
Selektion von Neuzuwandernden. Migrantische Gruppen
veranderten das Narrativ stérker. Mehrere Gruppen stell-
ten die Selektion von Migrant:iinnen grundlegend infrage.
Vor allem Erwerbsmigrant:iinnen und internationale Stu-
dierende sprachen sich aktiv flir die Rekrutierung von Ar-
beitskraften aus. Alle migrantischen Gruppen forderten in
ihren weiterentwickelten Narrativen die Uberwindung von
Diskriminierung.

Fiinf Bausteine fiir evidenzbasierte und
zukunftsorientierte Migrationsnarrative

1. Demografischen Wandel greifbar machen

Im Zusammenhang mit Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels zeigt sich, dass das Thema zwar be-
kannt ist, jedoch zu abstrakt bleibt, um die Dringlichkeit
des Themas zu erfassen und mit konkreten Lebensreali-
taten der Teilnehmenden zu verknilpfen. Das geht sowohl
aus den Fokusgruppen als auch aus den Stakeholderge-
sprachen hervor.

Empfehlung: Die Kommunikation sollte sich nicht auf
das abstrakte Konzept des demografischen Wandels
beschréanken, sondern konkrete erlebbare Herausfor-
derungen benennen, die an die Lebensrealitdten der
Adressat:innen anschlieBen.

2. Vielfalt migrantischer Lebenswelten sichtbar machen

Dominante Narrative homogenisieren Menschen mit Mi-
grationsbiografie. Unsere Analysen verdeutlichen, dass
unterschiedliche Gruppen in Bezug auf das grundsatzlich
migrationsbejahende utilitaristische Narrativ verschiedene
Erfahrungen, Bedirfnisse und Wiinsche haben. Ukraini-
sche Gefllichtete beispielsweise betonen andere Barrie-
ren als Kinder von Angeworbenen oder internationale Stu-
dierende.

Empfehlung: Statt Uber ,die Migrant:innen“ zu sprechen,

sollten spezifische Gruppen und ihre jeweiligen Erfahrun-
gen konkret adressiert werden. Das erfordert die Einbin-
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dung und Anerkennung unterschiedlicher migrantischer
Perspektiven.

3. Strukturelle Barrieren in der Kommunikation zu Migration
thematisieren

Das Bild barrierefreier Teilhabe entspricht nicht der Le-
benserfahrung migrantisch besetzter Fokusgruppen und
wird als realitatsfern kritisiert.

Empfehlung: Strukturelle Barrieren — wie hier der Arbeits-
marktintegration — sollten klar benannt werden. Dazu ge-
hoéren beispielsweise Diskriminierung, die erschwerte An-
erkennung von Abschlissen, birokratische Hirden. Die
Benennung von Hirden schafft Klarheit und ist Voraus-
setzung flr deren Abbau.

4. Demografisches Migrationsnarrativ mit positiver,
anschlussfahiger Zukunftsvision verkniipfen

Einem Narrativ, das ausschlieBlich auf die Bewdltigung
des demografischen Wandels und den Nutzen firr die
Wirtschaft fokussiert, begegnen alle Fokusgruppen kri-
tisch. Sie formulierten Narrative mit gemeinsamen gesell-
schaftlichen Zielen und Werten.

Empfehlung: Eine gesellschaftliche Zukunftsvision, die
sich auf verbindende Werte und positive Emotionen
stitzt, hat das Potenzial, Differenzen zwischen unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen zu Uberbr-
cken. Zukunftsorientierte Kommunikation Gber Migration
erfordert einen Perspektivwechsel: Statt unterschiedli-
che Formen der Migration nur anhand der wirtschaftli-
chen Niutzlichkeit zu betrachten, sollten sie als normaler
Teil einer pluralen Gesellschaft anerkannt werden.

5. Raume des Austauschs und der Reflexion schaffen

In den Fokusgruppen kam es zu einem strukturierten
Austausch verschiedener Perspektiven und Erfahrun-
gen. Mechanismen der Ausgrenzung, etwa entlang ras-
sistischer Stereotype, wurden so im Dialog sichtbar und
konnten gemeinsam ein Stlick weit reflektiert werden,
was in Teilen als bereichernd beschrieben wurde.

Empfehlung: Es ist ratsam, gezielt Rdume flir Austausch
und Reflexion zu schaffen, vor allem auf lokaler Ebene —
fir den Dialog zwischen unterschiedlichen Personen so-
wie als geschiitzte Raume flir diejenigen, die Diskriminie-
rung erleben. Organisationen, die Antidiskriminierungs-
arbeit leisten, spielen dabei eine wichtige Rolle. Eine
Kommunikation Uber Migration, die Diskriminierungssen-
sibilitat und Selbstreflexion fordert, kann diesen Prozess
unterstitzen.
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Implikationen fiir Politik und Praxis

Narrative und Kommunikationsstrategien beeinflussen die
Wahrnehmung von Migration sowie politische Entschei-
dungen und das gesellschaftliche Zusammenleben. Die
Studie verdeutlicht, dass undifferenzierte Narrative, die
Migration nur als Problem oder L&sung darstellen und mi-
grantische Perspektiven ausblenden, weder evidenzba-
siert noch tragfahig sind. Die Studie bietet konkrete Impul-
se flr eine zukunftsorientierte, evidenzbasierte Kommu-
nikation an der Schnittstelle zwischen Migration und den
Herausforderungen des demografischen Wandels.
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Welche Kompetenzen bringen internationale
Fachkrafte nach Deutschland?

Deutschland ist in den letzten Jahren zu einem wichtigen Zielland fur internationale Fachkrafte
geworden. Herkémmliche Datenquellen wie die amtliche Statistik oder der Mikrozensus
erfassen jedoch nicht, welche Kompetenzen hochqualifizierte Zuwanderer mitbringen

oder durch Abwanderung verloren gehen. Mithilfe von LinkedIn-Daten machen wir diesen
Kompetenzfluss sichtbar und zeigen: Deutschland ist ein deutlicher Nettoimporteur von
Fahigkeiten — insbesondere in den Bereichen IT, kognitive Kompetenzen sowie Projekt- und
Personalmanagement. Sowohl Erwerbs- als auch Bildungsmigration tragen hierzu bei, wobei
die Bildungsmigration durch die Pandemie stérker beeintrachtigt wurde. Entscheidend ist:
Deutschlands Wettbewerbsfahigkeit hAngt maBgeblich von einer aktiven Fachkraftepolitik
sowie von attraktiven Ausbildungs- und Bleibeperspektiven ab.

Deutschland hat in den letzten Jahren einen starken An-
stieg der Zuwanderung erlebt und war sogar in einigen
Jahren weltweit das beliebteste Einwanderungsland
(Gathmann & Monscheuer, 2024). Wahrend sich die Auf-
merksamkeit der Medien und Offentlichkeit vorrangig um
Fluchtmigration und Asylsuchende dreht, wird oft Gberse-
hen, dass Deutschland auch viele internationale Fachkraf-
te anzieht, die der Wirtschaft oft dringend gesuchtes Hu-
mankapital zufiihren. Die Attraktivitat Deutschlands beruht
zum einen auf der guten 6konomischen Entwicklung der
letzten Jahre, mit einem enormen Zuwachs an Arbeitsplat-
zen; zum anderen hat Deutschland in den letzten Jahren
Bedingungen geschaffen, die es potenziellen Fachkraf-
ten erleichtern, eine Arbeit oder ein Studium in Deutsch-
land aufzunehmen, sowie nach erfolgreichem Studienab-
schluss im deutschen Arbeitsmarkt zu verbleiben.

Jedoch gehdért zur Wahrheit auch, dass Deutschland
nicht nur hohe Einwanderung verzeichnet, sondern auch
hohe Abwanderungsraten. Gerade besser Ausgebildete,
sowohl Einheimische, wie auch Zugewanderte, verlassen
haufig das Land. Der Schlissel, dem entgegenzuwirken,
sind attraktive Rahmenbedingungen, damit die Talente,
zugewanderte wie einheimische, im Land bleiben und ih-
re Kompetenzen gewinnbringend nutzen. Investitionen in
die Qualitét der Hochschulen und Weiterbildungseinrich-
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fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft geférdert.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

tungen sind ein zentraler Faktor, damit Deutschland ein
attraktives Zielland fiir junge, internationale Talente bleibt.
Dazu zahlt auch der Abbau blrokratischer Hirden, die
durch lange Wartezeiten bei Aufenthalts- und Einblrge-
rungsprozessen viel Unsicherheit und Friktionen bei Ein-
wanderern und ihren Familien schaffen, was die Attraktivi-
tat als Zuwanderungsland reduziert.

Gegenwartig wissen wir aber sehr wenig dartber, welche
Kompetenzen und Fahigkeiten gut qualifizierte Einwande-
rer eigentlich nach Deutschland bringen beziehungsweise
welche Kompetenzen durch Abwanderung das Land ver-
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lassen. Herkdmmliche Datenquellen, wie etwa die amt-
liche Statistik oder der Mikrozensus, verfligen nur Uber
wenige Informationen (etwa den Bildungsgrad). Im Dun-
keln bleibt hingegen, welche Kompetenzen Deutschland
importiert beziehungsweise exportiert und ob Zuwande-
rer andere Kompetenzen mitbringen als die einheimische
Bevolkerung aufweist. In den letzten Jahren sind jedoch
neue, webbasierte Datenquellen verfliigbar geworden,
die eine tiefergehende Analyse der Kompetenzstruktur
von Zuwanderung zulassen. Insbesondere kdnnen wir
damit die Multidimensionalitdt von Kompetenzen erfas-
sen (Woessmann, 2025).

Datengrundlage

Wir nutzen in diesem Beitrag Daten von LinkedIn-Nutzern
aus der ganzen Welt, die von Revelio Labs aufbereitet
werden. Die Daten beinhalten detaillierte Informationen
zu den individuellen Kompetenzen, sowie Informationen
zu Jobs und Ausbildung.! Ein weiterer Vorteil der Daten
ist, dass Migration zwischen Landern und Kontinenten er-
fasst wird. So weif3 man, ob eine Person, die in Deutsch-
land ihr Studium abgeschlossen hat, danach ausgewan-
dert ist, um etwa in Frankreich zu arbeiten, und ob sie
gegebenenfalls zu einem spateren Zeitpunkt wieder nach
Deutschland zuriickgekehrt ist.

Obwohl LinkedIn weltweit stark verbreitet ist und die Da-
ten sehr umfangreich sind, haben nicht alle ein LinkedIn-
Profil. Tendenziell sind es eher Menschen mit héheren
Bildungsabschliissen, die auf LinkedIn vertreten sind.
Unsere Analyse bezieht sich daher vornehmlich auf die
Kompetenzen gut ausgebildeter Zuwanderer nach und
Abwanderer aus Deutschland.? Zu diesem Zweck zie-
hen wir alle Profile heran, welche jemals einen Job oder
eine Ausbildung in Deutschland in ihrem Profil auflisten.
Wir definieren Zuwanderer nach Deutschland als Perso-
nen, die nach einer Periode im Ausland (Arbeitsstelle oder
Ausbildung) einen Job oder eine Ausbildung in Deutsch-
land anfangen. Wir definieren Abwanderer als Personen,
die nach einer Zeit in Deutschland eine Stelle oder Aus-
bildung im Ausland beginnen. Wir definieren als Einhei-
mische Personen, deren erste Ausbildungsstétte oder Ar-
beitsplatz in Deutschland liegt.® Die FlussgréBen Zuwan-
derung und Abwanderung sind nicht gleichzusetzen mit
dem Herkunftsland; deutsche Staatsburger, die fir ihre
Ausbildung ins Ausland gehen und dann nach Deutsch-

1 Spezifische Kompetenzen wie z.B. Matlab, C++ oder Fahigkeiten wie
»sprechen in der Offentlichkeit®.

2 Unter den Zuwanderern zwischen 2012 und 2022 in unseren Daten
haben 45 % einen Universitdtsabschluss. Im Mikrozensus haben un-
ter den Zuziigen von 2010 bis 2019 30 % einen Hochschulabschluss.

3 Diese Abgrenzung folgt der Literatur, siehe etwa Amanzadeh et al.
(2024).

Tabelle 1

Dimensionen an Kompetenzen

Kategorie Beschreibung

Kognitiv Problemlésung, Forschung, analytisches Den-
ken, kritisches Denken, Mathematik, Statistik

Sozial Kommunikation, Teamarbeit, Zusammenarbeit,
Verhandlung, Présentation

Charakter Organisiert, detailorientiert, Multitasking,
Zeitmanagement, Termine einhalten, energie-
geladen

Schreiben Jegliches Schreiben, Redigieren, Copywriting,

Technisches Schreiben

Kundenservice

Kunde, Vertrieb, Klient, Patient

Projektmanagement

Projektmanagement

Personalfiihrung

Aufsicht, Fihrung, Management (nicht Projekt),
Mentoring, Mitarbeitende

Finanzen

Budgetierung, Buchhaltung, Finanzen, Kosten

Computer allgemein

Allgemeine Computerkenntnisse und gangige

Office-Software (z. B. Excel, PowerPoint)

Spezifische Software  Programmiersprachen, Software-Enginee-
ring-Kompetenzen oder spezialisierte Software

(z.B. Java, SQL, Python, SAP)

Rechtlich Recht, Vorschriften, Vertrage, Richtlinien,
Compliance, Rechtsrecherche

Sprachen Ubersetzen, Dolmetschen, Fremdsprachen,
Sprachunterricht

Sonstige Die Fahigkeit passt in keine der obigen Kate-

gorien

Die Tabelle zeigt die 13 Kompetenzbereiche und welche Fahigkeiten ex-
emplarisch darunter subsumiert wurden.

Quelle: Eigene Kalkulation auf der Basis von LinkedIn Profilen von Revelio
Labs. Die Kategorisierung ist angelehnt an Deming und Kahn (2018).

land zurlickkehren, werden nach unserer Definition als
Zuwanderer definiert, ebenso wie ausldndische Staats-
birger, die ihre gesamte Ausbildung in Deutschland ab-
solvieren und somit als Einheimische gezahlt werden.

Klassifikation der Fahigkeiten

Ausgehend von den Kenntnissen und Kompetenzen, die
Nutzer in ihren Profilen auflisten, setzen wir Large Lan-
guage Models (LLMs)* ein, um die vielen verschiedenen
Kompetenzen in den Profilen zu klassifizieren. Im ersten
Schritt fragen wir nach einer Beschreibung jeder Kom-
petenz, da dies die Klassifizierung einfacher und zuver-
lassiger macht. Im zweiten Schritt werden dann die Kom-
petenzen in dreizehn Kategorien nach ihrer jeweiligen
Haufigkeit aggregiert. Tabelle 1 zeigt die dreizehn Kate-
gorien von Kompetenzen und welche Fahigkeiten diese
beinhalten. Neben den aus der Taskliteratur bekannten

4 Genauer gesagt nutzen wir Qwen3-235B-A22B-Instruct (https://arxiv.
org/abs/2505.09388).
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Abbildung 1

Import und Export an Kompetenzen nach Deutschland
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Zahl der von Zuwanderern (links) und Abwanderern (rechts) aufgelisteten Kompetenzbereiche (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profilen von Revelio Labs.

Kategorien der kognitiven und sozialen Fahigkeiten wer-
den auch allgemeine und spezifische IT-Kenntnisse sowie
spezifische Kenntnisse zu Finanzen, Kundenservice oder
Projektmanagement erfasst.

Welche Kompetenzen bringen Zuwanderer nach
Deutschland?

Zunéchst betrachten wir den Import von Kompetenzen
nach Deutschland tber den Zeitraum von 2012 bis 2022.
Das Jahr bezieht sich hierbei immer auf den Zeitpunkt, zu
dem in einem Profil die neue Arbeits- oder Ausbildungs-
stelle genannt wird. Ein Zuwanderer aus dem Ausland
flieBt also nur im Jahr des Wechsels nach Deutschland in
die Berechnungen ein. Hierbei ist zu erwahnen, dass jede
Person mehrere Fahigkeiten mitbringt und in ihrem Profil
angibt. Dadurch Ubersteigt der Gesamtzufluss an Kom-
petenzen mit rund 4 Mio. fir 2022 bei weitem die Zuwan-
derung an Képfen.

Die linke Grafik in Abbildung 1 zeigt, dass Zuwanderer in
erheblichem MaB Kompetenzen nach Deutschland brin-
gen. Diese liegen besonders im Bereich IT-Know-how,
kognitive Kompetenzen und Erfahrung in Personal- und
Projektmanagement. Dagegen spielen l&nderspezifische
Kompetenzen, wie etwa rechtliche Fahigkeiten, eine ge-
ringere Rolle. Im Zeitverlauf sehen wir einen Anstieg der
importierten Kompetenzen, insbesondere im Bereich von
IT-Fahigkeiten, der durch die Pandemie 2020 und die da-

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

mit verbundenen Restriktionen jah unterbrochen wird. Ab
2021 kommt es dann zu einer leichten Erholung, die je-
doch 2022 noch nicht abgeschlossen ist.

Die rechte Grafik zeigt die Kompetenzen, die Deutschland
wieder verlassen. Zunachst fallt auf, dass der Abfluss
an Kompetenzen wesentlich geringer ist als der Zufluss
— Deutschland ist also durchgehend ein Nettoimporteur
von Kompetenzen. Vor der Pandemie sind nicht nur die
Zuflisse, sondern auch die Abflisse stark angestiegen.
2020 hat die Abflisse weniger stark beeintrachtigt als die
Zuflisse, sodass Deutschland in der Pandemie weniger
Kompetenzen importiert hat. Interessanterweise ist der
Abfluss an Kompetenzen nach der Pandemie nicht wieder
angestiegen — anders als die ZuflUsse.

Abbildung 2 zeigt den Nettoimport von Humankapital fir
alle dreizehn Kompetenzen. Deutschland gewinnt durch
Netto-Einwanderung besonders viele Kompetenzen im
Bereich der IT; der Import von IT-Kompetenzen ist Gber
die Jahre angestiegen, wurde in der Pandemie 2020 und
2021 unterbrochen, um 2022 wieder auf das Niveau vor
der Pandemie anzusteigen. Abbildung 2 verdeutlicht
nochmals die Zasur der Pandemie: 2020 kam nur etwa
die Halfte der Kompetenzen nach Deutschland wie in den
Jahren zuvor. Obwohl es zu einem deutlichen Anstieg des
Nettozuflusses kam, durch mehr Zuflisse, aber auch ge-
ringere Abflisse, ist auch 2022 noch keine vollsténdige
Erholung zu den Jahren vor der Pandemie zu beobachten.
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Abbildung 2
Nettoimport an Kompetenzen

2012 2014 2016 2018 2020 2022
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Genannte Kompetenzbereiche von Zuwanderern minus denen der Abwan-
derer (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profilen von Re-
velio Labs.

Die Bedeutung von Erwerbs- und Bildungsmigration

Aus der Sicht der Einwanderungspolitik stellt sich nun die
Frage, ob der starke Nettoimport von Kompetenzen vor
allem durch Erwerbsmigration oder aber Bildungsmigra-
tion nach Deutschland kommt. In beiden Bereichen hat
es in den letzten zwei Jahrzehnten wichtige Reformen
gegeben. So hat etwa 2012 die ,, Aufenthaltsverordnung
zur Erleichterung der Einreise und des Aufenthaltes von
Fachkraften* das Bleiberecht fiir ausléandische Studieren-
de nach einem erfolgreichen Studienabschluss auf bis zu
18 Monate erweitert, was es vielen Studierenden ermdg-
licht, im deutschen Arbeitsmarkt zu verbleiben. Im Be-
reich der Erwerbsmigration gab es ebenso durch die Blue
Card und Fachkrafteeinwanderungsgesetze erleichterte
Einwanderungsbedingungen fiir qualifizierte Arbeitskraf-
te. Wir definieren als Erwerbsmigration Personen, die aus
dem Ausland kommend einen Arbeitsplatz in Deutsch-
land antreten. Bildungsmigration beinhaltet dagegen
Personen, die aus dem Ausland fir eine Ausbildung oder
ein Studium nach Deutschland kommen. Anzumerken ist
hier noch, dass wir Fahigkeiten nicht dynamisch erfassen,
also nicht wissen, wie sich Kompetenzen etwa durch ein
Studium verandern.

Abbildung 3 zeigt, dass sowohl Erwerbs- als auch Bil-
dungsmigration wichtige Quellen des Kompetenzim-
portes flr Deutschland sind. Erwerbsmigration steuert
mit ca. 60% einen etwas gréBeren Anteil bei als die
Bildungsmigration (ca. 40 %). Interessant ist auch, dass
die Erwerbsmigration (linke Grafik) viel starker negativ
durch die Pandemie betroffen war, aber schon 2022
vollstandig auf das Niveau vor der Pandemie zuriickge-
kehrt ist. Dies gilt jedoch nicht flr die Bildungsmigration
(rechte Grafik). Zwar war der Einbruch durch die Pande-
mie nicht so stark wie bei der Erwerbsmigration, jedoch
haben sich die Zahlen auch nicht wieder erholt, sodass
2022 der Zufluss noch deutlicher unter der Periode vor
der Pandemie lag. Zum jetzigen Zeitpunkt I&sst sich
nur spekulieren, woran die langsame Erholung der Bil-
dungsmigration — auch und gerade relativ zur Erwerbs-
migration — liegt und ob dies langerfristige Auswirkun-
gen auf den Zugewinn an Kompetenzen fiir Deutschland
hat.

Betrachtet man die Zusammensetzung der Kompeten-
zen, zeigt sich, dass die Verteilung der Kompetenzen
zwischen Erwerbs- und Bildungsmigration recht &hnlich
ist. Erwerbsmigration bringt mehr Kompetenzen im IT-Be-
reich nach Deutschland, was die starke Nachfrage nach
IT-Fachkréften widerspiegelt, die durch einheimische Ar-
beitnehmer nicht bedient werden kann.

Woher kommen die Kompetenzen und wohin gehen
sie?

Als nachstes betrachten wir die Lander, aus denen die
Kompetenzen der Zuwanderer kommen, sowie in welche
Lander Deutschland wiederum Kompetenzen exportiert.
Hierzu schauen wir uns die Gesamtsumme aller Kompe-
tenzzuflisse im Zeitraum von 2012 bis 2022 an und stel-
len diese den Gesamtabfliissen an Kompetenzen gegen-
Uber. Das Herkunftsland ist dabei das Land der ersten
vorliegenden Information im Nutzerprofil und kann von
der Staatsbirgerschaft abweichen. Zu beachten ist hier
noch, dass LinkedIn in Nordamerika und Europa verbrei-
teter ist als etwa in Asien, Afrika und Stidamerika, sodass
relative Vergleiche zwischen Kontinenten schwierig zu in-
terpretieren sind. Abbildung 4 zeigt ein Sankey-Diagramm
der Zu- und Abfllsse, wobei die wichtigsten Herkunftsre-
gionen oben gelistet sind. Die Farben beziehen sich auf
die verschiedenen Kompetenzen; je wichtiger eine Kom-
petenz flr eine Region, desto weiter oben erscheint sie in
der Grafik.

Wéhrend sich die Medienaufmerksamkeit und o6ffentli-
che Diskussion vor allem um Fluchtmigration und Asyl-
suchende dreht, zeigt die Abbildung, dass Europa — und
vor allem Zentral- und Osteuropa - die wichtigste Quelle

Wirtschaftsdienst 2025 | 9
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Kompetenzimport durch Erwerbs- und Bildungsmigration
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Genannte Kompetenzbereiche von Erwerbsmigration und Bildungsmigration (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profilen von Revelio Labs.

fir den Humankapitalimport nach Deutschland ist. Dies
bestéatigen auch die Zahlen zur Nettozuwanderung an
Personen, wo Europa zwei Drittel aller Zuwanderer nach
Deutschland stellt (Gathmann & Monscheuer, 2024, Ab-
bildung 2).

Europa ist allerdings auch die wichtigste Zielregion fur
den Abfluss von Kompetenzen aus Deutschland. Dies
spiegelt zum einen die héhere Mobilitédt von besser aus-
gebildeten Personen wider, aber auch die oft zirkularen
Migrationsstréme, in denen Zuwanderer nach einigen
Jahren in Deutschland wieder in ihr Herkunftsland zu-
rickkehren (Kosyakova et al., 2025).

Ebenso ist Deutschland ein Nettoimporteur von Kompe-
tenzen aus Asien, aber ein Nettoexporteur von Kompe-
tenzen nach Nordamerika und hier insbesondere in die
USA. Dies spiegelt die traditionell hohe Attraktivitat der
USA fur gut qualifizierte Arbeitskrafte, aber auch als Stu-
dienort wider. Es wird zu beobachten sein, ob sich der
Kompetenzexport durch die restriktivere Einwanderungs-
politik der US-Regierung abschwécht, und Deutschland
gegebenenfalls fir andere Herkunftslénder noch attrak-
tiver als Zielland wird. Beides wird stark von der dkono-
mischen Attraktivitdt und weiterhin liberalen Einwande-
rungspolitik Deutschlands abh&ngen.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Auffallend ist, dass IT-Kompetenzen, kognitive Fahigkei-
ten und Projektmanagement die zahlenm&Big wichtigsten
Kompetenzen flir den Zufluss aus allen drei Herkunftsre-
gionen (Europa, Asien und Nordamerika) sind. Dies gilt
ebenso flir den Export; auch hier spielen IT-Kompeten-
zen, kognitive und Projektmanagement-Fahigkeiten, die
gréBte Rolle. Dies deutet darauf hin, dass diese Kompe-
tenzbereiche zunehmend allgemeine Fahigkeiten sind,
die in vielen Bereichen gebraucht und daher von vielen
Landern gesucht werden. Dies sollte nicht verwundern,
spielen diese doch flr die digitale Transformation und
besonders Kl eine wichtige Rolle. Jedoch bedeutet dies
auch, dass der Wettbewerb um diese Talente und Féhig-
keiten international besonders hoch ist.

Zuwanderer bringen liberproportional viele
spezialisierte IT-Kenntnisse

Die Tatsache, dass Deutschland in groBem Umfang Kom-
petenzen importiert, wirft die Frage auf, wie sich die Kom-
petenzen der Zuwanderer relativ zu denen der Einheimi-
schen verhalten. Die Forschungsliteratur betont, dass Zu-
wanderer oftmals komplementare Fahigkeiten austben,
etwa weil Einheimische einen komparativen Vorteil in ge-
wissen Bereichen, wie etwa der lokalen Sprache und da-
mit z.B. im Umgang mit Kunden haben. Da Deutschland
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Abbildung 4

Herkunftsregionen und Zielregionen verschiedener Kompetenzen
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Herkunftsregionen der Summe der genannten Kompetenzenbereiche zwischen 2012 und 2022 von Zuwanderern und Abwanderern.

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profilen von Revelio Labs.

aber einen zunehmenden Mangel an Fachkraften in eini-
gen Berufen hat, kdnnte es auch sein, dass Zuwanderer
ahnliche Kompetenzen wie Einheimische aufweisen, da
die Nachfrage nach diesen Féhigkeiten das lokale Ange-
bot Ubersteigt.

Um die Kompetenzen der Zuwanderer den Einheimischen
gegenlberzustellen, nutzen wir die ca. 9.000 unklassifi-
zierten Fahigkeiten, die in den Profilen aufgelistet sind.
Wir kalkulieren zundchst das Quotenverhéltnis (odds
ratio) fir jede gelistete Féhigkeit, also wie oft eine Kom-
petenz von einem Zuwanderer relativ zu Einheimischen
genannt wird. Dieser erste Schritt zeigt auf, ob eine be-
stimmte Kompetenz unter Zuwanderern Uberproportional
oft genannt wird. Um die Rechenzeit zu verkirzen, fokus-
sieren wir uns im nachsten Schritt auf die 1.000 am héau-
figsten genannten Kompetenzen. Wir nutzen diese Kom-
petenzen, um mittels einer logistischen Regression vor-
herzusagen, ob es sich um einen Zuwanderer oder einen
Einheimischen handelt. Fir jede Kompetenz berechnen

wir dann, wie viel Vorhersagekraft die Kompetenz hat.®
Diese Vorgehensweise hat den weiteren Vorteil, dass wir
die Mdglichkeit berticksichtigen, dass manche Kompe-
tenzen haufiger auf Plattformen genannt werden als an-
dere; dies konnte etwa auf Software-Kompetenzen oder
Sprachkenntnisse zutreffen.

Abbildung 5 zeigt die zehn Kompetenzen mit der héchs-
ten Vorhersagekraft, ob eine Person ein Zuwanderer oder
Einheimischer (links) oder ein Abwanderer oder Einhei-
mischer (rechts) ist. Unter Zuwanderern sind spezifische
IT-Kenntnisse wie Python, Matlab oder C++ relativ zu
Einheimischen stark Uberreprasentiert. Zusammen mit
Datenanalyse und weiteren Softwarekenntnissen macht
Abbildung 5 deutlich, dass IT-Kenntnisse der wichtigste

5 Konkret berechnen wir fiir jede Fahigkeit die Delta-Abweichung: DD
= 2*(Log-Likelihood(Modell mit Kompetenz und Konstante) - Log-
Likelihood(Modell nur mit Konstante)). Je héher DD, desto mehr tragt
die Kompetenz dazu bei, Zuwanderer zu identifizieren.
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Abbildung 5
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Kompetenzen von Zuwanderern und Abwanderern relativ zu Einheimischen
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Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profilen von Revelio Labs.

Importschlager sind - nicht nur absolut, sondern auch
relativ zu den Kenntnissen, die Einheimische haben. Un-
ter Abwanderern sind kognitive Kompetenzen und allge-
meine IT-Kenntnisse Uberproportional stark vertreten.
Jedoch tauchen hochspezialisierte IT-Kenntnisse nicht
unter den exportierten Kompetenzen relativ zu Einheimi-
schen auf. Deutschland profitiert also stark von den spe-
zialisierten IT-Kenntnissen, die Zuwanderer mitbringen
und damit eine Nachfrage nach diesen Kompetenzen be-
dienen, die Einheimische nicht alleine leisten kénnen.

Ausblick

Entscheidend wird es sein, die Rahmenbedingungen flr
Fachkrafte in Deutschland gezielt zu verbessern, um die
Attraktivitdt Deutschlands zu erhéhen und hochqualifi-
zierte Beschéftigte im Land zu halten. Eine zentrale Rolle
spielt dabei, dass blrokratische Hurden im Bildungs- und
Arbeitsmarktzugang reduziert werden, um die Bindung so-
wohl von einheimischen Fachkréaften als auch von internati-

onalen Talenten an Deutschland zu starken. Auf diese Wei-
se kann das Land nicht nur kurzfristig von Zuwanderung
profitieren, sondern seine Position als dauerhaft attraktiver
Standort fiir Ausbildung und Beschéftigung festigen.
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Title: What skills do international professionals bring to Germany?

Abstract: In recent years, Germany has become an important destination for international skilled workers. Traditional data sources such

as official statistics or household surveys, however, provide little information on the specific competencies that highly qualified migrants
bring with them—or that are lost through emigration. Using LinkedIn data, we make these flows of skills visible and show that Germany
is a clear net importer of competencies, particularly in IT, cognitive skills, and project and people management. Both labour and educa-

tion migration contribute to this inflow, with the latter being more strongly affected by the pandemic. Germany’s future competitiveness

will crucially depend on an active migration and skills policy as well as on attractive opportunities for education and long-term retention.
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Eine gemeinsame europaische Migrationspolitik:
Herausforderungen und Optionen

Ein Schlissel zur Reduktion irregulédrer Migration in die Européische Union liegt in der
Ausweitung legaler Zugangswege. Dafiir missen Ansétze, die bereits erprobt werden,
systematischer und gréBer ausgebaut werden, damit sie eine spirbare Wirkung entfalten
kénnen. Neben einer Verbesserung der Wirksamkeit bei der Anwerbung Hochqualifizierter
wirde auch ein starkerer Fokus auf geringqualifizierte Arbeitskrafte helfen. Diesen
werden legale Zugangswege bislang nur in Ausnahmefallen gewéahrt. Der Ausbau solcher
Zugangswege sowie effizientere Anerkennungsverfahren kénnen den Druck auf die
Asylsysteme verringern und zugleich dringend bendtigte Fachkréafte mobilisieren.

Migration gehdrt spéatestens seit 2015 zu den politisch
und gesellschaftlich umstrittensten Themen in Europa
(Edo et al., 2019). Auf EU-Ebene wie in den Mitgliedstaa-
ten fUhren Fragen der Migrationssteuerung und -vertei-
lung regelmaBig zu Konflikten. Die Auseinandersetzungen
um die Reform des Gemeinsamen Europaischen Asylsys-
tems (GEAS), die Einflhrung eines verpflichtenden Soli-
daritdtsmechanismus oder die Verteilung von Schutzsu-
chenden aus ltalien und Griechenland verdeutlichen, wie
weit die Positionen auseinanderliegen. Unterschiedliche
nationale Interessen, historische Erfahrungen und innen-
politische Debatten erschweren die Entwicklung einer ko-
harenten européischen Politik.

Gleichzeitig ist Migration kein voriibergehendes, sondern
ein dauerhaft drdngendes Thema. Globale Ungleichhei-
ten, politische Instabilitdt und Kriege — etwa in Syrien,
Afghanistan oder jlngst in der Ukraine — sowie der Kili-
mawandel sorgen dafiir, dass Migrationsbewegungen
auch langfristig pragend bleiben werden. Prognosen der
Vereinten Nationen weisen zudem auf wachsende Bevdl-
kerungen in Afrika und Teilen Asiens hin, die den Migrati-
onsdruck weiter erhéhen durften.

Eine zukunftsfahige Migrationspolitik darf sich nicht auf
die Asylpolitik beschranken. Neben der Schutzgewah-
rung fUr Verfolgte und Kriegsgeflichtete miissen auch
andere Formen der Migration — Arbeitsmigration, Famili-
ennachzug, Bildungs- und Forschungsmobilitat — strate-

© Der/die Autor:iin 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

gisch gestaltet werden. Insbesondere die Arbeitsmigrati-
on ist vergleichsweise wenig umstritten und gewinnt vor
dem Hintergrund des demografischen Wandels und des
akuten Fachkraftemangels in vielen EU-Mitgliedstaaten
an Bedeutung. Gezielte Zuwanderung kann Engpésse in
zentralen Branchen wie der Pflege, dem Bauwesen oder
dem Ingenieurwesen lindern. Dabei gilt: Sollten Arbeits-
krafte dauerhaft in Deutschland bleiben, sind wirksame
IntegrationsmaBnahmen unerlasslich. Fir bestimmte Ta-
tigkeiten, die nur voriibergehend ausgelbt werden - et-
wa im Bauwesen oder in der saisonalen Landwirtschaft
— kann dagegen auch zeitlich befristete Migration ohne
umfassende IntegrationsmaBnahmen sinnvoll sein, bei-
spielsweise als entsendete Arbeitnehmer.

Der vorliegende Beitrag analysiert zentrale Herausfor-
derungen der europaischen Migrations- und Asylpolitik
und entwickelt Handlungsoptionen fiir eine zukunftsfa-
hige Ausgestaltung. Dabei wird hervorgehoben, dass
Arbeitsmigrationspolitik und Asylpolitik eng miteinander
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Prof. Panu Poutvaara, Ph.D., ist Leiter des ifo
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Abbildung 1
Aufenthaltstitel und Blaue Karte EU
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verflochten sind: Legale und geregelte Migrationswege
kénnen den Druck auf die Asylsysteme mindern und zu-
gleich die Basis fiir eine faire, solidarische und effiziente
europaische Migrationspolitik schaffen.

Herausforderungen in der européischen
Migrationspolitik

Neben einer Reihe weiterer Herausforderungen konzen-
triert sich die nachfolgende Analyse auf zwei zentrale
strukturelle Schwachen der reguldren Migration in die EU:
die begrenzte Wirksamkeit bei der Anwerbung Hochqua-
lifizierter und die unzureichende Nutzung bereits vorhan-
dener Qualifikationen von Drittstaatsangehérigen. Die
Blaue Karte EU ist seit 2012 das zentrale Instrument zur
Gewinnung hochqualifizierter Drittstaatsangehoriger in
der EU. Obwohl die Zahl der erteilten Blauen Karten in
den letzten Jahren stark angestiegen ist (Abbildung 1a),
wird sie nur in geringem Umfang genutzt, wenn man sich
im Vergleich die Ausstellung anderer Aufenthaltstitel an-
sieht (Abbildung 1b). 2023 entfielen lediglich 2,3 % aller
erteilten Erstaufenthaltstitel auf dieses Instrument. Ursa-
chen sind die uneinheitliche Umsetzung in den Mitglied-
staaten, Konkurrenz durch nationale Regelungen, lange
Antragsverfahren sowie eingeschrankte Mobilitdtsrechte
innerhalb der EU. Viele Mitgliedstaaten bevorzugen nati-
onale Zuwanderungsprogramme, die flexibler und admi-
nistrativ einfacher sind. Damit verfehlt die Blaue Karte ihr
Ziel, die EU im globalen Wettbewerb um Talente zu star-
ken und Fachkréfteengpésse wirksam zu adressieren.

Gleichzeitig zeigt sich eine deutliche Segmentierung des
Arbeitsmarktes. Obwohl Zuwanderer in der EU so gut
ausgebildet sind wie nie zuvor, arbeiten viele Hochqua-
lifizierte in niedrigqualifizierten Berufen. Laut Daten des
EU-Labour-Force-Survey aus dem Jahr 2024 verfiigen
32,1 % der Einwanderer aus Nicht-EU-Staaten Uber einen
Hochschulabschluss oder gleichwertige Qualifikationen
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1b. Blaue Karte im Vergleich zu allen Aufenthaltstiteln
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(Frattini & Pulito, 2025). Diese Zahl ist &hnlich hoch bei Mi-
granten innerhalb der EU (35,2 %) und bei Einheimischen
(36,8 %). Trotz des hohen Anteils an hochqualifizierten
Einwanderern, der ahnlich dem von Einheimischen ist, ar-
beiten Drittstaatsangehdrige in der EU oft im Niedriglohn-
sektor. Aufféllig ist, dass selbst unter Drittstaatsangeho-
rigen mit Hochschulabschluss die groBte Berufsgruppe
»Reinigungskréafte und Hilfskrafte® ist (EPRS, 2021).

Ein wesentlicher Faktor hierfir ist die mangelnde Anerken-
nung ausléndischer Abschlisse. Sie gilt — nach fehlenden
Sprachkenntnissen — als zweithaufigstes Hindernis bei der
Arbeitssuche. 48 % der hochqualifizierten Drittstaatsan-
gehdrigen arbeiten in Berufen, die ein geringeres Quali-
fikationsniveau erfordern; bei Einheimischen liegt dieser
Anteil bei etwa 20% (EPRS, 2021). Diese Muster flihren
zu einer anhaltenden Unterbeschéftigung und niedrigeren
Einkommen unter Drittstaatsangehdérigen. Diese niedrige-
ren Einkommen von Einwanderern transferieren sich oft
auch noch in die Generation ihrer Kinder (Boustan et al.,
2025). Gleichzeitig bleiben Engpasse in Sektoren mit ho-
hem Qualifikationsbedarf — etwa in der IT, im Ingenieurwe-
sen und im Gesundheitswesen — bestehen.

Herausforderungen in der Asylpolitik

Besonders die irreguldre Migration stellt die Europaische
Union vor anhaltende strukturelle Herausforderungen.
Nachdem die Asylantrage in der EU von 2015 bis 2020 ge-
sunken sind, sind sie seit dem Beginn dieses Jahrzehnts
wieder gestiegen (Abbildung 2).! Besonders betroffen
sind die Ersteinreisestaaten an den AuBengrenzen — etwa
Griechenland, ltalien oder Spanien — die durch geogra-
fisch konzentrierte Zunahmen von Fluchtmigration Uber-
proportional belastet werden. Dort stoBen Behérden hau-

1 Diese Statistik beinhaltet keine Ukrainer:innen, da diese keine Asylan-
trage stellen missen.
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Abbildung 2
Asylantrage in der EU in den letzten zehn Jahren
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fig an ihre Kapazitatsgrenzen: Personelle und finanzielle
Ressourcen sind unzureichend, und schwerféllige admi-
nistrative Prozesse erschweren eine zlgige Registrierung
und adaquate Unterbringung.

Hinzu kommt ein Mangel an Solidaritat innerhalb der EU.
Die Weiterverteilung von Schutzsuchenden erfolgt nur in
begrenztem Umfang, wahrend einzelne Mitgliedstaaten
hohe Aufnahmezahlen bewéltigen missen. Unterschied-
liche Aufnahmestandards und Integrationsbedingungen
zwischen den Mitgliedstaaten flhren zu einer unkoordi-
nierten Weiterreise innerhalb der EU. Adema et al. (2025)
haben zum Beispiel fiir den Fall von ukrainischen Ge-
flichteten herausgefunden, dass besonders hohe Léhne,
gute Arbeitsmarktchancen und bestehende Netzwerke
Ziellander attraktiv machen. Dies fihrt zu héherer Sekun-

darmigration in bestimmte Lander? (Radjenovic, 2024),
allen voran Deutschland, was Deutschland und andere
Staaten zur Wiedereinflihrung von Binnengrenzkontrollen
im Schengen-Raum veranlasst hat. Abbildung 3 zeigt die
Zahl an Asylantragen 2024 in den EU-Staaten. Die Abbil-
dung hebt sehr deutlich hervor, wie ungleich diese verteilt
sind, variierend zwischen 229.695 in Deutschland und 25
in Ungarn.

Diese Entwicklungen haben mehrere Nebenwirkungen.
Die Ruckkehr zu Kontrollen innerhalb der EU unterminiert
zentrale Integrationsprojekte wie den freien Personenver-
kehr. Gleichzeitig verstarken sich Spannungen zwischen
den Mitgliedstaaten, wenn nationale Migrationspolitiken
divergieren und EU-weite Lésungen blockiert werden.
Auf gesellschaftlicher Ebene fiihrt die Kombination aus
Uberlasteten Strukturen, ungleichen Verantwortlichkei-
ten und sichtbarer Unordnung an den Grenzen zu einer
wachsenden Skepsis gegenliber der Migrationspolitik. In
vielen Mitgliedstaaten nutzen rechtsextreme und populis-
tische Parteien diese Wahrnehmung fiir politische Mobi-
lisierung. Ihr Erstarken erschwert differenziertes, fakten-
basiertes und kooperatives Handeln auf europdischer
Ebene, da migrationspolitische Debatten zunehmend po-
larisiert werden.

Die irregulare Migration ist somit nicht nur eine Frage des
Grenz- und Asylmanagements, sondern auch ein Kataly-

2 GeméB den Daten zu Dublin-Ersuchen belief sich das Verhaltnis zwi-
schen ausgehenden Dublin-Ersuchen (174.866) und Antrégen auf in-
ternationalen Schutz (873.680) im Jahr 2022 auf 18 %. Dies konnte da-
rauf hindeuten, dass fast ein Flinftel der Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben, weiterhin Sekundarmigration innerhalb der
EU und der Schengen-L&nder angestrebt haben.

Abbildung 3
Asylantrdge in der EU und in der Europdischen Freihandelsassoziation (EFTA) im Jahr 2024
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sator fUr politische Spannungen und eine Belastungspro-
be fir die Grundprinzipien der europaischen Integration.

Vorschléage fiir Reformoptionen

Um die Handlungsfahigkeit der EU zu sichern, Vertrauen in
staatliche Steuerung wiederherzustellen und die Prinzipi-
en des Schengen-Raums zu wahren, bedarf es einer Re-
formagenda, die sowohl kurzfristige Entlastung als auch
langfristige strukturelle Anpassungen ermdéglicht. Mit der
im Mai 2024 erzielten Einigung tber die Reform des GEAS
wurden bereits wichtige Weichen gestellt. Diese missen
nun auf nationaler Ebene effektiv umgesetzt werden. Im
Folgenden werden diese und weitere Vorschlage vorge-
stellt, die an den identifizierten Schwachstellen ansetzen
und Wege aufzeigen, wie eine solidarischere, effizientere
und krisenfestere europdische Migrationspolitik gestaltet
werden kann.

Optionen fiir eine neue gemeinsame
Migrationspolitik

Ein Schlissel zur Reduktion irregularer Migration liegt in
der Ausweitung bestehender legaler Zugangswege. Drei
Instrumente, die bereits in Ansatzen erprobt werden,
koénnten bei systematischem und gréBer angelegtem Aus-
bau eine splirbare Wirkung entfalten. Skill Partnerships
bestehen in mehreren EU-Mitgliedstaaten bereits in Pi-
lotform, etwa in der Pflege oder im Handwerk, erfassen
aber bislang zu wenige Personen, um wirklich einen Un-
terschied zu machen (Hooper, 2019). Ziel ist es, in Part-
nerlandern Ausbildungsgénge aufzubauen, die sich am
konkreten Fachkraftebedarf der EU orientieren, und Ab-
schlisse anzuerkennen. Durch eine deutliche Ausweitung
— auch auf mittlere und geringqualifizierte Berufsgruppen
— lieBen sich Arbeitsmarktengpésse gezielt schlieBen und
sichere Migrationswege schaffen (Clemens, 2015). Die
EU koénnte hier als Koordinatorin auftreten, gemeinsame
Standards definieren, Mitgliedstaaten bei der Qualifika-
tionsanerkennung unterstttzen und Uber Fonds wie den
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds die Finanzierung
der Ausbildung im Herkunftsland sichern (European Mig-
ration Network, 2022).

Im Rahmen des neuen Pakts zu Asyl und Migration hat
die Europédische Kommission die Einrichtung eines EU-
Talentpools angekiindigt. Dieser soll die Kompetenzen
potenzieller Migranten mit dem Bedarf des Arbeitsmark-
tes in den Mitgliedstaaten zusammenbringen. Er wrde
eine zentrale, offentlich verwaltete Plattform bieten, auf
der Drittstaatsangehdrige ihre Qualifikationen hinterlegen
und Arbeitgeber gezielt rekrutieren kdnnen. Eine syste-
matische Einflihrung mit einheitlichen Kriterien, EU-weiter
Qualifikationsanerkennung und einer zusatzlichen ,,Refu-
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gee-Track“-Option flr anerkannte Gefllichtete kénnte die
Auswahl beschleunigen, Transparenz schaffen und auch
kleineren Unternehmen den Zugang zu internationalen
Arbeitskraften erleichtern (Rasche, 2021). Ein Pilotpro-
gramm namens ,EU Talent Pool Pilot“ unterstitzt derzeit
ukrainische Gefllichtete bei der Arbeitssuche in Spanien,
Kroatien, der Tschechischen Republik, der Slowakei, Po-
len, Litauen und Finnland.

Legale Zugangswege fiir geringqualifizierte Arbeitskrafte
werden bislang nur in Ausnahmefallen gewéhrt. Die deut-
sche Westbalkanregelung zeigt jedoch, dass ein offenerer
Arbeitsmarktzugang fiir bestimmte sichere Herkunfts-
staaten die Zahl aussichtsloser Asylantrdge massiv sen-
ken kann (Briicker et al., 2020). Ubertragt man dieses Mo-
dell auf ausgewahlte afrikanische und asiatische Staaten,
gekoppelt an Ricknahmeabkommen und klare zeitliche
sowie arbeitsrechtliche Bedingungen, kénnten signifikan-
te Migrationsstrome in sichere Bahnen gelenkt werden.
Ein gezielter, groBflachiger Ausbau dieser legalen Wege
wirde Migration in nennenswertem Umfang ermdéglichen
und somit das Asylsystem entlasten.

Optionen fiir eine neue gemeinsame Asylpolitik

Nach langen Verhandlungen einigten sich die EU-Mit-
gliedstaaten, das Européische Parlament und die Kom-
mission Ende 2023 auf eine Reform des GEAS, die im Mai
2024 beschlossen wurde und spatestens 2026 in deut-
schem Recht umgesetzt werden muss. Kernpunkte sind
ein verpflichtendes Screening-Verfahren bei irregularer
Einreise, eine neue Asyl- und Migrationsmanagement-
Verordnung mit Solidaritdtsmechanismen zur Entlastung
der Ersteinreisestaaten sowie die Einflihrung beschleu-
nigter Grenzverfahren fir Antragstellende aus Landern
mit geringer Schutzquote. Erganzt wird dies durch eine
Krisenverordnung, die im Fall von Uberlastung erweiterte
MaBnahmen wie verldngerte Grenzverfahren, schnellere
Abschiebungen und verstérkte Umverteilung ermdglicht.
Ziel der Reform ist eine verbindlichere Koordinierung,
schnellere Verfahren und eine gerechtere Lastenteilung
innerhalb der EU (Albrecht et al., 2024).

Mit der GEAS-Reform wurde erstmals ein verbindlicher
Solidaritdtsmechanismus geschaffen, der eine gleichma-
Bigere Verteilung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten
bei der Flichtlingsaufnahme innerhalb der EU gewéhr-
leisten soll. Kernpunkte sind eine jahrliche Prognose der
Asylzahlen und Kapazitaten, ein Solidaritatspool, neue
Institutionen wie das EU-Solidaritatsforum, ein Solidari-
tatskoordinator sowie eine jahrliche Migrationsberichter-
stattung. Diese Strukturen sollen die Mitgliedstaaten stéar-
ker einbinden, Ausweichmdglichkeiten reduzieren und
so eine gerechtere Verantwortungsteilung sichern. Fur
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Deutschland und die AuBengrenzstaaten ist der Mecha-
nismus besonders vorteilhaft, da er ihnen verbindliche
Unterstiitzung zusichert — weshalb Deutschland auf eine
gemeinsame Umsetzung setzen und nationale Alleingan-
ge vermeiden sollte (SVR, 2024). Der verpflichtende, zu-
gleich flexible Solidaritdtsmechanismus schreibt den EU-
Mitgliedstaaten nicht vor, Gefllichtete aufzunehmen, wenn
sie dies nicht wiinschen. Staaten, die keine Geflliichteten
aufnehmen, missen jedoch alternative Beitrage leisten,
etwa finanzielle oder administrative Unterstlitzung. Dies
ist sinnvoll, da es wenig zielfihrend ware, Gefllchtete in
Lander zu verweisen, in denen sie nicht willkommen sind
und in denen sie sich voraussichtlich auch nicht nieder-
lassen moéchten. Aufgrund der offenen Binnengrenzen
wédre es ohnehin kaum mdglich, Weiterwanderungen
wirksam zu verhindern. Zugleich zeigen Studien, dass
sich Gefllchtete dort erfolgreicher integrieren, wo ihnen
eine positive Aufnahmebereitschaft entgegengebracht
wird, wo die Arbeitslosigkeit gering ist (Aksoy et al., 2023)
und wo gezielte Unterstitzung bei der Arbeitsplatzsuche
erfolgt (Battisti et al., 2019).

Eine wirksame europdische Migrationspolitik erfordert
eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Drittstaaten
auf allen Ebenen. Dabei missen sowohl die Interessen
von Herkunfts-, Transit- und Aufnahmeldndern berlick-
sichtigt als auch die individuellen Bedurfnisse Schutzsu-
chender beachtet werden. Der im Zusammenhang mit der
GEAS-Reform beschlossene Unionsrahmen fiir Neuan-
siedlung und Aufnahme aus humanitaren Griinden bietet
eine gemeinsame Grundlage, auf deren Basis die Resett-
lementkontingente der Mitgliedstaaten erhdht werden
sollten (SVR, 2024). Hierbei ist eine verbesserte Koordina-
tion zwischen bilateralen Abkommen einzelner Mitglied-
staaten und auf EU-Ebene verhandelten Vereinbarungen
erforderlich, da die EU in Rlickiibernahmeabkommen und
Kapazitatsaufbau begrenzte Kompetenzen hat.

Vorschlage zur Auslagerung von Asylverfahren stoBen
weiterhin auf erhebliche rechtliche, politische und ope-
rative Hlrden: Non-Refoulement, das Verbot kollektiver
Ausweisungen und der Anspruch auf effektiven Rechts-
schutz missen gewahrt bleiben, und die vollstédndige
Externalisierung von Schutzverfahren widerspricht dem
priméarrechtlichen EU-Bekenntnis zum Flichtlingsschutz.
Zugleich muss die EU-Mittel der AuBenpolitik einsetzen,
um staatlich organisierte Instrumentalisierung von Mig-
ration zu verhindern, wie an den polnisch-belarussischen
oder russisch-finnischen Grenzen beobachtet. Humanita-
re Versorgung und die Einhaltung menschen- und fliicht-
lingsrechtlicher Standards missen auch in solchen Situ-
ationen garantiert sein, wahrend betroffene Mitgliedstaa-
ten an der AuBengrenze durch Asylagentur und Grenz-
schutz unterstitzt werden.

Ein Vorbild fur effizientere und zugleich rechtsstaatlich
abgesicherte Verfahren bietet die Schweiz. Dort zeichnen
sich Asyl- und Migrationsverfahren durch klare Fristen,
transparente Zusténdigkeiten und eine enge Verzahnung
von Bund, Kantonen und Gemeinden aus. Zentrales Ele-
ment ist die begleitende obligatorische Rechtsberatung:
Jede asylsuchende Person erhalt von Beginn an qualifi-
zierte juristische Unterstlitzung. Dies flhrt zu fundierteren
und korrekteren Entscheidungen in erster Instanz, redu-
ziert die Zahl der erfolglosen Rechtsmittel und beschleu-
nigt dadurch das Verfahren insgesamt. Das seit 2019
geltende ,beschleunigte Asylverfahren“ kombiniert so
kurze Bearbeitungszeiten — haufig unter 140 Tagen — mit
hohen rechtsstaatlichen Standards. Ubertragen auf die
EU koénnte ein vergleichbarer Ansatz mit verpflichtender
Rechtsberatung und verbindlichen Fristen die Effizienz
steigern, die Zahl langwieriger Berufungsverfahren verrin-
gern und zugleich das Vertrauen in die gemeinsame euro-
paische Asylpolitik starken.

Effektivere Anerkennungsverfahren fur
Qualifikationen von Drittstaatsangehérigen

Die Anerkennung auslandischer Qualifikationen ist ein
zentraler Hebel fiir erfolgreiche Migrationspolitik in der
EU. Es ist sowohl firr die regulére Einwanderung als auch
fir anerkannte Geflliichtete relevant, um sich langfris-
tig erfolgreich zu integrieren. Auch wenn die aktuellen
Regelungen, z.B. in Deutschland im Rahmen des Fach-
krafteeinwanderungsgesetzes, eine Verbesserung dar-
stellen, reichen sie jedoch nicht aus, um den Fachkraf-
tebedarf nachhaltig zu decken. Die Verfahren sind nach
wie vor komplex und birokratisch, Wartezeiten lang, und
die Transparenz fiir Arbeitgeber wie Arbeitnehmer bleibt
begrenzt. Hier setzen Reformoptionen an: eine stérkere
Digitalisierung des Anerkennungsprozesses (z.B. durch
elektronische Verifikationssysteme), eine bessere perso-
nelle Ausstattung der Behérden sowie die Erweiterung
von automatischen Anerkennungen fir international an-
erkannte Hochschulen oder Ausbildungsinstitutionen,
deren Abschlisse automatisch oder im Schnellverfahren
akzeptiert werden, sowie es oft flr Qualifikationen aus
EU-Landern der Fall ist. Ladnder wie Norwegen zeigen,
dass Turbo-Verfahren im nicht reglementierten Bereich
moglich sind: Dort wird innerhalb von flnf Arbeitstagen
eine unverbindliche Bewertung von Abschlissen vorge-
nommen, die Unternehmen eine schnelle Einschatzung
erlaubt (Molter & van Hove, 2018).

Darlber hinaus sollte in nicht reglementierten Beru-
fen starker auf die Einschatzungen der Arbeitgeber
vertraut werden. Arbeitgeber kénnen die Eignung von
Bewerber:innen oftmals besser einschatzen als es in
langwierigen Anerkennungsverfahren maoglich ist. Dies
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gilt insbesondere flir temporére Arbeitsvisa: Hier sollte
es Unternehmen Uberlassen bleiben, welche Qualifikatio-
nen und Sprachkenntnisse sie fiir notwendig erachten. So
kénnen in international orientierten Branchen wie IT oder
Forschung & Entwicklung, in denen Englisch ohnehin Ar-
beitssprache ist, Fachkréfte unabhangig vom Sprachni-
veau in Deutsch sofort eingesetzt werden. Gleiches gilt
fir bestimmte Dienstleistungen im Niedriglohnsektor, die
in manchen Regionen auch auf Englisch erbracht werden
kénnen.

Ausblick

Die Européische Union steht migrationspolitisch an einem
Scheideweg. Mit der Reform des GEAS wurden nach jah-
relangen Verhandlungen wichtige Grundlagen gelegt, um
Verfahren zu beschleunigen, Solidaritat verbindlicher zu
organisieren und die Verantwortung fairer zu teilen. Ent-
scheidend ist nun, dass die Mitgliedstaaten diese Reform
gemeinsam und konsequent umsetzen. Nationale Allein-
gange, etwa durch die Wiedereinflhrung von Binnen-
grenzkontrollen, wirden nicht nur zentrale Integrations-
projekte wie den Schengen-Raum untergraben, sondern
auch das Vertrauen in die Handlungsfahigkeit der EU
schwéachen.

Gleichzeitig darf die Politik keine Erwartungen wecken,
die sie absehbar nicht erfillen kann. Wie der Sachver-
standigenrat (SVR, 2024) betont, flhrt eine Diskrepanz
zwischen Ankindigungen und tatsachlicher Umsetzung
leicht zu Vertrauensverlusten bei den Blrger:innen — ein
N&hrboden fir populistische Strémungen. Eine realisti-
sche Kommunikation ist daher ebenso zentral wie wirksa-
me politische MaBnahmen.

Langfristig kann eine kohéarente européaische Migrations-
politik nur gelingen, wenn Arbeitsmigration, Asylpolitik
und Integration starker zusammengedacht werden. Der
Ausbau legaler Zugangswege und effizientere Anerken-
nungsverfahren kdnnen den Druck auf die Asylsysteme
verringern und zugleich dringend bendétigte Fachkréafte
mobilisieren. Eine gemeinsame, solidarische und prag-
matische Migrationspolitik ist somit nicht nur eine Frage
der Lastenteilung, sondern auch eine Voraussetzung flr

Zeitgesprach

wirtschaftliche Stabilitdt, gesellschaftliche Integration
und die Zukunftsfahigkeit der européischen Integration
insgesamt.
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improving the effectiveness of recruiting highly skilled workers, a stronger focus on low-skilled labour would also be helpful. So far, legal

pathways have only been granted to them in exceptional cases. Expanding such pathways, together with more efficient recognition pro-

cedures, can ease the pressure on asylum systems, while at the same time mobilising urgently needed workers.
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Forderungen im Vergleich: Die inverse
Subvention als effizientere Alternative

Subventionen sind ein zentrales wirtschaftspolitisches Steuerungsinstrument. Der Beitrag
analysiert die Auswirkungen dreier Subventionstypen. Besonders verbreitet ist die prozentuale
Subvention, bei der der Zuschuss proportional zum Preis des geférderten Gutes gewéhrt wird.
Diese wirkt zwar nachfragesteigernd, fiihrt jedoch in Markten mit unvollstdndigem Wettbewerb
zu preistreibenden Effekten bei begrenzter Mengenausweitung. In solchen realistischen
Marktformen erreichen inverse Subventionen, deren H6he mit sinkendem Marktpreis steigt,
eine effizientere Mengenausweitung bei moderaten Kosten. Sie bleiben jedoch aufgrund
politékonomischer Tragheit und kommunikativer Komplexitat unterreprasentiert.

Im Zuge der griinen Transformation setzen viele Regierun-
gen auf Subventionen, um Investitionen in klimafreundli-
che Technologien zu férdern, etwa beim Kauf von War-
mepumpen, Solaranlagen oder Elektroautos. In Deutsch-
land etwa wird der Einbau einer Warmepumpe mit bis zu
70 % der Investitionskosten bezuschusst. Dabei handelt
es sich um eine sogenannte Ad Valorem-Subvention, bei
der der Zuschuss proportional zum Preis des geférderten
Gutes gewéhrt wird.

Subventionen als Steuerungsinstrument

Die wirtschaftspolitische Intuition hinter dieser Férder-
form ist klar: Der Staat méchte Haushalten einen be-
stimmten Anteil der Investitionskosten abnehmen und
so die Nachfrage anregen. Wir zeigen in Dertwinkel-Kalt
und Wey (2025), dass dieser Ansatz erhebliche Nebenwir-
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kungen haben kann - insbesondere dann, wenn Anbieter
Uber Marktmacht verfligen. Wir erweitern damit beste-
hende steuerdkonomische Literatur (z. B. Wicksell, 1896;
Suits & Musgrave, 1953) um eine systematische Analy-
se inverser Subventionen (Kiso, 2022) im Kontext unter-
schiedlicher Marktstrukturen.

Drei Subventionstypen im Vergleich

Es werden drei géngige Subventionstypen verglichen
(Tabelle 1). Bei der pauschalen Subvention wird pro Ein-
heit des Gutes ein fester Betrag gewahrt (Abbildung 1a).
Im Fall der Ad Valorem-Subvention erfolgt ein prozen-
tualer Zuschuss proportional zum Marktpreis (Abbil-
dung 1b). Bei der inversen Subvention nimmt die Sub-
vention mit sinkendem Marktpreis zu; sie ist proportio-
nal zur Differenz zwischen einem staatlich festgelegten
Referenzpreis und dem tats&chlichen Marktpreis (Abbil-
dung 1c).

Alle drei Subventionstypen haben gemeinsam, dass sie
den effektiven Preis fir Konsument:iinnen senken. lhre
Auswirkungen auf Marktpreise, gehandelte Mengen und
fiskalische Kosten unterscheiden sich jedoch deutlich in
Abhéangigkeit von der Marktstruktur.

Die Ad Valorem-Subvention: Viel genutzt, aber
oftmals ineffizient

Die Ad Valorem-Subvention wirkt stets stark preistrei-
bend. Bei vollstédndiger Konkurrenz und einer ansteigend
verlaufenden Angebotsfunktion bedeutet das aber auch
eine groBe Ausweitung der abgesetzten Menge. Das
erklart, warum sie in der Praxis so beliebt ist — etwa in
der aktuellen deutschen Férderung von Warmepumpen.
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Tabelle 1
Subventionstypen im Vergleich

Subventionstyp Beschreibung Beispiele

Pauschale Fester Betrag pro Deutschland: E-Auto

Subvention Einheit Kaufpramie (bis 2023);
Frankreich: Férderung von
Warmepumpen

Ad Valorem- Prozentuale Sub- Deutschland: Warme-

Subvention vention relativ zum pumpenférderung (z. B.

Marktpreis 30 % bis 70 % der Kosten)

Inverse Subven- Subvention steigt, Japan: Solarpanel-

tion wenn der Marktpreis  subventionierung mit Bezug
fallt, basierend auf auf Referenzpreis
einem Referenzpreis

Quelle: eigene Darstellung.

Diese Subvention sorgt also dafiir, dass der Absatz jener
Produkte, deren Verbreitung politisch gewilinscht ist, be-
sonders stark zunimmt.

Problematisch wird die Ad Valorem-Subvention in Méark-
ten mit unvollstdndigem Wettbewerb, etwa wenn Anbie-
ter Gber Marktmacht verfligen oder kapazitive Engpésse
bestehen, wie beim Einbau von Warmepumpen. Im letz-
teren Fall fihrt der preissteigernde Effekt der Subvention
nicht zu einer deutlichen Mengenausweitung, weil diese
schlicht kurzfristig nicht realisierbar ist. Im ersten Fall ha-
ben Anbieter einen Anreiz, ihre Preise gezielt anzuheben,
um damit zugleich die Subvention zu maximieren. Die Fol-
ge: Die fiskalischen Kosten steigen erheblich, ohne dass
ein entsprechender zusatzlicher Mengeneffekt erzielt
wird.

Abbildung 1
Subventionswirkung im Vergleich

a. Nachfrage mit pauschaler Subvention p2

pauschal

eine Parallelverschiebung der urspriinglichen
Nachfrage p ° (x) nach oben

P p

(x): b. Nachfrage mit Ad Valorem-Subvention p 2
Die Differenz aus Zahlungsbereitschaft mit und
ohne Subvention nimmt mit dem Marktpreis ab.

Analysen Subventionen

In der Tat zeigt sich empirisch: Warmepumpen sind in
Deutschland deutlich teurer als etwa in GroBbritannien
(siehe z.B. Octopus Energy Germany GmbH 2025): eine
Differenz, die laut unserer Studie auch auf unterschiedli-
che Subventionsprogramme zurlickgefiihrt werden kann.

Die inverse Subvention: Effizient, aber wenig
verbreitet

Wenn die Politik ein bestimmtes Mengenziel mit mog-
lichst geringen fiskalischen Kosten erreichen will, ist ei-
ne inverse Subvention unabhéngig von der Marktstruk-
tur das effektivste Instrument. Dabei wird die Hohe des
staatlichen Zuschusses an die Differenz zwischen einem
politisch festgelegten Referenzpreis und dem tatséch-
lich beobachteten Marktpreis gekoppelt. So entfallt fir
Anbieter der Anreiz, die Preise anzuheben; im Gegenteil,
ein sinkender Marktpreis flihrt zu einer steigenden Sub-
vention fUr die Kaufer. Diese haben somit einen Anreiz
tendenziell relativ niedrige Preise zu setzen. Insbeson-
dere in Méarkten mit Marktmacht ermdéglicht die inverse
Subvention eine deutlich starkere Ausweitung der ge-
handelten Menge, und das zu vergleichsweise geringen
fiskalischen Kosten. Dennoch findet dieses Instrument
bislang kaum praktische Anwendung. Eine Ausnahme
bildet Japan, das beim Ausbau der Solarenergie auf ein
solches, invers konstruiertes Subventionssystem setzt.

Politische Praxis: Einfachheit schlagt Effizienz?

Warum ist die inverse Subvention trotz ihrer klaren Effizi-
enzvorteile in der Praxis so selten anzutreffen? Zwei Grin-
de erscheinen plausibel. Erstens erweist sich die kommu-

(X): c. Nachfrage mit inverser Subvention p? _ (x):
Die Differenz aus Zahlungsbereitschaft mit und
ohne Subvention steigt mit sinkendem Marktpreis.

ad-valorem

o

P frers ®)

P gd—va/orem (X)

p°(x)

p°x)

X 0 X

Quelle: eigene Darstellung, wobei p die Preise, x die Menge und p(x) die Preisabsatz- bzw. Nachfragefunktion bezeichnet.
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nikative Vermittlung als anspruchsvoll: Eine Férderlogik,
deren H6he sich dynamisch an den aktuellen Marktpreis
anpasst, ist deutlich schwerer zu erklaren als ein fixer Zu-
schuss oder das politisch eingangige Versprechen, 70 %
der Kosten zu Ubernehmen. Komplexe Férderprogramme
laufen Gefahr, missverstanden zu werden und dadurch
nicht die gewlinschte Wirkung zu entfalten — wie am Bei-
spiel der Gaspreisbremse deutlich wurde (Dertwinkel-
Kalt et al., 2024). Zweitens spielt polittkonomische Trag-
heit eine Rolle. Férderprogramme entstehen hdufig unter
erheblichem Zeitdruck, etwa im Kontext energie- oder
klimapolitischer SofortmaBnahmen. In solchen Situatio-
nen bieten Ad Valorem-Subventionen administrative Ein-
fachheit und scheinen auf den ersten Blick ausreichend
zielgerichtet.

Gerade hier droht jedoch ein folgenschwerer Trugschluss.
Denn in Méarkten mit unelastischem Angebot, wie etwa im
Handwerkssektor, kann eine Ad Valorem-Subvention voll-
standig in hdoheren Preisen aufgehen. Die fiskalische For-
derung versickert, ohne dass zuséatzliche Mengen bereit-
gestellt werden. Die Folge: Der Staat gibt mehr aus, doch
es werden nicht mehr Warmepumpen installiert, und die
gewlinschte Lenkungswirkung bleibt aus.

Was heiB3t das fiir die Politik?

Die Wahl der Subventionsform ist keine bloBe techni-
sche Frage, sondern entscheidend flr die Zielerreichung

und die fiskalische Nachhaltigkeit. Die inverse Subven-
tion stellt, obwohl in der Praxis unterrepréasentiert, eine
ernstzunehmende Alternative zu konventionell genutz-
ten Subventionen dar. Sie ist besonders dann Uberlegen,
wenn Anbieter Marktmacht besitzen oder Angebots-
elastizitaten gering sind, wie es in vielen realen Markten
der Fall ist.

Die wirtschaftspolitische Empfehlung lautet daher: Wenn
die Politik Mengeneffekte zu vertretbaren fiskalischen
Kosten erzielen méchte, sollte sie haufiger zur inversen
Subvention greifen.
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Title: Subsidies compared: inverse subsidies as a more efficient alternative

Abstract: Subsidies are a key economic policy instrument. This article analyses the effects of three types of subsidies. Ad valorem subsi-
dies, in which the subsidy is granted in proportion to the price of the subsidised good, are particularly widespread. Although these sub-
sidies stimulate demand, they lead to price-driving effects with limited volume expansion in markets with imperfect competition. In such
realistic market forms, inverse subsidies, whose amount increases as the market price falls, offer a more efficient expansion of quantities

at moderate costs. However, they remain underrepresented due to political and economic inertia and communicative complexity.
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Die Schuldenbremse: Generationengerechte
Haushaltspolitik mit konjunktureller Flexibilitat

Der Bundeshaushalt 2026 und der Finanzplan bis 2029 wurden im Kabinett verabschiedet.
Zentral sind die darin vorgesehenen Kreditaufnahmen auf der Grundlage der im Méarz 2025
erweiterten Schuldenregeln. Die Beschliisse der Bundesregierung und die Ausweitung der
Verschuldungsraume stehen in einem Spannungsverhéltnis zum Leitbild der Schuldenbremse.
Der Beitrag untersucht die daraus resultierenden Fragen vor dem Hintergrund der historischen
und aktuellen Verschuldungsmdglichkeiten, der europaischen Haushaltsdisziplin sowie der

Schuldentragféhigkeit.

Die Staatsverschuldung hat im Jahr 2024 mit
2.510,5 Mrd.€ einen neuen Hoéchststand erreicht. Den-
noch plant die Bundesregierung weiterhin hohe Kredit-
aufnahmen: Im Entwurf fir den Bundeshaushalt 2026
sind fUr eine Investitionsoffensive Schulden in Hohe von
174,3 Mrd. € vorgesehen. Im Kernhaushalt wird hier eine
Nettokreditaufnahme von 89,9 Mrd. € erwartet. Aus zwei
von der Schuldenbremse ausgeklammerten Sonderver-
mogen kommen die weiteren 84,4 Mrd. €. Das Finanzmi-
nisterium des Bundes hofft auf ,Neues Wachstum und
mehr Gerechtigkeit® — doch verkennt der gegenwartige
Umgang mit der Staatsverschuldung nicht nur die Er-
fahrungen aus der Vergangenheit, sondern geht lber die
konzeptionellen Grenzen der Finanzverfassung hinaus.

Scheitern der Globalsteuerung

Das Grundgesetz enthélt in Art. 109 und Art. 115 Rege-
lungen zur Haushaltswirtschaft und zur Kreditaufnahme
von Bund und Landern. In seiner urspriinglichen Fassung

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz ver6f-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).
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Universitat Heidelberg, Forschungsstelle fiir Staats-
und Steuerrecht (Prof. Dr. Dres. h. c. Paul Kirchhof).
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von 1949 begrenzte Art. 115 GG mit der Verschuldungs-
maoglichkeit ,,nur bei auBerordentlichem Bedarf und in der
Regel nur fir Ausgaben zu werbenden Zwecken“! den
Staatskredit verlasslich. Die Kreditaufnahme war neben
den Steuereinnahmen nur ein auBerordentliches De-
ckungsmittel. Denn es wurde beflirchtet, sie werde Infla-
tion verursachen, das Wachstum schwéachen und finan-
zielle Mittel durch Tilgungs- und Zinslasten binden. Sie
beschréanke dadurch die Handlungsfahigkeit des Staates
und belaste heutige wie kiinftige Generationen (Kirchhof,
2021, S. 61).

Eine Anderung hat dieses Verstandnis erfahren, als Mit-
te der 1960er Jahre das Wirtschaftswachstum stagnierte
und die Arbeitslosigkeit zunahm. Mit zwei Reformen im
den Jahren 1967 und 1969 wurde die Idee der Global-
steuerung in das Grundgesetz aufgenommen. Art. 109
Abs. 2 GG alte Fassung verpflichtete Bund und L&nder
bei ihrer Haushaltswirtschaft auf die Erfordernisse des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.? Art. 115 Abs. 1
GG alte Fassung ermdglichte — neben dauerhafter Ver-
schuldung fir Investitionen (Feld et al., 2019) — korrespon-
dierend zu Art. 109 Abs. 2 GG alte Fassung eine staatliche
Kreditaufnahme ,,zur Abwehr einer Stérung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts®, nach dem Wortlaut nur
im Ausnahmefall.?

Konzeption der beiden Regelungen war es, entsprechend
dem Vorbild der 6konomischen Theorie von John May-
nard Keynes, die Staatsausgaben antizyklisch zu gestal-

1 Art. 115 Abs. 1 Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland vom
23.5.1949, BGBI. S. 1 (15).

2 Finfzehntes Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes vom 8.6.1967,
BGBI.|S. 581.

3 Zwanzigstes Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes vom 12.5.1969,
BGBI.|S. 357.
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ten: In schlechten Zeiten soll der Staat zur Starkung der
Wirtschaft seine Ausgaben ausweiten — und zwar kredit-
finanziert und nicht steuerfinanziert, um die vorhandene
Kaufkraft nicht zusétzlich zu schwachen; das sogenannte
»deficit spending“. Umgekehrt sei bei der anschlieBenden
Erholung der Wirtschaft der Staat dazu aufgerufen, seine
Ausgaben zu senken und Kredite zu tilgen (Abelshauser,
2025, S. 372).* Der Staat wollte in Form einer Rahmen-
planung und nicht punktuell, durch die Steuerung ma-
krodkonomischer KreislaufgroBen — Konsum, Sparen und
Investieren - in die Wirtschaft eingreifen (Stern, Minch &
Hansmeyer, 1972, S. 78-80).

Doch ist die Idee der Globalsteuerung gescheitert (Bun-
desverfassungsgericht, 2007, S. 141-142). Die 6kono-
mischen Impulse des Staates verfehlten ihre Wirkung,
Staatsschulden wurden kulminiert und nicht getilgt. Das
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht blieb ein unbe-
stimmter, politisch beurteilter Begriff. Er war ausschlieB3-
lich definiert durch die vier offenen Zielvorstellungenin § 1
des Stabilitdtsgesetzes® - ein stabiles Preisniveau, hoher
Beschaftigungsstand, auBenwirtschaftliches Gleichge-
wicht sowie stetiges und angemessenes Wirtschafts-
wachstum. Der Finanzpolitik fehlten damit klare, verbind-
liche und Uberpriifbare Navigationsdaten. Zudem war das
Wirtschaftsgeschehen nicht vorhersehbar, der Mensch
nicht rational denkend und lenkungsféhig nach dem Bild
eines ,homo oeconomicus” (Kirchhof, 2024, S. 449).

Schuldenbegrenzung durch Europarecht und
Schuldenbremse

Die auf europaischer Ebene im Jahr 1992 vereinbarten
Maastricht-Kriterien gingen den ersten Schritt zur Riick-
flihrung der Schulden. Sie setzen der Schuldenaufnah-
me aller Mitgliedstaaten Schranken durch ein jahrliches
Defizit von hdchstens 3 % des Bruttoinlandprodukts (BIP)
und einen Schuldenstand von maximal 60 % des BIP (Art.
126 Abs. 2 AEUV in Verbindung mit Art. 1 Protokoll (Nr. 12)
Uber das Verfahren bei einem GbermaBigen Defizit). Gesi-
chert und néher ausgestaltet wird deren Einhaltung durch
den 1997 geschlossenen und mehrmals reformierten Eu-
ropdischen Stabilitdts- und Wachstumspakt (ESWP). Die
Reform® des Art. 109 und Art. 115 GG im Jahr 2009 nahm
dies zum Anlass und integrierte in einem zweiten Schritt
mit der Schuldenbremse in Art. 109 Abs. 3 und Art. 115
Abs. 2 GG einen nationalen Stabilitdtspakt in die Verfas-

4 Gleichwonhl ist Keynes* Theorie nicht Verfassungsrecht geworden, da
die Ausgestaltung der Fiskalpolitik Einflissen verschiedener 6konomi-
scher Denkrichtungen ausgesetzt war (Kustermann, 2020, S. 175-180).

5 Gesetz zur Férderung der Stabilitdt und des Wachstums der Wirt-
schaft vom 8.6.1967, BGBI. | S. 582.

6 57. Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes (Artikel 91c, 91d, 104b,
109, 109a, 115, 143d) vom 29.7.2009, BGBI. | S. 2248.

sung - in Anlehnung an die damalige Ausgestaltung des
ESWP (Deutscher Bundestag, 2009, S. 1, 5-7, 10-11). Es
wurden die wesentlichen Elemente der européischen
Haushaltsdisziplin Gbernommen und die Umsetzungs-
frage damit weitgehend geklart: Als Grundsatz sind die
Haushalte von Bund und L&ndern ohne Einnahmen aus
Krediten auszugleichen — das entspricht dem ,close to
balance“-Grundsatz des friiheren ESWP, der grundsatz-
lich einen nahezu ausgeglichenen Haushalt forderte (Art.
2a VO (EG) Nr. 1466/977 in der Fassung der VO (EU) Nr.
1055/20058). Kreditaufnahmen sind, ebenso in Anlehnung
an den ESWP, nur in drei Fallen mdglich:

1. Im Rahmen der Strukturkomponente, die einen Fest-
betrag in Hohe von 0,35 % des BIP fir den Bund de-
finierte,

2. der Konjunkturkomponente in Abhangigkeit von der
konjunkturellen Entwicklung und

3. einer Ausnahmeregelung fir Naturkatastrophen und
auBergewdhnliche Notsituationen.®

Fiskalpolitische Neuausrichtung durch die
Konjunkturkomponente

Den entscheidenden Schritt weg vom Konzept der Glo-
balsteuerung, hin zu neuen MaBstdben und Zielen mit
verfassungsrechtlicher Verbindlichkeit machte in kon-
junkturpolitischer Hinsicht jedoch die Konjunkturkom-
ponente: Kreditaufnahmen sind danach zulassig ,zur im
Auf- und Abschwung symmetrischen Beriicksichtigung
der Auswirkungen einer von der Normallage abweichen-
den konjunkturellen Entwicklung® (Art. 109 Abs. 3 S. 2,
Art. 115 Abs. 2 S. 3 GG). Sie ermdglicht und auch ver-
pflichtet Bund und Lander als Regel — und nicht als Aus-
nahme - zu einer Kreditaufnahme, immer wenn die er-

7 Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates Uber den Ausbau der haus-
haltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinie-
rung der Wirtschaftspolitiken vom 7.7.1997, ABI. (EG) L 209/1.

8 Verordnung (EU) Nr. 1055/2005 des Europdischen Parlaments und
des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Ra-
tes Uber den Ausbau der haushaltspolitischen Uberwachung und
der Uberwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken vom
27.6.2005, ABI. (EU) L 174/1.

9 Im ESWP fanden die Strukturkomponente und Konjunkturkomponen-
te bis zur Reform im April 2024 Entsprechung im mittelfristigen Haus-
haltsziel, das die maximale Neuverschuldung fiir die Bundesrepublik
auf 0,5 % des BIP begrenzte und als strukturelle GréB8e um konjunktu-
relle Effekte bereinigt wurde (Bundesministerium der Finanzen, 2008,
S. 4-5.). Die Notlagenklausel konnte sich europarechtlich erst spater
auf die allgemeine Ausweichklausel stiitzen, siehe Art. 3 Abs. 5 S. 4
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates Ulber die Beschleunigung und
Klarung des Verfahrens bei einem UbermaBigen Defizit vom 7.7.1997,
ABI. (EG) L209/6 in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 1177/2011
des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 iber die
Beschleunigung und Klarung des Verfahrens bei einem liberméaBigen
Defizit vom 8.11.2011, ABI. (EU) L 306/33.
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wartete Wirtschaftsentwicklung von der konjunkturellen
Normallage negativ, und zur Tilgung, wenn sie positiv ab-
weicht (Ackermann, 2026).

Die Normallage - das erste Tatbestandsmerkmal - er-
rechnet sie mittels eines Konjunkturbereinigungsverfah-
rens, das auch im Rahmen des ESWP verwendet und im
einfachen Recht® ausgestaltet wird sowie eine dkono-
mische Fundierung hat (§ 5 Abs. 2 S. 2 G 115 in Verbin-
dung mit § 2 Abs. 2 Art115V). Die Abweichung von der
Normallage — der Auf- und Abschwung als zweites Tat-
bestandsmerkmal — wird als Produktionsliicke durch die
Differenz von erwartetem BIP und Normallage dargestellt
(§ 5 Abs. 2 S. 1 G 115). Der Umfang der konjunkturell
zulassigen Kreditaufnahme wird schlieBlich bestimmit,
indem die Produktionslicke mit der Budgetsensitivitat —
dem dritten Tatbestandsmerkmal — verrechnet wird (§ 5
Abs. 3 G 115 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Art115V); das
ist der Wert, der die Reaktion des staatlichen Budgets
auf Konjunkturschwankungen misst (§ 2 Abs. 3 Art115V).
Schwankungen im Budget kommen wiederum erst da-
durch zustande, dass der Staat automatische Stabilisa-
toren einsetzt, die zu einem antizyklischen Verhalten der
Einnahmen und Ausgaben des Staates flihren. Auf der
Einnahmenseite sind das etwa konjunkturreagible Be-
messungsgrundlagen im Steuersystem und der progres-
sive Einkommensteuertarif sowie — auf der Ausgabenseite
—die Zahlungen im Rahmen der Arbeitslosenversicherung
(Neumeier, 2022, S. Rn. 9). Dass diese wirken kdnnen, ist
das Ziel der Konjunkturkomponente (Deutscher Bundes-
tag, 2009, S. 5, 7, 12).

Daraus ergibt sich zum einen die Verpflichtung zur Kredit-
aufnahme: Ohne die konjunkturbedingten Defizite werden
aus den automatischen Stabilisatoren Destabilisatoren,
treten Einkommens- und Beschaftigungsverluste ein,
mithin werden die 6ffentlichen Haushalte im Abschwung
zusétzlich belastet und verlieren ihre Konjunkturneutrali-
tat (Scherf, 2013, S. 134). Zum anderen hat sich die Fi-
nanzverfassung von dem Ausnahmetatbestand bei einer
ernsthaften und nachhaltigen Stérung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts gel6st (Bundesverfassungs-
gericht, 1989, S. 339) und fir eine Regelverschuldung zur
Glattung der zyklischen Schwankungen des Konjunktur-
verlaufs entschieden (Deutscher Bundestag, 2009, S. 11).
Der Staat greift nicht langer in einem unbestimmten Aus-
maB gestaltend und aktiv in den Wirtschaftsablauf ein,
sondern beschrénkt sich auf eine passive Stabilisierung.

10 Gesetz zur Ausfiihrung von Artikel 115 des Grundgesetzes (Artikel
115-Gesetz - G 115) vom 10.8.2009, BGBI. | S. 2702 (2704); Verord-
nung Uber das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente
nach § 5 des Artikel 115-Gesetzes (Artikel 115-Verordnung — Art115V)
vom 9.6.2010, BGBI. | S. 790.
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Die Konjunkturkomponente zielt damit nicht auf wirt-
schaftliches Wachstum, sondern auf eine stationare Wirt-
schaft. Anders als die Idee der Globalsteuerung verzich-
tet sie auf einen fiskalischen Impuls zur Rickflhrung in
die Normalauslastung und billigt auch einen ungleichge-
wichtigen Zustand der Gesamtwirtschaft. Sie vermeidet
durch eine angemessene Inanspruchnahme der Produkti-
onskapazitaten Inflationsdruck und gibt der europaischen
Geldpolitik die Méglichkeit, sich auf den staatlichen Kre-
ditbedarf einzustellen (Nebel, 2025, Rn. 22). Das Konjunk-
turbereinigungsverfahren berlicksichtigt Uberdies, dass
die Kreditaufnahme symmetrisch, die konjunkturbedingte
Verschuldung nur temporér und mittel- bis langfristig ver-
schuldungsneutral sein soll (Deutscher Bundestag, 2009,
S. 7, 11). Die Pflicht zur Schuldentilgung, welche schon
das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht verlangte (Di
Fabio & Mellinghoff, 2007, S. 162-164, 172), wird auf diese
Weise um einen numerischen Wert ergénzt und erhélt —
genauso wie die Kreditaufnahme - eine zeitliche Abfolge.

Parlament und Regierung werden im Ergebnis nicht durch
finanzielle Mittel zur Steuerung der wirtschaftlichen Ab-
laufe befahigt, sondern der staatliche Haushalt wird durch
eine Krediterméachtigung anpassungs- und konjunktur-
fahig. Auf diese Weise wird die Orientierung an der The-
orie von Keynes gestarkt,”" das gesamtwirtschaftliche
Gleichgewicht europarechtskonform konkretisiert und die
Schuldenbremse bildet mit ihren drei Komponenten eine
neue Konzeption, die sich von der vorherigen geldst hat,
sich in wirtschaftlich normalen Zeiten auf eine Konjunk-
turstabilisierung beschrankt und weitergehende Steue-
rungsmaoglichkeiten nur in der finanzverfassungsrechtli-
chen Notlage eroffnet.

Fortdauernde Bedenken gegen Konjunkturkredite

Doch steht die Konjunkturbereinigung der Konjunktur-
komponente umfangreichen Herausforderungen und
Schwéchen in der Praxis gegenlber. Der Umfang der
Konjunkturkomponente muss aufgrund der Vorherigkeit
und Vollsténdigkeit des Haushalts im Zeitpunkt der Haus-
haltsaufstellung ermittelt werden (Bundesverfassungs-
gericht, 2023, Rn. 214-216). Das macht eine dreifache
Schatzung erforderlich: 1. Der Normallage, 2. der erwar-
teten Wirtschaftsentwicklung und 3. ihrer Auswirkungen
auf den Haushalt. Insbesondere die wirtschaftliche Nor-
mallage — das Produktionspotenzial als zentrales Tatbe-
standmerkmal — unterliegt starken Revisionen (Ochsner
& Zuber, 2022). Hinzukommt, dass die symmetrische Til-

11 Die Stérkung liegt nicht nur in der Verbindlichkeit der Schuldentil-
gung, sondern auch in der dauerhaften Stabilisierung auBerhalb von
Krisenzeiten im Sinne der Langfristperspektive von Keynes (Reuter,
2004).
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gungspflicht praktisch wegen einer unzureichenden Be-
rechnungsmethode verfehlt wird; der Konjunkturverlauf
ist nicht mit mathematischer Prazision vorhersehbar, ein
Verschuldungsausgleich nicht méoglich. Warum das nicht
gelingen kann, erkannte schon Keynes: Das Handeln von
Menschen ist mehr von spontanem Optimismus als von
einer mathematischen Erwartung bestimmt, Auf- und
Abschwung sind von einer politischen und gesellschaft-
lichen Stimmung abhéngig (Keynes, 1936, S. 161-163).
Die Konjunkturkomponente verharrt in einem Zyklusden-
ken und der Tilgungsmechanismus versagt. Dauerhafte,
strukturelle Schulden entstehen und die Konjunkturkre-
dite verlieren die zu ihrer Tragfahigkeit erforderliche Ver-
schuldungsneutralitat.

Denn wie viel Schulden sich ein Staat leisten kann, hangt
in erster Linie vom Wachstum ab: Hohe Inflation und nied-
rige Zinsen verbilligen zwar die Kredite durch kurzfristig
hoéhere Einnahmen und niedrigere Ausgaben bzw. einen
geringeren Schuldendienst. Doch verbleiben Tilgungs-
lasten und Zinsanderungsrisiken (Scherf, 2021, S. 31).
Generationengerecht und damit demokratisch vertretbar
ist Staatsverschuldung nur, wenn sie zur Finanzierung
des zusatzlichen Finanzbedarfs Wachstum hervorbringt.
In Bezug auf konjunkturelle Verschuldung ist dieser Zu-
sammenhang jedoch nur eine Hoffnung. Dem tragt das
Staatsschuldenrecht dadurch Rechnung, dass es qua
Verfassung bei Notlagenschulden einen Tilgungsplan ver-
langt (Art. 109 Abs. 3 S. 3, Art. 115 Abs. 2 S. 8 GG) und bei
der Konjunkturkomponente die Symmetrie. Einzig bei der
Strukturkomponente verzichtet es auf eine Tilgungsrege-
lung und Uberantwortet sie folglich nicht-konjunkturellen,
wachstumsférdernden Zwecken; sie knilipft an den euro-
parechtlich fur tragfahig erachteten Schuldenrahmen an.

Das Konjunkturbereinigungsverfahren muss daher so
ausgestaltet sein, dass es die gegenwartige Wirtschafts-
struktur wirklichkeitsgetreu abbildet, methodische Ver-
besserungen aufnimmt und nicht héhere Kredite ermdg-
licht (Kube, 2023, S. 240-241). Es sollte durch die europa-
rechtlichen Verflechtungen mit dem Verfahren des ESWP
konform gehen und steht nach dem Verfassungsrecht
letztlich zwei Zielen gegenlber: Es hat antizyklische Fis-
kalpolitik im Sinne des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts zu gewahrleisten und muss gleichzeitig ein
bestimmtes MaB an Prozyklitdt zugunsten einer verschul-
dungsneutralen Symmetrie in Kauf nehmen.

Im Marz 2025 wurden drei Anderungen an der Finanzver-
fassung vorgenommen.'? Erstens wurde in Art. 143h GG
fir den Bund die Moglichkeit eingefligt, ,ein Sonderver-

12 69. Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes (Artikel 109, 115 und
143h) vom 22.3.2025, BGBI. | Nr. 94.

mogen mit eigener Kreditermachtigung flir zusatzliche
Investitionen in die Infrastruktur und zur Erreichung der
Klimaneutralitat bis zum Jahr 2045 mit einem Volumen
von bis zu 500 Milliarden Euro [zu] errichten®. Die Schul-
denbremse findet auf die Kreditermachtigung keine An-
wendung (Art. 143h Abs. 1 S. 3 GG). Damit folgt das In-
frastruktur- und Klimaneutralitat-Sondervermégen dem
Vorbild des Bundeswehr-Sondervermdgens in Art. 87a
Abs. 1a GG. Der neu eingefiigte Artikel greift nicht in die
Schuldenbremse ein und der Investitionseffekt bleibt mit
der Begrenzung auf 500 Mrd.€ einmalig. Doch machen
die Sondervermdogen die Schuldenaufnahme intranspa-
rent: National entbindet die Verankerung im Grundgesetz
zwar von der Schuldenbremse, nicht aber vom Europa-
recht. Letzteres erfasst alle Defizite, die dem Staatssektor
zuzuordnen sind, mithin auch Sondervermégen (Buscher
& Fries, 2012, S. 377-380). Um eine Kollision mit der eu-
ropédischen Haushaltsdisziplin zu verhindern, ist umso
mehr eine Koordination durch den Stabilitatsrat und des-
sen Unabhangigen Beirat gefragt, die gemeinsam das
gesamtstaatliche Defizit Gberwachen (§ 51 Abs. 2 HGrG,
§2 Abs. 1S.1Nr. 3,§ 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 StabiRatG).

Zweitens sehen die neu eingefligten Art. 109 Abs. 3S. 5
und Art. 115 Abs. 2 S. 4 GG vor, dass ,von den zu berlick-
sichtigenden Einnahmen aus Krediten [...] der Betrag
abzuziehen ist, um den die Verteidigungsausgaben, die
Ausgaben des Bundes fir den Zivil- und Bevélkerungs-
schutz sowie fir die Nachrichtendienste, flr den Schutz
der informationstechnischen Systeme und fir die Hilfe
fir volkerrechtswidrig angegriffene Staaten 1 vom Hun-
dert im Verhéltnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt
Ubersteigen.“ Im Entwurf des Bundeshaushalts 2026
sollen fast zwei Drittel (54,3 Mrd. €) der Nettokreditauf-
nahme im Kernhaushalt auf die neue Bereichsausnahme
entfallen (Deutscher Bundestag, 2025c, S. 24, 56). Die
Regelung erweitert die Verschuldungsmadglichkeiten des
Bundes, gestaltet sie jedoch ahnlich der Bereinigung um
finanzielle Transaktionen (Art. 115 Abs. 2 S.6 GG, § 3 G
115) in einem neuen § 1a G 115 aus (Deutscher Bundes-
tag, 2025a, S. 7, 20-22). Mangels einer Obergrenze ge-
fahrdet sie den Einklang mit dem Europarecht erheblich.
Zu beachten ist daher Art. 109 Abs. 2 GG: Dieser ver-
langt, dass ,,Bund und Lander [...] gemeinsam die Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik aus Rechtsakten der
Européischen Gemeinschaft auf Grund des Artikels 104
EGV zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin [erflllen] und
[...] in diesem Rahmen den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung [tragen]®.
Der dynamische Verweis auf das Europarecht (Kube,
2025, Rn. 74) ermdéglicht innerhalb der nationalen Schul-
denregel eine Berlcksichtigung von unionalen Ent-
scheidungen, die keinen Anwendungsvorrang und keine
unmittelbare Geltung im Mitgliedstaat beanspruchen.
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Eine solche hat der Rat am 8. Juli 2025 getroffen (Rat
der Européischen Union, 2025). Darin hat er fir 15 Mit-
gliedstaaten die nationale Ausweichklausel des ESWP
(Art. 26 VO (EU) 2024/1263') firr Verteidigungsausgaben
fUr vier Jahre und bis zu 1,5 % des BIP aktiviert. Nur in
diesem Zeitraum und in dieser H6he kann die Bundesre-
publik europarechtskonform von der Bereichsausnahme
Gebrauch machen.

Mit der Lander-Strukturkomponente in Art. 109 Abs. 3
S. 6 GG - drittens — entspricht die ,,Gesamtheit der Lan-
der* dem materiellen Haushaltsausgleich, ,,wenn die durch
sie erzielten Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert
im Verhaltnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht
Uberschreiten®. Diese Idee ist nicht neu: Schon die Fédera-
lismuskommission Il hatte geplant, dass nach dem ESWP
damals fUr die Bundesrepublik zuldssige strukturelle Defi-
zit von 0,5% des BIP auf Bund und Lander zu verteilen -
0,35 % fiir den Bund und 0,15 % fiir die L&nder (Bundesmi-
nisterium der Finanzen, 2008, S. 4). Dieses Verhaltnis ent-
sprach der Verteilung von Sanktionen wegen Verletzung
der europaischen Haushaltsdisziplin nach Art. 109 Abs. 5
GG auf Bund und Lander im Verhaltnis 65:35. Am Ende der
Reform blieb die vertikale Verteilung des strukturellen De-
fizits jedoch auf den Bund beschrankt. Das hatte den Vor-
teil, dass die horizontale Verteilung unter den Landern und
damit ein Verteilungsschlissel entbehrlich wurden.

Da die neue Regelung die ,,Gesamtheit der Lander* an-
spricht, ist der einfache Gesetzgeber gem. Art. 109 Abs. 3
S. 7 GG nun mit dieser Aufgabe betraut. Der entspre-
chende Entwurf wurde am 1. August 2025 in den Bundes-
tag eingebracht — das ,Strukturkomponente-flir-Lander-
Gesetz" (Deutscher Bundestag, 2025b). Danach soll die
Lander-Strukturkomponente zu zwei Dritteln nach dem
Verhaltnis der Steuereinnahmen und zu einem Drittel
nach dem Verhaltnis der Einwohnerzahlen verteilt werden
(§ 2 Abs. 1 StruKomL&G). Eine solche Verteilung orientiert
sich an dem bewé&hrten MaBstab aus dem Sanktionsauf-
teilungsgesetz — Einwohnerzahl und Anteil am Finanzie-
rungsdefizit (§ 2 Abs. 1 S. 2,3 SZAG) -, gleichzeitig achtet
es die Besonderheiten der Schuldenbremsen-Konzepti-
on: Denn die Berechnung der Lander-Konjunkturkompo-
nenten richtet sich nach den gangigen Verfahren ebenso
an den Steuereinnahmen aus (Kasseckert, 2022).

Doch ist auch fur die Gesamt-Strukturkomponente eine
Koordination mit der européaischen Haushaltsdisziplin
wichtig. Dieser Aspekt wurde im Entwurf grundlegend,

13 Verordnung (EU) 2024/1263 des Europédischen Parlaments und des
Rates Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
liber die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 29.4.2024,
ABI. (EU) L vom 30.4.2024.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
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allerdings nicht speziell fir die erweiterte Strukturkom-
ponente beriicksichtigt: Die Begrenzung auf das struktu-
relle gesamtstaatliche Defizit soll aus § 51 Abs. 2 HGrG
herausgenommen und als Uberwachung des Nettoaus-
gabenpfades in § 7 Abs. 2 StabiRatG Uberflhrt, dort zu-
dem die Unterstitzung durch den Unabh&ngigen Beirat
bei dieser Aufgabe (§ 8 Abs. 1 StabiRatG) neu formuliert
werden (Deutscher Bundestag, 2025b, S. 8-10, 17-19). Die
Abkehr vom strukturellen Defizit hin zum Nettoausgaben-
pfad im Stabilitatsratsgesetz nadhert das nationale Recht
dem neuen MaBstab des reformierten ESWP (Erwa-
gungsgrund Nr. 13 VO (EU) 2024/1263), ohne eine Ausga-
benregel — die genauso schon Thema der Schuldenregel-
Reform im Jahr 2009 war (SVR Wirtschaft, 2007, Tz. 10-11)
—in das Grundgesetz aufzunehmen.™

Fir die Lander-Strukturkomponente hat der Gesetzgeber
im Ergebnis ein konsistentes und am Rechtsstand ausge-
richtetes System gewahlt. Doch hat er gleichzeitig durch
den Zusatz in Art. 109 Abs. 3 S. 9 GG, dass ,[b]estehen-
de landesrechtliche Regelungen, die hinter der gemaB
Satz 7 festgelegten Kreditobergrenze zurlickbleiben, [...]
auBer Kraft [treten]”, Rechtsunsicherheit bei der Vielfalt™
der Landes-Schuldenregeln hinterlassen und die struktu-
rellen Kreditermachtigungen des Gesamtstaates von 0,35
auf 0,7 % des BIP verdoppelt.

Verfremdung durch Reformen

In das Finanzverfassungsrecht wurden mit der Schulden-
bremse und insbesondere der Konjunkturkomponente
gute Regeln zur Begrenzung der Staatsverschuldung auf-
genommen, die durch bezifferte Kreditermachtigungen
und Tilgungsverpflichtungen einen MaBstab fliir Genera-
tionengerechtigkeit vermitteln. Die kiinftige Finanzpolitik
hat angesichts der Wachstumsschwéche der Gesamt-
wirtschaft Verschuldungsrdume sparsam einzusetzen
und als Obergrenze zu betrachten, die bewéhrten Schul-
denregeln, insbesondere die Symmetrie beizubehalten
und das Konjunkturbereinigungsverfahren weiter zu op-
timieren.’® Die Anderungen des Finanzverfassungsrechts
im Marz 2025 sind von der urspringlichen Zielsetzung

14 Fur eine Ausgabenregel ist zur Berechnung des Ausgabenwachstums
weiterhin die Ermittlung des Produktionspotenzials und - zuséatzlich
im Vergleich zum gegenwartigen Konzept — ein Fiskalmultiplikator er-
forderlich. Letzterer steht 6konomisch in der Kritik (Grindler, Heil &
Potrafke, 2021, S. 25).

15 Einen Uberblick tiber die schon anfanglich sehr unterschiedliche Aus-
gestaltung im einfachen Recht und den Verfassungen der Lander gibt
Henneke (2014).

16 Aufgrund von § 5 Abs. 4 S. 2 G 115 und des Koalitionsvertrags zur
20. Legislaturperiode wurde eine erste Evaluation des Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens durchgefiihrt und mit drei Anderungen bei der
Potenzialschétzung im Rahmen der Frihjahrs- und Herbstprojektion
der Bundesregierung fiir das Jahr 2024 abgeschlossen (Bundesmi-
nisterium fir Wirtschaft und Klimaschutz, 2025).
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jedoch abgewichen: Die tragenden Komponenten der
Schuldenbremse wurden zwar beibehalten und die Kre-
ditaufnahme durch das neue Sondervermédgen in Dauer
und Umfang begrenzt. Auch hat die Gegenwart einen ver-
anderten Finanzbedarf aufgezeigt. Indes haben sich die
zusétzlichen Verschuldungsrdume von dem sorgfaltig de-
finierten Rahmen geldst und dadurch die Finanzierungs-
und Tragfahigkeitsfrage verschérft. Sie verleiten das Par-
lament, von einer Vorhersehbarkeit und Machbarkeit der
Konjunktur auszugehen, in die Wirtschaft aktiv einzugrei-
fen, statt passiv zu stabilisieren. Die gegenwartige Haus-
haltsdebatte und zuklinftige Reformen sollten daher die
Zurlckhaltung der Schuldenbremse gegenuliber konjunk-
turpolitischer Intervention erkennen und die Erfahrungen
mit der Globalsteuerung beriicksichtigen.
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Title: The debt brake: intergenerational fiscal policy with economic flexibility

Abstract: Public debt reached a new high of €2,510.5 billion at the end of 2024. But the federal government continues to plan high bor-
rowing: the draft federal budget for 2026 provides for debt of €174.3 billion for an investment push. Net borrowing of €89.9 billion is
expected in the core budget. In addition, there is €84.4 billion from two special funds not subject to debt brakes. The Federal Ministry of
Finance hopes for “new growth and greater fairness” — but the current handling of public debt disregards the lessons of the past and goes

beyond the conceptual limits of the financial constitution.
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Militarische Emissionen: Blinder Fleck der

Klimapolitik?

Die Zunahme bewaffneter Konflikte weltweit und rapide steigende Verteidigungsausgaben
fiahren immer haufiger zu der Frage, ob militdrische Emissionen die internationalen Klimaziele
gefahrden. In der 6ffentlichen und politischen Debatte besteht bisher wenig Wissen tber die
GréBe und Zusammensetzung solcher Emissionen sowie ihre Einbindung in das internationale
Klimaregime. Angenommen wird meistens, dass sich Klima- und Verteidigungspolitik
antagonistisch gegeniiberstehen. Dabei ist das nicht notwendigerweise der Fall: Streitkrafte
haben begonnen, eigene Klimaschutzpraktiken zu entwickeln. Technologien im Bereich griine
Verteidigung ermdéglichen es, die klimapolitisch notwendige militdrische Dekarbonisierung mit
einer sicherheitspolitischen Agenda zu verbinden.

Wie hoch die weltweit durch Streitkrafte verursachten
Emissionen sind, ist nicht bekannt. Grund ist unter ande-
rem eine Reihe von Ausnahmen fur militdrische Emissi-
onen im internationalen Klimaregime. Sie wurden in den
spaten 1990er Jahren im Kontext des Kyoto-Protokolls,
dem Vorganger des Pariser Klimaabkommens, einge-
fihrt. Dahinter stand das Interesse der USA, die ihre
hegemoniale Position nach dem Ende des Kalten Krie-
ges — aufrecht erhalten durch ein globales Netzwerk von
Militarbasen und grenziberschreitender Logistik — durch
klimapolitische Regulierung gefahrdet sahen (Hermann,
2022). Zu einer generellen Ausnahme flr militarische
Emissionen, wie vom Pentagon urspriinglich gefordert,
kam es aber nie. Stattdessen wurden drei Teilausnahmen
bzw. Regelungen fir bestimmte militdrische Emissionen
durch Entscheidungen innerhalb der UN-Klimakonven-
tion (UNFCCC) verankert — also nicht im Kyoto-Protokoll
selbst:

1. Internationale Bunker Fuels, also die durch grenziber-
schreitende Schiff- und Luftfahrt verursachten Emissi-
onen, werden nicht zu nationalen Emissionsstatistiken
gezahlt. Dies gilt fUr zivile und militarische Transporte
(UNFCCC, 1998, Nr. 4).

2. Emissionen multilateraler Einsatze, die im Einklang mit
der UN-Charta stehen (,multilateral operations pursu-
ant to the Charter"), zahlen ebenfalls nicht zur natio-

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz ver6f-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft geférdert.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

nalen Gesamtstatistik (UNFCCC, 1998, Nr. 5). In der
Praxis wird die Ausnahme breit ausgelegt.

3. Eine Vertraulichkeitsklausel in den Richtlinien des
Weltklimarats (IPCC) fir die Berichterstattung von
Emissionen erlaubt es Staaten, militdrische und be-
stimmte zivile Emissionen in einer gemeinsamen Kate-
gorie (1.A.5) zu berichten, ohne sie zu disaggregieren
(UNFCCC, 1999, Nr. 19).

Nicht Teil der Ausnahmen sind militarische Aktivitaten im
Inland. Staaten missen sich also grundsatzlich in ihren
nationalen Inventarberichten (,,national inventory reports®,
NIRs) zu solchen militdrischen Emissionen auBern. In der
Praxis fuhrt die Nutzung der Vertraulichkeitsklausel, ge-
koppelt mit schlicht unvollstdndigen Daten seitens vieler
Industriestaaten und quasi aller Entwicklungsléander da-
zu, dass Inventarberichte wenig Aussagen Uber die glo-
balen militdrischen Emissionen zulassen (MEG, 2024). Ob
Vertraulichkeit dies rechtfertigt, ist fraglich: Teils werden
in nationalen Berichtsformaten sogar deutlich héhere und
detailliertere Emissionsdaten veroffentlicht.

Die haufig anzutreffende Aussage, das Pariser Klimaab-
kommen habe die Ausnahme fir militdrische Emissionen
abgeschafft, trifft so nicht zu (Nelsen, 2015). Das Abkom-
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Forschungsgruppe Globale Fragen und im
Forschungscluster Klimapolitik an der Stiftung
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men erwahnt militdrische Emissionen mit keinem Wort.
Da die drei oben genannten Ausnahmen im UNFCCC
selbst verankert sind, bleiben sie bestehen. Anderungen
ergeben sich aber durch die Reform des Berichterstat-
tungsregimes. Seit Ende 2024 gelten flir Entwicklungs-
und Industrieldnder weitestgehend die gleichen Pflichten.
ZukUnftig besteht so zumindest die Mdglichkeit, globale
militdrische Emissionen auf Basis von Inventarberichten
zu aggregieren. Das zentrale Hindernis bleibt aber die
Praxis der Berichterstattung, nicht die Ausnahmen fir mi-
litdrische Emissionen.

Was wir lGiber militarische Emissionen wissen

Genauere Aussagen Uber GroBe und Struktur militéri-
scher Emissionen sind deshalb nur auf Basis einzelner
Lander moglich, fir die bessere Daten oder eine spezi-
fische Forschung vorliegen. Dies ist etwa flr die USA
(Crawford, 2019, 2022), Deutschland (BMVg, 2022) und
GroBbritannien (UK MoD, 2023) der Fall. Historisch wird
an ihnen deutlich, dass militdrische Emissionen grund-
séatzlich mit der GréBe der jeweiligen Streitkraft korrelie-
ren. Entsprechend erreichten die Emissionen westlicher
(NATO-)Staaten ihren Hohepunkt in der Mitte des Kalten
Krieges (109Megatonnen Kohlenstoffdioxid-Aquivalent
(MtCO,e) fiir die USA 1975). Danach sanken sie zun&chst
stetig, um dann mit dem Ende des Kalten Krieges und
der Umstrukturierung hin zu kleineren Streitkraften dras-
tisch abzufallen. Die steigende Einsatzfrequenz im Zuge
des ,War on Terror” flihrte zu einem erneuten Anstieg,
bevor militédrische Emissionen in den 2010er Jahren wie-
der sanken. Im Falle GroBbritanniens halt dieser Trend an,
Deutschlands militdrische Emissionen steigen hingegen
seit 2019.

Ein Indikator fir die Beziehung zwischen der GréBe der
Streitkrafte und ihren Emissionen ist die Energieintensitat
pro Soldat:iin. Wahrend die GroBe westlicher Streitkrafte
und ihre absoluten Emissionen gesunken sind, ist der Pro-
Kopf-Energieverbrauch gestiegen. Bendtigten die US-
Streitkrafte im zweiten Weltkrieg ca. 3,8 Liter Kraftstoff pro
Soldat:in/Tag, waren es 2009 durch héhere Material-Inten-
sitdt ca. 83 Liter (Shachtman, 2009). Auch die Emissionen
pro Kopf sind gestiegen, im US-Fall um etwa 25 % zwi-
schen 1975 und 2019." Der im Vergleich zum Energiever-
brauch nicht-proportionale Anstieg der Pro-Kopf-Emissio-
nen ist durch die héhere Energieeffizienz der eingesetzten
Systeme und weniger emissionsintensive Kraftstoffe bzw.
eingekaufte Elektrizitat zu erklaren.

In den USA und GroBbritannien liegen die militérischen
Emissionen jeweils bei knapp Uber 1% der nationalen

1 Eigene Berechnung auf Basis von Crawford (2019).

Emissionen.?2 Damit bleibt das US-Militar der gréBte in-
stitutionelle Emittent weltweit und steht vor Lédndern wie
Schweden oder Danemark.® Die Bundeswehr hingegen
sto6Bt 1,71 MtCO,e aus, was ca. 0,24 % der deutschen
Emissionen (2022) entspricht. Diese niedrigen relativen
Emissionen — gerade gegenliber GroBbritannien, das &hn-
liche Militdrausgaben hat — lassen sich vor allem durch
die geringeren mobilen Emissionen der Bundeswehr er-
klaren. Die Verwendung mobilen Gerats — in absteigen-
der Reihenfolge geht es hier um Flugzeuge, Schiffe, und
schwere Landfahrzeuge - bleibt der gréBte Verursacher
militérischer Emissionen.

Flir die Lander USA, Deutschland, GroBbritannien un-
ternahm 2022 eine viel beachtete Studie einer britischen
Nichtregierungsorganisation den bisher umfassendsten
Versuch, die GroBe globaler militdrischer Emissionen
zu schatzen (Parkinson & Cottrell, 2022). Dafiir extrapo-
liert die Studie die Daten der drei genannten Lander mit
einer Reihe von Annahmen und errechnet flr das Jahr
2019/2020 globale militarische Emissionen in Hoéhe von
300 bis 600MtCO,e bzw. 0,6 bis 1,2 % der Gesamtemis-
sionen.

Die Validitat dieser Zahl ist schwer zu bewerten. In Ab-
wesenheit besserer Daten und Methodik nehmen einige
Forscher:innen auf dieser Basis 1% als vorlaufige Schat-
zung fir den Anteil von militdrischen an globalen Emis-
sionen an (Rajaeifar et al., 2022). Dies scheint vertretbar,
bei aller verbleibender Unsicherheit. Erstens macht die
Studie eine Reihe konservativer Annahmen. Zweitens sind
die Ausgangsdaten der drei Modelléander tendenziell un-
vollstandig und somit zu niedrig angesetzt. Beides wird
durch die Extrapolation auf die globale Ebene multipli-
ziert. Drittens sind globale Militdrausgaben seit 2019/2020
um Uber 40 % gestiegen (SIPRI, 2024). Bei einer GroBe
von 1% bewegen sich militarische Emissionen auf jeden
Fall in einem klimapolitisch relevanten Bereich.

Der CO,-Stiefelabdruck

Diese 1% beinhalten alle durch mobile (z.B. Fahrzeuge
und Schiffe) und stationédre Quellen (Gebaude und Ein-
richtungen) verursachten militdrischen Emissionen. Aus
derselben Studie wird medial und in der politischen Aus-
einandersetzung regelmaBig die Zahl 5,5 % zitiert (Bun-

2 Quellen sind hier der stationére Verbrauch durch Geb&ude und Lie-
genschaften sowie der mobile Verbrauch durch das Verbrennen von
Kraftstoff. Nicht-CO,-Emissionen und Anderungen durch Landnut-
zungspraktiken sind nicht abgedeckt.

3 Den CO,-Stiefelabdruck der USA schétzt Crawford (2022) — gemes-
sen am Anteil der Arbeitsplatze militarischer Industrie relativ zum ge-
samten Industriesektor in den USA - als mindestens dreimal so gro3
wie die militdrischen Emissionen (153 MtCO,e).
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desregierung, 2024). Diese Schatzung bezieht sich nicht
nur auf direkt durch Streitkrafte verursachte Emissionen,
sondern auch die von ihnen verantworteten Emissionen
entlang der Lieferketten (Parkinson & Cottrell, 2022). Teils
als ,,CO,-Stiefelabdruck” (,carbon bootprint®) in Anleh-
nung an den CO,-FuBabdruck bezeichnet, beinhaltet
dieser die Emissionen der Produktion von militarischem
Gerét (upstream) und Emissionen fiir dessen Entsorgung
nach Ende der Verwendungszeit (downstream).

Neben der Validitat der Zahl ist fraglich, ob militarische
Emissionen als Kategorie solche Scope 3-Emissio-
nen beinhalten sollten. Die Einteilung von Emissionen in
Scope 1 (direktes Verbrennen von Kraftstoff), Scope 2 (in
gekaufter Elektrizitat enthaltene Emissionen) und Scope 3
(Lieferketten und downstream-Emissionen) basiert auf
der Methodik des ,Global Greenhouse Gas Protocol“
(GHG-Protokoll). Entwickelt wurde es flr einzelne Orga-
nisationen, vornehmlich Unternehmen. Im Gegensatz zur
IPCC-Methodik, die fir den UNFCCC-Kontext gilt und an
einer globalen Gesamtstatistik interessiert ist, versucht
das GHG-Protokoll, den Verantwortungsbereich einzelner
Organisationen darzustellen. Dafiir nimmt es Doppelzah-
lungen (willentlich) in Kauf: Scope 1- oder 2-Emissionen
eines Zulieferers werden teilweise zu den Scope 3-Emis-
sionen des Produzenten.

In der (medialen) Debatte wird diese Unterscheidung
haufig Ubergangen. Aus Sicht des internationalen Kili-
maregimes gibt es keinen konkreten Anhaltspunkt, im
militdrischen Bereich — im Gegensatz zu anderen Sekto-
ren — durch Scope 3 doppelte Zahlungen zu verwenden.
Grundsétzlich sollten ,militirische Emissionen® als Kate-
gorie auf Scope 1- und 2-Emissionen beschrankt bleiben,
wie bei den obigen Landerbeispielen der Fall. Sie beinhal-
ten damit alle durch mobile (z.B. Fahrzeuge und Schiffe)
und stationare Quellen (Gebaude und Einrichtungen) ver-
ursachten Emissionen. Militdrische Scope 3-Emissionen
gehen also nicht verloren, sondern werden an anderer
Stelle erfasst.*

Konfliktemissionen

Eine ahnliche Frage stellt sich fiir Emissionen, die in be-
waffneten Konflikten verursacht werden. Hintergrund
ist, dass die ukrainische Regierung die enormen Treib-
hausgas- und Umweltkosten der russischen Invasion
seit 2022 immer wieder in den Vordergrund riickt (Malo,
2023). Sie stiitzt sich dabei auf einen Zusammenschluss
von Klimawissenschaftler:innen, der fiir die ersten drei

4 Scope 2-Emissionen sind zwar nicht Teil der Berichterstattung an den
UNFCCC, werden aber von Streitkraften meist als Teil der eigenen
Emissionen gezéhlt.
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Kriegsjahre Klimakosten in Hohe von 230 MtCO,e berech-
net hat (De Klerk et al., 2025) — etwa der jéhrliche AusstoB
Frankreichs.

Solche Emissionen kdnnten als ,Scope 3+“ von militari-
schen Emissionen - verursacht durch die Verwendung
militdrischen Gerats — kategorisiert werden, und werden
medial meist in kurzer Abfolge berichtet. Konfliktemissi-
onen unterscheiden sich strukturell aber stark von milita-
rischen Emissionen. In der Ukraine machen direkt durch
Kampfhandlungen verursachte Emissionen etwa ein Drit-
tel der Konfliktmissionen aus, auch wenn ihr relativer An-
teil mit der Lange des Konflikts steigt. Dabei geht es vor
allem um das Verbrennen von Kraftstoffen fir militarische
Mobilitdt. Andere signifikante Posten sind der kinftige
Wiederaufbau, insbesondere der daflir bendtigte Zement
(27 %), und mit den Kampfen in Verbindung stehende
Brande (21 %; De Klerk et al., 2025). Im Gaza-Krieg, fir
den ebenfalls Schatzungen existieren, Ubersteigen die
CO,-Kosten fiir den Wiederaufbau die direkten Emissio-
nen der Kampfhandlungen gar um das 90-fache (Neimark
et al., 2024).

Die CO,-Intensitat beteiligter Streitkrafte hangt dabei nur
bedingt mit der Hohe der durch sie verursachten Konflikt-
emissionen zusammen. Dazu kommt die enorme Unsi-
cherheit der Schatzungen, sowohl wegen der schwieri-
gen Datenlage als auch der Abhangigkeit von zuklnftigen
politischen Entscheidungen zum Wiederaufbau. Konflikt-
emissionen sollten deshalb als eigenstandige Katego-
rie positioniert bleiben — auch deshalb, weil eine quasi-
Echtzeitschatzung der CO,-Kosten bewaffneter Konflikte
kiinftig Teil der politischen Auseinandersetzung sein wird.

Streitkrifte und klimaneutrale Gesellschaften

Historisch war die Diskussion um militédrische Emissionen
von einem klaren Gegensatz zwischen klima- und vertei-
digungspolitischen Zielen gepragt — ein Antagonismus,
der bis zur Entstehung der europdischen Umweltbewe-
gung im Kontext des Vietnam-Krieges zurlickgeht. Aus
militdrischer Perspektive dominierte eine Sicht auf Klima-
minderung als Bedrohung firr die eigene Aufgabenerfil-
lung.

Seit einigen Jahren weicht dieser Gegensatz auf. Ein Trei-
ber daflr ist die politische Ernsthaftigkeit, mit der Staaten
Klimaneutralitat verfolgen. Auf der Weltklimakonferenz
(COP) 26 stellte der damalige NATO-Generalsekretar
Stoltenberg (2021) fest: ,There is no way to reach net zero
without also including emissions from the military” (John,
2021). Eben weil Streitkrafte zu nationalen Emissionssta-
tistiken zahlen, missen auch sie in den nationalen Klima-
schutz einbezogen werden.
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In Folge haben eine Reihe westlicher Lander Netto-Null-
Ziele fur ihre Streitkrafte festgelegt oder in entsprechen-
den Strategiedokumenten verankert. Dazu gehéren GroB-
britannien, Slowenien, Osterreich, Frankreich, die Nieder-
lande, Kanada, die USA unter der Biden-Administration,®
Deutschland (2045), Schweiz, Japan und Neuseeland (mit
Ausnahmen). Ambitionierte Zwischenziele hat etwa die
britische Luftwaffe formuliert; sie will bis 2040 klimaneut-
ral operieren, Frankreich und Irland wollen bis 2030 50 %
der Emissionen einsparen, die US-Armee unter der Bi-
den-Regierung verfolgte ein dhnliches Ziel (Barry, 2022).

Dieser Trend reprasentiert nicht nur den klimapoliti-
schen Druck, sondern auch ein im Entstehen begriffe-
nes Verstandnis von griner Verteidigung (Vinke, 2025).
Angesichts von Planungs- und Beschaffungszyklen
von mehreren Jahrzehnten wachst die Einsicht, dass
Streitkrafte antizipieren missen, wie sie in einer wei-
testgehend dekarbonisierten Gesellschaft funktionieren
kénnen (Depledge, 2023). Je gréBer die Diskrepanz zwi-
schen militarischen und zivilen Systemen, desto groBer
der Preis fir die Einzigartigkeit militdrischer Anforderun-
gen. So wirden mit der Dominanz erneuerbarer Ener-
gien im Energie- und Transportsektor die Verfligbarkeit
fossiler Aquivalente sinken und deren Kosten tendenziell
steigen. Dabei geht es nicht nur um die Versorgung mit
Kraftstoffen selbst, sondern auch um die Errichtung und
Aufrechterhaltung von fossiler Infrastruktur, die Verflig-
barkeit qualifizierter Fachkrafte und wissenschaftliche
Forschung (Depledge, 2023). Industriepolitisch droht der
Verteidigungssektor bei fortbestehender fossiler Depen-
denz abgehangt zu werden (Luhmann, 2021).

Mittel- und langfristig kdnnen zudem kulturelle Faktoren
zum Tragen kommen, die die gesellschaftliche Legitimi-
tat der Streitkrafte beeinflussen (Luhmann, 2022). Wie
an der Bundeswehr bereits zu erkennen ist, steigen ih-
re Emissionen nicht nur absolut, sondern auch relativ zu
den Gesamtemissionen, da andere Sektoren ihre Emis-
sionen senken. Sind Streitkrafte in einer Netto-Null-Welt
einer der letzten fossil-gepragten Institutionen, kénnen
sie kein ,,Spiegelbild der Gesellschaft“ sein. Die Literatur
spricht hier von einer ,moralischen Lizenz®, die in Gefahr
geraten konnte (Stott, 2025). Das kdnnte sich etwa als
zusatzliches Handicap bei der Rekrutierung bemerkbar
machen. Ahnliches gilt fiir Unternehmen im Verteidi-
gungssektor, die sich bereits mit Erwartungen an ESG-
Standards (Nachhaltigkeitskriterien fiir die Bereiche Um-
welt, Soziales und Unternehmensfiihrung) konfrontiert
sehen.

5 Die Trump-Administration hat auch im Verteidigungsbereich jegliche
Vorhaben mit Klimabezug eingestellt.

Das Potenzial griiner Verteidigung

Erneuerbare Systeme sind militarisch auch unabhéngig
von klimapolitischen Erwagungen sinnvoll. Denn sie er-
hoéhen die militarische Energiesicherheit und reduzieren
die Abhangigkeit von einzelnen Produzenten fossiler
Brennstoffe. Die Neubewertung der européischen Ener-
giesicherheit nach der russischen Invasion der Ukraine
im Jahr 2022 zeigte, dass auch Streitkrafte von einem ho-
hen Anteil erneuerbarer Energien profitieren, um im Kon-
fliktfall nicht eingeschrankt zu sein (Bayer et al., 2022).
Zwar bestehen bei Lieferketten zu griinen Technologien
und den noétigen Rohstoffen ebenfalls Abhdngigkeiten,
insbesondere gegentiber China. Sie sind aber schwerer
ausnutzbar, da nicht mehr die Energietrager selbst, son-
dern nur zusétzliche Energiekapazitaten gestoppt wer-
den kénnen.

Operationell wird in der Umstellung auf erneuerbare Ener-
gien und der Elektrifizierung militdrischer Systeme eine
Mdéglichkeit gesehen, eine schlankere Logistik und einen
hoheren Grad an Autarkie in der Energieversorgung zu er-
reichen (Samaras et al., 2019). Ein wiederkehrendes Motiv
ist die Erfahrung westlicher Streitkréfte aus den Einsat-
zen im Irak und in Afghanistan, wo der enorm hohe Bedarf
an fossilen Brennstoffen zu hoher Verwundbarkeit fihrte.
Anschlage auf Versorgungskonvois verursachten mehr
als 3.000 Todesfalle bei den US-Streitkréften, die Kos-
ten fUr Kraftstoff in AuBenposten beliefen sich auf bis zu
263 US-$ pro Liter (Schogol, 2022).

Erneuerbare Technologien bieten dagegen die Méglich-
keit, den Kraftstoffverbrauch zu reduzieren und benétigte
Energie vor Ort zu produzieren. Lésungen wie solarba-
sierte Mini-Grids bringen einen klaren militéarischen Vor-
teil, indem sie den logistischen FuBabdruck insgesamt
reduzieren und das Verhaltnis von Logistik zu k&mpfen-
den Truppen verbessern. Elektrische Antriebe sind zu-
dem oft glinstiger und bieten grundsétzlich eine geringere
Gerdusch- und Warmesignatur, was bei Schiffen, Land-
fahrzeugen oder Drohnen genutzt werden kann. Die In-
standhaltung elektronischer Antriebe ist oft simpler als
bei mechanischen Teilen. Wahrend in der Ukraine batte-
riebasierte Drohnen(-schwérme) bereits das Schlachtfeld
pragen, reichen Pilotprojekte flir einzelne Anwendungen
von hybriden Kampffahrzeugen (Frankreich) bis zu einem
Boxer-Spéhfahrzeug mit abnehmbaren E-Bikes (Fetzek,
2023; Blakemoore & Nurkin, 2022).

Herausforderungen der Dekarbonisierung
Trotz innovativer Technologien mit Win-Win-Charakter

bleibt die gréBte Herausforderung fiir kiinftige Netto-
Null-Streitkrafte, schwere mobile Plattformen wie Pan-
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zer, Kampfjets und Schiffe zu dekarbonisieren. Der Anteil
von Luft- und Schifffahrt an den mobilen Emissionen der
Bundeswehr lag 2022 bei etwa 82 % (BMVg, 2022, S. 22).
Bei solchen Anwendungen ist die Energiedichte des An-
triebsstoffs der entscheidende Faktor. Derzeit sind Otto-
kraftstoffe Standard, insbesondere Diesel flr Landmobili-
tat und Kerosin fir Luftfahrzeuge.

In der militarischen Luftfahrt werden elektronische An-
triebswerke mit Batterien als Energiespeicher auf abseh-
bare Zeit nicht als Ersatz dienen kénnen. Grund ist das
enorme Gewicht, was zu Mobilitdtseinschrankungen fih-
ren wirde, und das zeitintensive Aufladen. Bei leichten
Landfahrzeugen und in der Schifffahrt, wo Anforderun-
gen an Gewicht und Volumen von Kraftstoffen geringer
ausfallen kénnen, haben solche Antriebe Potenzial und
werden derzeit etwa von GroBbritannien erprobt. Auch
Wasserstoff steht vor Hiirden: Er wiirde zwar in flissiger
Form Uber eine angemessene Energiedichte verfligen, die
hierflir noétige Kiihlung ist derzeit aber eine zu groBe logis-
tische Herausforderung (Katalenich & Jacobson, 2022).
Wahrend wasserstoffbetriebene Brennstoffzellen be-
reits Anwendung in U-Booten, kleineren Flugzeugen und
Drohnen finden, ist der Nutzen flr schwere Fahrzeuge
und Luftfahrt innerhalb der NATO umstritten (Jankowski &
Wieczorkiewicz, 2023).

Damit rlicken insbesondere flr die Luftfahrt biologisch
oder synthetisch produzierte Kraftstoffe in den Vorder-
grund. Sie Ubertreffen teilweise die Energiedichte fossi-
ler Brennstoffe, beruhen auf erprobter Wissenschaft und
Technologie und sind in vielen Fallen mit bestehenden
Systemen kompatibel. Norwegische F-35 und deutsche
Eurofighter sind bereits teilweise fiir einen 50/50-Brenn-
stoffmix zertifiziert (Norwegische Regierung, 2025). Pro-
blematisch bleiben neben den Kosten die Verfligbarkeit,
die der kinftigen Nachfrage weit hinterherhinkt: Die
US-Luftwaffe hoffte, ab 2030 11 Mrd. Liter und ab 2050
500Mrd. Liter nachhaltigen Flugkraftstoff (,sustainable
aviation fuel“, SAF) zur Verflgung zu haben, was einen
vollstandigen Umstieg erlauben wirde. Im Jahr 2024 wur-
den weltweit flr zivile und militdrische Zwecke aber nur
1,3 Mrd. Liter SAF produziert (IATA, 2024).

Implikationen fiir Klima- und Sicherheitspolitik

Sowohl klima- als auch verteidigungspolitische Grin-
de sprechen dafir, die Minderungsanstrengungen von
Streitkraften ernst zu nehmen und den Verteidigungs-
sektor als klimapolitisches Handlungsfeld zu etablieren.
Dabei ist anzuerkennen, dass trotz der hier angerissenen
Konvergenz weiterhin Zielkonflikte zwischen den beiden
Politikfeldern bestehen. Moderne Kriegsfiihrung wird nie
wirklich nachhaltig sein.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
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Auf nationaler Ebene gilt es, bestehende Ziele durch kon-
krete Plane und MaBnahmen zu untermauern und in die
militdrische Planung zu integrieren. Derzeit laufen Zeit-
plane fir militdrische Dekarbonisierung und Aufriistung
parallel, aber getrennt voneinander. Auch wenn Teile mi-
litdrischer Emissionen mit angemessenem Aufwand re-
duzierbar sind, muss insbesondere der Bereich taktische
mobile Emissionen bei langfristigen Fragen zu Beschaf-
fung und Ausrichtung der Streitkrafte mit beachtet wer-
den (Bayer & Zerey, 2025).

Zudem muss im Kontext nationaler Netto-Null-Ziele mit-
telfristig die Frage gestellt werden, ob bzw. welche Teile
militdrischer Emissionen nicht mit angemessenem Auf-
wand zu dekarbonisieren sind. Forschung und Streitkraf-
te stehen hier vor der Aufgabe, die Hohe dieser Emissio-
nen — die zwischen nationalen Kontexten enorm variieren
und auf politischen Abwagungen beruhen wird — besser
einschatzen zu kdénnen. Hierflr braucht es genauere dis-
aggregierte Daten und Projektionen. Nur auf Basis ver-
lasslicher Schatzungen potenzieller Restemissionen kann
diskutiert werden, ob Teile von Streitkrdften ahnlich wie
andere schwer zu dekarbonisierende Sektoren behandelt
und eventuell durch negative Emissionstechnologien aus-
geglichen werden (Schenuit et al., 2023).

Auf europaischer Ebene bestehen industriepolitische
Mdoglichkeiten, die Politikziele européische Sicherheit und
Klimaneutralitdt miteinander zu verbinden (Tagliapietra,
2025). Im Rahmen des ,,Clean Industrial Deal“ hat die EU-
Kommission jlingst europdische Streitkrafte als poten-
zielle Abnehmer flr griinen Stahl positioniert. Ein Panzer
brauche schlieBlich 50 bis 60 Tonnen Stahl — eine Nach-
frage, die wiederum die heimische Produktion ankurbeln
koénnte (Europadische Kommission, 2024). Die Kommissi-
on deutet so an, dass Streitkrafte bei der Umstellung auf
griine Technologien nicht nur als ,,fast follower* (UK MoD,
2021) agieren sollten. Stattdessen kdnnen sie als stabiler
offentlicher Nachfrager flr erneuerbare Technologien und
nachhaltige Kraftstoffe eine proaktive Rolle Gibernehmen.
Die Européische Verteidigungsagentur ist hier gut positi-
oniert und kdnnte bereits bestehende Formate flir engere
europdische Zusammenarbeit im RuUstungsbereich ska-
lieren.

International werden militdrische Emissionen in den Ver-
handlungen auf den COPs weiterhin keine groBe Rolle
spielen. Gerade groBe Entwicklungs- und Schwellen-
lander sind letztlich nicht daran interessiert, militarische
Emissionen durch IPCC-Berichte oder die globale Be-
standsaufnahme auf die Agenda zu setzen (Rajaeifar et
al.,, 2022). International sollte es eher darum gehen, mi-
litdrische Dekarbonisierung jenseits der jetzigen Gruppe
an (NATO-)Staaten zu etablieren. Erster Schritt hierfir ist
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eine qualitativ hochwertige Berichterstattung innerhalb
der bestehenden UNFCCC-Richtlinien, um dies glaubwdir-
dig auch von Entwicklungslandern einfordern zu kdnnen,
die seit 2024 unter dem Pariser Abkommen den gleichen
Transparenzpflichten unterliegen. Erganzt werden kdnnte
diese Forderung durch plurilaterale Initiativen, die Streit-
krafte beim Aufbau von Berichterstattungskapazitat unter-
stlitzen. Da sich Entwicklungs- und Schwellenlander eher
durch militdrische Vorteile neuer griiner Anwendungen
Uberzeugen lassen werden als durch enge klimapolitische
Argumentation, sollten Formate zum Austausch Uber Best
Practices und Standards mit verblindeten bzw. befreun-
deten Landern angestrebt werden. Auf deutscher bzw. eu-
ropaischer Ebene erfordert dies engere Zusammenarbeit
zwischen Verteidigungsministerien und Klimadiplomatie.
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Title: Military emissions: a blind spot in climate policy?

Abstract: In light of rising defence spending and armed conflicts, military emissions and their impact on international climate change
mitigation efforts are under increased scrutiny. However, debates suffer from a lack of conceptual clarity, limited understanding of the
size and structure of military emissions and of the role of the international climate regime. The taken for granted conflict between climate
and defence policy goals has been moderated over recent years, as militaries begin to take first steps towards decarbonisation. Green
defence technologies in particular offer possibilities to align the climate and defence agendas to a considerable degree.
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Folgen (zu) friher Leistungsdifferenzierung:
Lehren aus Ungarn fur das deutsche Schulsystem

Schultracking basiert auf der frilhen Aufteilung von Lernenden nach Leistung, doch die Wirkung
auf die Kompetenzentwicklung ist empirisch unklar. Wir zeigen, dass ein breiterer Zugang

zum Gymnasium Bildungsungleichheiten senken kann: Schiiler:innen verbessern Leistung und
Hochschulambitionen unabhéngig von sozialem Hintergrund oder Vorleistungen. Akademische
Peer-Qualitat wirkt dagegen kaum, was Zweifel an strikt leistungsbasierten Zuweisungen néhrt.
Kinder aus benachteiligten Familien nutzen die Vorteile seltener, weil enge Zugangskriterien

sie ausschlieBen. Damit untergrabt Tracking Gleichheitsziele. Deutschlands friihe, starre
Weichenstellungen verscharfen diese Disparitaten. Neue Evidenz verlangt daher reformorientierte
Debatten, die Bildungsgerechtigkeit prioritar behandeln. Politik sollte Zugangskriterien lockern,
Zuweisungszeitpunkte spéter ansetzen und die Durchlassigkeit erhéhen.

Bildungssysteme weltweit stehen vor zwei eng mitein-
ander verknlpften Herausforderungen: Zum einen sol-
len sie qualitativ hochwertigen, padagogisch fundierten
Unterricht bieten, der auf die individuellen Bedirfnisse
der Lernenden zugeschnitten ist. Zum anderen sollen sie
soziale Mobilitat férdern und fliir einen gerechten Zugang
zu Bildungschancen fiir alle sorgen. Diese beiden Ziele
stehen jedoch nicht selten in einem Spannungsverhéltnis
zueinander. Der sogenannte Gleichheits-Effizienz-Konflikt
stellt somit eine zentrale Herausforderung fiir bildungspo-
litische Gestaltung dar, insbesondere im Kontext schuli-
scher Differenzierung.
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Schultracking meint die friihe Aufteilung von Lernenden
nach Leistung. Beflirworteriinnen des Trackings argu-
mentieren, dass diese es Lehrkraften ermdglicht, den
Unterricht gezielter auf die jeweiligen Voraussetzungen
der Lernenden zuzuschneiden (Duflo et al., 2011). Die-
ses Effizienzargument hat insbesondere in Deutschland
ein starkes politisches Gewicht. Ein weiteres zentrales
Argument lautet, dass leistungsstarke Schiler:innen in
homogenen Lerngruppen schneller vorankommen und
héhere akademische Niveaus erreichen kénnen. Durch
die Blindelung akademischer Leistung soll es Schulen
ermdglicht werden, anspruchsvolle Standards zu halten
und gezielt Talente zu fordern. Kritikeriinnen hingegen
warnen davor, dass das Tracking bestehende Bildungs-
ungleichheiten nicht nur abbildet, sondern aktiv verstar-
ken kann. Friihe Bildungsentscheidungen spiegeln haufig
nicht nur objektive Leistungsniveaus wider, sondern sind
auch eng mit der sozialen Herkunft verknlpft. Benach-
teiligte Schuler:iinnen werden dabei Uberproportional
haufig niedrigeren Schulformen zugewiesen (Reichelt et
al.,, 2019). Einmal in einem leistungsschwéacheren Zweig
angekommen, bestehen in der Regel nur begrenzte
Maoglichkeiten flr einen Wechsel in anspruchsvollere Bil-
dungsgéange. Dies schrankt langfristig die Bildungs- und
Berufsperspektiven dieser Schiler:innen erheblich ein.

Trotz der weiten Verbreitung von Tracking-Systemen sind
die empirischen Erkenntnisse Uber deren akademische
Wirkungen uneinheitlich (Heisig & Matthewes, 2022).
Wahrend einige Studien auf positive Effekte hinweisen —
etwa auf die Leistungssteigerung durch gezieltere For-
derung (Carrell et al., 2018; Berkowitz & Hoekstra, 2011;
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Jackson, 2010; Hastings & Weinstein, 2008; Cullen et
al., 2006) —, finden andere keinen signifikanten Zusam-
menhang zwischen Tracking und schulischen Ergebnis-
sen (Beuermann & Jackson, 2022; Barrow et al., 2020;
Abdulkadiroglu et al., 2014; Lucas & Mbiti, 2012). Dartber
hinaus gibt es zunehmende Zweifel an der Verlasslichkeit
friher Bildungsentscheidungen. Die schulische Leistung
von Kindern im Alter von zehn oder elf Jahren erlaubt hau-
fig keine robuste Prognose ihres langfristigen Potenzials,
insbesondere dann, wenn sie aus bildungsfernen Haus-
halten stammen oder geringe Sprachkenntnisse aufwei-
sen (Buchmann & Park, 2009). Solche friihen Einschét-
zungen laufen Gefahr, strukturelle Benachteiligungen zu
reproduzieren, anstatt objektive Leistungsentwicklungen
abzubilden. Auf Basis neuer empirischer Erkenntnisse
moéchten wir im Folgenden die bestehende Debatte zum
Gleichheits-Effizienz-Konflikt im Tracking vertiefen und
einen fundierten Beitrag zur bildungspolitischen Ent-
scheidungsfindung leisten.

Vergleich der Trackingsysteme in Ungarn und
Deutschland

Deutschland und Ungarn verfolgen unterschiedliche Mo-
delle der schulischen Differenzierung, setzen jedoch im
europaischen Vergleich beide relativ friih an. Die jeweiligen
Trackingsysteme regeln, wann und wie Schiler:innen un-
terschiedlichen Bildungslaufbahnen zugewiesen werden;
mit erheblichen Implikationen flir Chancengleichheit und
Lernergebnisse. Das deutsche Schulsystem ist traditio-
nell dreigliedrig aufgebaut. Die erste Zuweisung erfolgt in
der Regel im Alter von etwa zehn Jahren, nach Abschluss
der vierten Klasse. Schileriinnen werden dabei einem
von drei Bildungsgangen zugewiesen: dem Gymnasium
(mit dem Ziel der allgemeinen Hochschulreife), der Real-
schule (mittlerer Schulabschluss) oder der Hauptschule
(berufsorientierter Abschluss). Eine vierte Option stellt
die Gesamtschule dar, die alle drei Bildungsgange orga-
nisatorisch unter einem Dach vereint und grundsétzlich
den Zugang zum Abitur offenhélt. Historisch basierte die
Zuweisung auf verbindlichen Lehrer:innenempfehlungen.
Inzwischen haben mehrere Bundeslénder diese Verbind-
lichkeit aufgehoben, sodass Erziehungsberechtigte auch
gegen die Empfehlung der Grundschule die Schulform
wahlen kénnen; es gibt aber unter anderem in Baden-
Wirttemberg (2025), Berlin (2024) und Sachsen-Anhalt
(2025) Bestrebungen, den Ubergang wieder verbindlicher,
transparenter und leistungsgerechter zu steuern.

Laut Angaben des Statistischen Bundesamts (Destatis)
waren im Schuljahr 2023/2024 rund 40 % der Jungen und
45 % der Madchen in der neunten Klasse — dem letzten
Jahr der Schulpflicht — an einem Gymnasium eingeschrie-
ben (Abbildung 1). Weitere 27 % der Jungen und 25 % der

Abbildung 1
Verteilung der Schiiler:innen auf Schulformen in
Deutschland, Schuljahr 2023/2024
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Quelle: eigene Berechnungen.

Méadchen besuchten eine Gesamtschule, die den Erwerb
der Hochschulreife grundsétzlich erméglicht.

Das ungarische System differenziert ebenfalls nach einem
dreigliedrigen Modell: Gimnazium (allgemeinbildender
Zweig), Szakgimnazium (berufsbildende héhere Schu-
le) und Szakkdzépiskola (berufsbildende mittlere Schu-
le). Fir eine kleine Gruppe besonders leistungsstarker
Schdler:innen beginnt das Tracking bereits im Alter von
zehn Jahren. Die Mehrheit der Lernenden wird allerdings
erst mit 14 Jahren einem spezifischen Bildungsgang zu-
gewiesen. Eine Besonderheit des ungarischen Systems
besteht darin, dass die unterschiedlichen Bildungspro-
gramme nicht zwingend an separaten Schulen organi-
siert sind. Ahnlich wie im deutschen Gesamtschulmodell
erfolgt die Differenzierung vielfach innerhalb ein und der-
selben Schule - Uber unterschiedliche Programme und
Ausbildungsgénge. Der Zugang zu weiterfliihrenden Bil-
dungsprogrammen erfolgt zentralisiert Uber ein landes-
weites Bewerbungsverfahren. Dieses wird von einer na-
tionalen Clearingstelle organisiert, die sowohl schulische
Praferenzen der Schiler:innen als auch Kapazitaten und
Auswahlkriterien der Schulen berlicksichtigt.

Empirische Untersuchung der Auswirkungen des
Trackings

Auf Basis landesweiter Zulassungsdaten aller ungari-
schen Schiler:iinnen des Jahrgangs 2015 analysieren
wir in Bach et al. (2024) die Effekte der Zuweisung auf
ein Gymnasium auf die Lernentwicklung zwei Jahre nach
dem Ubergang. Im Fokus stehen dabei zwei potenzielle
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Wirkmechanismen: Erstens untersuchen wir den kausalen
Effekt der Einschulung in einem Gymnasium auf Hoch-
schulambitionen sowie auf die Leistungen in standardi-
sierten Mathematik- und Lesetests. Zweitens analysieren
wir, in welchem AusmaB die Qualitat der Mitschiler:innen
an leistungsstarken Schulen das individuelle Abschnei-
den beeinflusst — Uber die Kanale Peer-Leistung, Verhal-
ten und FleiB (als Proxy fir Durchhaltevermdégen).

Die isolierte Messung der Effekte schulischer Zuweisung
stellt eine methodische Herausforderung dar, da sich
Schiler:iinnen in unterschiedlichen Schulzweigen oft
systematisch hinsichtlich ihrer Vorerfahrungen, sozialen
Hintergriinde und Motivation unterscheiden. Dadurch ist
es schwer zu bestimmen, ob beobachtete Leistungsun-
terschiede tatséchlich durch die Schulform selbst be-
dingt sind oder lediglich bestehende Unterschiede wi-
derspiegeln.

Zur ldentifikation der kausalen Wirkung nutzen wir Da-
ten aus einem zentralisierten Zuweisungsverfahren, das
in Ungarn zur Schulwahl in der Sekundarstufe eingesetzt
wird. In diesem sogenannten ,Deferred Acceptance®-
Algorithmus reichen Schiler:iinnen eine Liste bevor-
zugter Schulprogramme ein, wahrend die Schulen
Bewerber:innen gemaB eigener Kriterien ranken. Das
Verfahren fuhrt zu nattrlichen Zufallssituationen: Man-
che Schiler:innen werden knapp zugelassen, andere mit
nahezu identischem Leistungsprofil knapp abgelehnt.
Unsere Analyse fokussiert sich auf diese Grenzfélle — die
»~Knapp-Zugelassenen“ und ,,Knapp-Nichtzugelassenen®
—und kontrolliert fir individuelle Praferenzen. Dies erlaubt
eine robuste Schatzung des kausalen Effekts des Be-
suchs eines leistungsstarken Schulprogramms.

Bemerkenswert ist zudem, dass die einzelnen Schulpro-
gramme ihre eigenen Auswahlkriterien und Kapazitats-
grenzen festlegen. Es existiert somit kein einheitlicher
Schwellenwert flir den Zugang. Diese Heterogenitat ent-
lang der Leistungsdimension erlaubt es uns, die Wirkun-
gen der Zuweisung differenziert entlang des Leistungs-
spektrums zu analysieren.

Messung der Lernergebnisse in der zehnten Klasse

Zur Bestimmung des Lernzuwachses analysieren wir die
Entwicklung grundlegender Kompetenzen - konkret in den
Bereichen Mathematik und Lesen - auf Basis standardi-
sierter nationaler Tests, die sowohl in der achten als auch
in der zehnten Jahrgangsstufe durchgefiihrt wurden.

Die Datengrundlage bilden die Erhebungswellen 2015

und 2017 des ungarischen National Assessment of Ba-
sic Competencies (NABC). Dieses Erhebungsinstrument
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misst nicht curricular gebundene, sondern anwendungs-
orientierte Grundkompetenzen. Die Aufgaben ahneln in
Aufbau und Zielsetzung den PISA-Kompetenzbereichen:
Sie erfassen die Fahigkeit, reale Informationen zu finden,
zu analysieren und zu interpretieren, beispielsweise beim
Lesen von Tabellen und Grafiken oder beim Ldsen einfa-
cher Rechenaufgaben mit Alltagsbezug.

Diese Form der Kompetenzmessung ist besonders re-
levant, da Schiler:innen in Ungarn in den beiden ersten
Jahren der Sekundarstufe — unabhangig vom besuch-
ten Schulzweig — einem weitgehend einheitlichen Lehr-
plan folgen. Ziel ist die Vorbereitung auf die zentrale
Abschlussprifung am Ende der zwdlften Klasse (érett-
ségi vizsga). Wahrend diese Priifung flr Schiler:iinnen in
mittleren Schulzweigen nicht verpflichtend ist, bleibt der
Unterricht in der neunten und zehnten Klasse curricular
vergleichbar. Erst ab der elften Klasse erfolgt eine stéar-
kere Differenzierung durch berufsbezogene Inhalte. Ent-
sprechend lasst sich der Lernfortschritt im Zeitraum zwi-
schen der achten und zehnten Klasse relativ gut auf Un-
terschiede im schulischen Umfeld und in der Peergroup
zurlickfiihren — und nicht auf systematisch unterschiedli-
che Curricula.

Messung des sozio6konomischen Status

Zur Erfassung des familidren soziobkonomischen Hinter-
grunds verwenden wir einen eindimensionalen Index re-
lativer Deprivation — den sogenannten CSH-Index. Dieser
wurde vom ungarischen Bildungsministerium auf Grund-
lage vielféltiger Informationen zu den Schdler:innen, ihren
Eltern sowie zum familidren Umfeld erstellt. Der Index
ermoglicht eine standardisierte Einschatzung des sozio-
okonomischen Status (SES) und erlaubt eine vergleichen-
de Einteilung in drei gleich groBe Gruppen (Terzile).

Abbildung 2 veranschaulicht zentrale Zusammenhéan-
ge zwischen dem SES und schulbezogenen Faktoren.
Panel (a) zeigt das durchschnittliche Bildungsniveau der
Eltern, Panel (b) den Anteil der Schiler:innen, die kinder-
bezogene Sozialleistungen beziehen. Das Bildungsniveau
der Eltern wird auf einer Skala von 11 (kein Abschluss
der Grundschule) bis 17 (Masterabschluss) abgebildet.
Wie Abbildung 2a zeigt, liegt der Durchschnitt im unteren
SES-Terzil bei 13,64 — was etwa einem berufsbildenden
Sekundarabschluss entspricht. Im obersten Terzil be-
tragt der Mittelwert 16,28, was einem abgeschlossenen
Hochschulstudium gleichkommt. Zu den berlcksichtig-
ten kinderbezogenen Sozialleistungen zahlen etwa kos-
tenlose Schulverpflegung, Lehrmaterialien oder staatlich
geforderte Unterstlitzungsleistungen im Rahmen des Kin-
derschutzes. Wie Panel (b) zeigt, konzentrieren sich diese
Leistungen stark im unteren Drittel der SES-Verteilung.
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Abbildung 2

Sozio6konomischer Status (SES) und schulbezogene Faktoren

a. Durchschnittliches Bildungsniveau der Eltern
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Quelle: Klein und McNamara (2025).

Die Unterschiede zwischen den Terzilen sind erheblich -
und von groBer Relevanz im Hinblick auf Bildungschan-
cen und -aspirationen. Der Zusammenhang zwischen
niedrigem SES und geringerem Lernerfolg ist gut belegt.
Dariiber hinaus weisen Studien darauf hin, dass Kinder
aus benachteiligten Verhéltnissen — selbst bei vergleich-
barer kognitiver Leistungsfahigkeit — tendenziell geringere
Bildungsziele formulieren (Zimmermann, 2020).

Unterschiede in Leistung und Aspirationen vor der
Track-Zuweisung

Um die Wirkung der Zuweisung zu einem Gymnasium
besser einordnen zu kdnnen, betrachten wir zunachst
die Ausgangsunterschiede in schulischer Leistung und
Bildungsaspirationen — differenziert nach SES und schuli-
scher Vorleistung. Dabei zeigt sich, dass bereits vor dem
Ubergang erhebliche Unterschiede bestehen.

Unsere Analyse basiert auf standardisierten Mathematik-
und Lesekompetenzen sowie auf Lehrerbewertungen aus
der achten Klasse, also unmittelbar vor der Zuweisung
zum Sekundarschulzweig. Zur besseren Vergleichbarkeit
wurden alle Leistungsindikatoren auf nationaler Ebene
standardisiert: Der Mittelwert wurde auf null gesetzt, die
Standardabweichung auf eins normiert.

Wie Abbildung 3 zeigt, bestehen bereits vor dem Uber-
gang in die Sekundarstufe substanzielle Leistungsunter-
schiede nach SES. Diese Unterschiede betreffen sowohl
die Ergebnisse in standardisierten Tests als auch die
Einsch&tzungen durch Lehrkrafte. Der Befund ist konsis-
tent mit friiheren Studien flr Deutschland (z. B. Blomeyer

b. Anteil der Empfénger:innen kinderbezogener Sozialleistungen

0,6 |

0,44

0,2 1

Anteil an allen Schiler:innen

niedriger SES

mittlerer SES hoher SES

et al., 2009, 2013), in denen nachgewiesen wurde, dass
die soziale Herkunft einen maBgeblichen Einfluss auf die
schulische Einordnung hat.

Insofern reproduziert das Trackingsystem bestehende
Disparitaten nicht nur, es kann sie auch weiter verstér-
ken - insbesondere dann, wenn der Zugang zu héheren
Schulzweigen unzureichend kompensatorisch gestaltet
ist. Vor diesem Hintergrund erscheint es bildungspolitisch
geboten, verstérkt Uber gezielte Investitionen und Férder-

Abbildung 3
Durchschnittliche standardisierte Leistungen in der
achten Klasse nach sozio6konomischem Status (SES)
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Quelle: Klein und McNamara (2025).
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maBnahmen nachzudenken, um ungleiche Startvoraus-
setzungen abzufedern (Pfeiffer, 2010).

Lernzuwachs durch Besuch eines Gymnasiums

Wie entwickeln sich Kompetenzen in den ersten beiden
Jahren nach der Zuweisung zu unterschiedlichen Schul-
zweigen? Unsere Analyse in Bach et al. (2024) zeigt, dass
der Besuch eines Gymnasiums die standardisierten Tes-
tergebnisse insgesamt um 0,11 Standardabweichungen
verbessert — mit besonders ausgepragten Effekten im
Fach Mathematik (0,14 Standardabweichungen).

Abbildung 4 verdeutlicht, dass sich die durchschnittli-
chen Lernzuwédchse nur geringfligig zwischen den SES-
Terzilen und den Leistungsvoraussetzungen unterschei-
den. Schiler:innen aus soziobkonomisch benachteiligten
Familien profitieren mindestens ebenso stark vom Be-
such des Gymnasiums wie ihre besser gestellten Peers.
Besonders stark ausgepréagt sind die positiven Effekte bei
Mé&dchen - insbesondere mit Blick auf ihre Hochschulam-
bitionen (Abbildung 5).

Ein bemerkenswerter Befund ist, dass sich die be-
obachteten Lernzuwachse kaum durch Kklassische
Peer-Effekte — etwa die akademischen Leistungen der
Mitschler:innen — erklaren lassen. Stattdessen scheint

Abbildung 4

Der Effekt des Besuchs eines Gymnasiums auf
Lernzuwéachse

Lernzuwéchse als Veranderung der standardisierten Testergebnisse

a. Vorleistung b. Soziobkonomischer Status (SES)
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das Verhalten der Peers einen zentraleren Einfluss zu
haben. So zeigen unsere Analysen, dass positive Effek-
te eher mit dem sozialen Klima und der Vermeidung st6-
renden Verhaltens zusammenhéngen als mit der Nachah-
mung besonders fleiBiger Mitschuler:innen.

In Mathematik zeigen sich fiir Madchen etwa Peer-Effekte
von 0,15 Standardabweichungen, wenn sie mit verhal-
tensstarken, nicht stérenden Peers lernen — wahrend sich
keine vergleichbaren Effekte durch besonders leistungs-
starke oder fleiBige Peers nachweisen lassen. Dies legt
nahe, dass bestehende Zuweisungskriterien, die vor al-
lem auf Noten oder Testergebnisse fokussieren, potenzi-
ell leistungsféahige, aber unkonventionelle Kandidat:innen
vom Zugang zu férderlichen Lernumgebungen ausschlie-
Ben kénnten. Zugleich deuten unsere Befunde darauf
hin, dass Schdler:innen mit hohem sozialen Engagement
selbst eine positive Wirkung auf das Lernumfeld ausiiben
kénnen - sofern ihnen der Zugang zu leistungsstarken
Programmen offensteht.

Weitere Dimensionen der Ungleichheit zwei Jahre
nach der Track-Zuweisung

Unsere Analyse belegt, dass die mit dem Besuch eines
Gymnasiums verbundenen Lernzuwéachse grundsatzlich
unabhéngig vom familidren Hintergrund oder der bisheri-

Abbildung 5
Der Effekt des Besuchs eines Gymnasiums auf
Hochschulambitionen

a. Vorleistung b. Soziodkonomischer Status (SES)
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gen schulischen Leistung sind. In der Theorie kdnnte eine
breitere Offnung des Zugangs zu diesen Schulformen so-
mit zur Verringerung von Bildungsungleichheiten beitra-
gen — sowohl im Hinblick auf Lernergebnisse als auch auf
Bildungsaspirationen.

In der Praxis jedoch zeigen sich deutliche Einschran-
kungen: Die tatséchliche Realisierung dieser Poten-
ziale ist ungleich verteilt — insbesondere zulasten von
Schdleriinnen aus soziodkonomisch benachteiligten
Haushalten. Wie Abbildung 6 verdeutlicht, bestehen zwei
Jahre nach der Zuweisung weiterhin signifikante Leis-
tungsunterschiede nach SES - und in einigen Fallen hat
sich die Leistungsschere sogar vergroBert, insbesonde-
re im Bereich Mathematik. Dieser Befund lasst sich zu-
mindest teilweise durch Unterschiede im Zugang zu leis-
tungsstarken Schulprogrammen erklaren.

Zudem zeigen unsere Daten, dass das Tracking indirekte
Auswirkungen auf das Elternverhalten hat. In einer paral-
lel durchgefihrten Studie (Klein & McNamara, 2025), die
eine dhnliche Methodik verwendet wie Bach et al. (2024),
zeigt sich: Eltern aus benachteiligten Verhaltnissen inves-
tieren nach der Zuweisung ihres Kindes auf ein Gymnasi-
um verstarkt in dessen Bildung — etwa in Form von Nach-
hilfeunterricht. Diese Form privater Bildungsinvestitionen,
auch als ,,Shadow Education“ bekannt, hat in den letzten
Jahrzehnten international stark zugenommen (Hille et al.,
2016; Park et al., 2016). Sie stellt eine zentrale Strategie
vieler Familien dar, um die Bildungs- und Zukunftschan-
cen ihrer Kinder zu verbessern.

Besonders relevant ist dabei: Soziale Unterschiede zei-
gen sich nicht nur in der Zuweisung selbst, sondern auch
in der elterlichen Reaktion darauf. Eltern mit héherem so-
ziobkonomischen Status sind tendenziell besser in der
Lage, positive institutionelle Signale zu erkennen und
entsprechend zu reagieren — z.B. durch zusétzliche For-
derung oder gezielte Schulwahl. Dies kann dazu flihren,
dass selbst wohlgemeinte Reformen unbeabsichtigt zur
Reproduktion sozialer Ungleichheit beitragen. Unsere
Ergebnisse legen daher nahe: Institutionelle MaBnahmen
wie die Schulformzuweisung entfalten ihre volle Wirkung
erst im Zusammenspiel mit dem Verhalten der beteiligten
Akteure — insbesondere der Familien.

Diskussion: Eine Reformperspektive fiir das
deutsche Trackingsystem

Deutschland verfiigt Uber eines der friihesten und ri-
gidesten Trackingsysteme Europas. Die Aufteilung der
Schuler:innen auf unterschiedliche weiterfiihrende Schul-
formen erfolgt bereits im Alter von etwa zehn Jahren. Die-
ses System beruht auf der Annahme, dass leistungsstar-

Abbildung 6
Unterschiede im Lernerfolg nach sozio6konomischem
Status (SES) zwei Jahre nach der Track-Zuweisung
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Quelle: Klein und McNamara (2025).

ke Lernende von einer homogenen, leistungsorientierten
Peergroup profitieren und dass friihzeitige Differenzie-
rung es ermdglicht, den Unterricht optimal an verschie-
dene Leistungsniveaus anzupassen. Daraus ergibt sich
eine weit verbreitete Sorge: Eine Offnung des Zugangs
zu gymnasialen Bildungsgéngen kénnte leistungsstarke
Schuler:innen benachteiligen. Unsere Befunde sprechen
jedoch gegen diese Annahme. Vielmehr legen sie nahe,
dass inklusivere Zulassungspolitiken gerade fir leis-
tungsschwachere und benachteiligte Gruppen erhebliche
Lern- und Aspirationseffekte mit sich bringen — ohne da-
bei den Bildungserfolg leistungsstarker Schiler:innen zu
gefédhrden.

Zudem weisen unsere Ergebnisse darauf hin, dass nicht
ausschlieBlich akademische Leistungen als Kriterium fr

Wirtschaftsdienst 2025 | 9



die Zuweisung berilcksichtigt werden sollten. Aspek-
te wie Verhalten und Motivation kdnnten eine stérkere
Rolle spielen — sowohl im Interesse der Betroffenen als
auch zur Verbesserung des Lernumfelds insgesamt. Ein
grundlegendes Umdenken im deutschen Trackingsystem
kénnte somit dazu beitragen, den doppelten Bildungs-
auftrag besser zu erflllen: die individuelle Férderung von
Talenten und die Stdrkung von Chancengleichheit und
sozialer Mobilitat.

In der jingeren bildungspolitischen Debatte in Deutsch-
land standen vor allem zwei Aspekte im Fokus: erstens
die Subjektivitat schulischer Empfehlungen und zwei-
tens die Aufhebung ihrer Verbindlichkeit (Bonefeld &
Dickhauser, 2018; Holtmann et al., 2024; Bach, 2023).
Kritiker:innen beflirchten, dass flexiblere Zuweisungsre-
geln vor allem privilegierten Familien nutzen kénnten, die
tendenziell starker auf das Gymnasium ausgerichtet sind.
Empirische Befunde — etwa von Bach (2023) — zeigen je-
doch ein differenzierteres Bild: Zwar nutzen Familien mit
hohem sozio6konomischem Status neue Wahlfreiheiten
haufiger, gleichzeitig steigt aber auch die Wahrscheinlich-
keit gymnasialer Einschulung fir bildungsbenachteiligte
Kinder mit entsprechender Eignung.

Aus unserer Sicht erscheint es daher entscheidend, die
Zuweisungspraxis starker an objektivierbaren und chan-
cenausgleichenden Kriterien auszurichten. Eine vollstan-
dige Abschaffung des Trackings ist vermutlich weder re-
alistisch noch zwingend zielfilhrend — sehr wohl aber eine
starkere Durchlassigkeit sowie spatere Zeitpunkte der
Weichenstellung. Konkret kdnnten folgende Reformele-
mente zur Verbesserung beitragen:

e Spatere Track-Zuweisung, z.B. nach der sechsten
Klasse,

¢ Flexible Uberginge zwischen Schulformen,

e Breitere Zulassungskriterien, die auch Verhalten und
Lernpotenzial berlcksichtigen,

e Standardisierte Eignungstests zur Ergénzung der Leh-
rerempfehlungen.

Gerade fir Kinder mit Migrationshintergrund oder aus
bildungsfernen Haushalten - die trotz vergleichbarer
Leistungen seltener eine Gymnasialempfehlung erhalten
(Diehl et al., 2024; Bonefeld & Dickhauser, 2018; Dudas,
2014) — kénnten solche MaBnahmen den Zugang zu for-
derlichen Lernumgebungen erheblich verbessern.

Zudem zeigen bestehende Studien, dass schulwahlbe-
zogene Entscheidungen insbesondere in Haushalten mit
niedrigem SES stark auf institutionelle Signale und die
wahrgenommene Qualitdt von Schulformen reagieren
(Bach, 2023). Reformen sollten daher nicht nur formale

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
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Zuweisungsmechanismen adressieren, sondern auch
strukturelle Anreize und Wahrnehmungen in den Blick
nehmen. Ein differenziertes Verstandnis davon, wie Fa-
milien schulische Signale deuten und auf Peer-Kontexte
reagieren, kdnnte maBgeblich dazu beitragen, Bildungs-
ungleichheiten abzubauen, ohne dabei das Ziel hoher
Leistungsstandards aus dem Blick zu verlieren.
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Im Chaos der Zollkonflikte: Ein Zwischenstand

Die Neuausrichtung der US-Zollpolitik unter Prasident Trump zeigt deutliche Auswirkungen
auf deutsche Exporte: Vorzieheffekte im Frihjahr 2025 gingen ab April in splrbare
Rickgange ber. Besonders betroffen sind Warengruppen mit Sonder- oder Basiszdllen,
etwa Fahrzeuge und Maschinen. Exporteure missen mit Preisdruck und sinkenden Margen
rechnen. Gleichzeitig steigen deutsche Importe in Bereichen wie chinesischer Bekleidung
und Spielzeug, was neue Wettbewerbsrisiken birgt. Die deutsche Wirtschaft steht vor der
Herausforderung, Effizienz zu steigern und neue Markte zu erschlieBen.

Wir préasentieren erste Beobachtungen und Untersu-
chungen dazu, inwiefern die Neuausrichtung der US-
amerikanischen Zollpolitik nach der zweiten Wahl Do-
nald Trumps zum US-Prasidenten im November 2024
den deutschen Export in die USA beeinflusst hat.
Bereits im Wahlkampf hatte Trump drastische MaB-
nahmen angekindigt, vorrangig mit dem Ziel, die be-
stehenden Handelsungleichgewichte zu beseitigen
und neue Produktion im eigenen Land anzusiedeln.
Mit einem Gesamtausfuhrwert von 11,5Mrd. €, Stand
Juni 2025, sind die USA der wichtigste Exportpartner
Deutschlands (Statistisches Bundesamt, 2025a). Zu
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den wichtigsten exportierten Warengruppen gehoéren
Maschinen, Apparate, mechanische Geréte (2,4 Mrd. €),
pharmazeutische Erzeugnisse (2,1 Mrd.€), Kraft- und
Landfahrzeuge (2,1 Mrd.€), elektrotechnische Erzeug-
nisse (1,2 Mrd. €) sowie optische und fotografische Er-
zeugnisse (1 Mrd. €).

Die Zollpolitik der vergangenen Monate war gepragt von
mehrfachen und teils wechselhaften Ankindigungen,
Zollerhdhungen und -aussetzungen, die zu einer immen-
sen Unsicherheit fihrten.

Erwartete Auswirkungen héherer Importzélle

Z6lle missen vom Importeur getragen werden und kon-
nen bei abgeschlossenen Vertragen nicht auf den Expor-
teur Uberwélzt werden. Damit tragen also amerikanische
Unternehmen und, wenn sie die Erhéhungen entspre-
chend weitergeben, auch deren Kunden - also Uber-
wiegend amerikanische Haushalte — die Konsequenzen
(Schneemann et al., 2025). Diese Verteuerung kann zu
Ausweicheffekten flihren, d.h. Kaufer suchen nach giins-
tigeren Produkten und internationale Liefer- und Han-
delsketten werden verédndert. Die Exportunternehmen in
Deutschland missen davon ausgehen, dass mit neuen
Vertragsabschlissen die Absatzmengen zurlickgehen
und seitens der US-Importeure Druck auf die Warenprei-
se (vor Zoll) und damit auf die Gewinnmargen ausgelbt
wird.

Deshalb kann es zu Vorzieheffekten kommen: Um noch
vor Zollerhdhung von den zuvor gunstigeren Bedingun-
gen zu profitieren, kénnen Unternehmen versuchen, Wa-
renexporte vorzuziehen. In den USA missen daflir Lager-
bestédnde erhdht werden, was attraktiv ist, solange die
zusétzlichen Lagerhaltungskosten geringer sind als die
zukUnftigen Zoll- und Preissteigerungen.
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Abbildung 1
Exporte aus Deutschland in die USA und in den Rest
der Welt, Vergleich der Preiseffekte

Oktober 2024 bis Juni 2025, saison- und kalenderbereinigt, real und
nominal, Oktober 2024 = 100
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2025a), eigene Berechnung.

Tatséchliche Exportentwicklung

Abbildung 1 zeigt einen deutlichen Rickgang der preis-,
saison- und kalenderbereinigten Ausfuhrwerte' aus
Deutschland seit April 2025, dem Monat der Einfiihrung
des Basiszolls sowie der meisten Sonderzdlle. Zuvor, in
den Monaten Februar und Marz, erkennt man starke Ex-
portanstiege, was auf Vorzieheffekte hindeutet. Im Ver-
gleich dazu entwickelten sich die Exporte in den Rest der
Welt seit Jahresanfang stabil. Preiseffekte haben bis Juni
2025 offensichtlich keine relevante Rolle gespielt.

Zur genaueren Untersuchung haben wir ausgewéhlte Wa-
rengruppen mit relevantem Exportwert nach ihrer Betrof-
fenheit von den Zollankiindigungen bzw. -entscheidun-
gen kategorisiert und in ihrer Exportentwicklung mitein-
ander verglichen. Tabelle 1 zeigt die preis-, saison- und
kalenderbereinigten Ausfuhr-Indexwerte der jeweils ent-
haltenen Warengruppen normiert auf Oktober 2024 = 100.
Die hellblaue Markierung in den Spalten veranschaulicht
die Betroffenheit.

1 Preisbereinigung auf Basis von Indizes des U.S. Bureau of Labor Sta-
tistics fir Importe aus Deutschland sowie der Wechselkurse. In der
Regel wurde der Index fir Waren der NAICS-Kategorie ,,Manufac-
turing pt.3% in Einzelféllen auch der spezialisierte Index ,Computer
and Electronic Product Manufacturing” angewandt. Fur alle weiteren
Warengruppen wurde ein Index fir alle Restwerte abgeleitet und an-
gewandt. Es erfolgte eine Saison- und Kalenderbereinigung auf Basis
von ARIMA 12, angelehnt an Statistisches Bundesamt (2021).

Kategorie 1: Sonderzdlle

In einer ersten Kategorie sind jene Warengruppen enthal-
ten, fir die bereits im Februar hohe Sonderzolle diskutiert
und anschlieBend schnell umgesetzt wurden. Auf sie ent-
fallen 23 % des deutschen Warenexportwertes in die USA.
Insgesamt zeigt sich sowohl ein Vorzieh- als auch ein Zoll-
effekt: Der Exportindex stieg preis-, saison- und kalender-
bereinigt im Zeitraum Januar bis Méarz auf 105,9 an und
sank anschlieBend auf 88,3 fiir den Zeitraum April bis Juni.
So zeigte beispielsweise die exportstdrkste Gruppe der
Kraft- und Landfahrzeuge (bereinigter Exportwert knapp
2,5Mrd. €) deutliche Vorzieheffekte in den Monaten Januar
bis Méarz. Nach der Einflihrung der Sonderzélle von 27,5 %
im April sanken die Werte unter das Niveau im Herbst 2024.

Die Warengruppen in dieser Kategorie reagieren je nach
(vorlibergehender) Substituierbarkeit der verteuerten Wa-
re. Die Exporte von Autos sind deutlich gesunken. Dem-
gegenlber sind viele amerikanische Industriebetriebe auf
bestimmte Mengen an Stahl, Eisen und Aluminium ange-
wiesen — hinsichtlich Eisen und Stahl haben die Importe
entsprechend verzogert reagiert.

Kategorie 2: Basiszoll

Fir diese Warengruppen galt seit April 2025 ein Basiszoll
von 10 %, sie machen rund ein Drittel der Exporte aus. Mit
einem durchschnittlichen Indexwert von 101,9 fir Januar
bis Marz sind die Vorzieheffekte in dieser Kategorie nied-
riger, aber der Riickgang der Exporte ist mit 96,0 fir April
bis Juni ebenfalls deutlich. Hierzu z&hlen beispielsweise
der Maschinenbau und Kunststoffe. Optische und foto-
grafische Erzeugnisse haben demgegeniber stabile und
im Vergleich zum Herbst hdhere Indexwerte, hier zeigen
sich kaum Veranderungen nach der Zollerh6hung.

Kategorie 3: Teilausnahmen

In einer dritten und mit 5 % Exportanteil kleinen Kategorie
befinden sich Warengruppen, flir welche in Teilbereichen
Ausnahmen von den neuen Zolltarifen gelten. Inwiefern sie
durch den Basiszoll beeinflusst sind, lasst sich aufgrund
der Warenmischung schwer abschéatzen. Aggregiert be-
trachtet nehmen die Exporte dieser Gruppe im Vergleich
zu Herbst 2024 zu, was in Zusammenhang mit Vorziehef-
fekten stehen kann. Indirekt kdnnen auch einige ausge-
nommene Waren betroffen sein, da Zollerhdhungen in der
Zukunft nicht ausgeschlossen werden kdnnen.

Kategorie 4: Ausnahmen

Fir diese Warengruppen (Exportanteil von rund 25 %)
gelten bislang Ausnahmen, allerdings fuhrt die USA in
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Exporte Deutschlands in die USA, Oktober 2024 bis Juni 2025

Index: Oktober 2024 = 100

Durch- Durch- Warenwert
Novem- Dezem- Januar Februar Marz April Mai Juni schnitt Jan schnitt April  Juni 2025
Monat ber 2024 ber 2024 2025 2025 2025 2025 2025 2025 bis Marz bis Juni (Mrd. €)
Insgesamt 109,95 102,84 103,57 113,54 114,45 105,59 101,53 95,14 110,5 100,8 12.538
Kategorie 1: Sonderzoll
Kraftfahrzeuge, Land-
fahrzeuge 97,39 90,30 105,63 107,36 103,59 94,29 84,01 80,47 105,5 86,3 2.506
Waren aus Eisen oder
Stahl 109,25 116,93 11713 106,74 109,70 105,22 121,25 102,11 11,2 109,5 222
Eisen und Stahl 97,68 114,55 110,18 117,14 102,94 105,62 107,98 89,95 1101 101,2 103
Aluminium und Waren
daraus 101,44 96,94 84,24 105,83 99,75 90,75 92,09 89,11 96,6 90,7 58
Summe 98,21 92,86 106,09 107,61 103,88 95,27 87,24 82,28 105,9 88,3 2.888
Kategorie 2: Basiszoll
Maschinen, Appara-
te und mechanische
Geréte 105,02 102,75 101,33 109,21 105,19 100,35 99,33 98,51 105,2 99,4 2.805
Luftfahrzeuge, Raum-
fahrzeuge 212,32 88,48 27,07 85,19 47,61 45,58 26,10 24,22 53,3 32,0 93
Optische, fotografische
usw. Erzeugnisse 100,30 103,40 107,70 109,73 112,16 109,20 107,34 109,71 109,9 108,7 1.247
Kunststoffe und Waren
daraus 100,53 105,78 103,16 104,84 100,79 98,56 96,61 98,80 102,9 98,0 285
Summe 112,48 101,91 96,85 107,08 101,85 97,86 95,05 95,11 101,9 96,0 4.430
Kategorie 3: Teilausnahme
Perlen, Edelsteine,
Edelmetalle 96,66 86,31 95,74 153,91 117,08 68,11 94,91 102,07 122,2 88,4 211
Verschiedene Erzeug-
nisse der Chemischen
Industrie 98,82 7211 87,29 90,38 86,60 81,61 81,54 70,65 88,1 77,9 164
Organische chemische
Erzeugnisse 108,00 104,50 117,89 110,79 130,43 246,71 121,94 108,65 119,7 159,1 182
Anorganische chemi-
sche Erzeugnisse 315,12 91,11 130,52 111,62 115,27 337,83 130,03 98,95 119,1 188,9 67
Andere unedle Metalle,
Cermets usw. 80,84 119,25 104,19 140,44 119,17 102,12 106,34 79,52 121,3 96,0 31
Summe 119,81 88,21 101,94 118,35 110,23 141,82 100,85 91,85 110,2 11,5 656
Kategorie 4: Ausnahme
Pharmazeutische
Erzeugnisse 108,30 100,24 82,57 119,80 136,29 106,01 113,11 94,28 112,9 104,5 1.893
Elektrotechnische
Erzeugnisse 108,25 107,49 113,36 112,01 120,74 107,94 109,26 103,26 115,4 106,8 1.360
Kupfer und Waren
daraus 104,92 103,45 219,01 127,43 110,77 116,39 117,08 113,32 152,4 115,6 95
Holz, Holzwaren,
Holzkohle 97,80 115,39 124,52 117,00 96,18 100,33 99,66 113,20 112,6 104,4 71
Nickel und Waren
daraus 109,94 103,90 101,31 106,67 116,10 109,25 90,32 105,16 108,0 101,6 26
Summe 108,02 103,35 98,33 116,91 128,96 106,91 111,35 98,53 14,7 105,6 3.444

Quelle: Statisches Bundesamt (2025a), eigene Berechnungen.
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Teilbereichen Untersuchungen (Section 232) durch, um
die zukiinftige Zollhéhe flir diese zu bestimmen. So wur-
de fir pharmazeutische Produkte mehrfach eine Erho-
hung angekiindigt, teils mit einem Zollsatz von 250 %.
Exporteure und Importeure dirften deshalb bemdiht
sein, so viele Geschéfte wie mdglich vorzuziehen, was
sich in der Exportentwicklung auch zeigt. Fir Januar
bis Mérz liegt der durchschnittliche Indexwert bei 114,7.
In den drei Folgemonaten geht er auf 105,6 zuriick, ge-
genlUber Herbst 2024 zeigt sich also keine Verschlech-
terung.

Die Export reduzierende Wirkung der Einflihrung der Son-
der- und Basiszélle wird auch bei einer Differenzen-in-Dif-
ferenzen-Schatzung sichtbar, wobei wir flir das Treatment
Kategorie 1 und 2 ab April 2025 betrachten. Dabei zeigt
sich eine Reduktion um 14 %.

Erste Verdnderungen bei chinesischen Importen

Fur China schwankte das Handelsverhaltnis zu den USA
zwischen hohen Zollandrohungen und deren Ausset-
zung. Im Durchschnitt wurde im betrachteten Zeitraum ein
Zoll von ungefahr 50 % auf chinesische Waren wirksam.
Die deutsche Wirtschaft fiirchtet daher Ausweichreak-
tionen (Hutter, 2023). Ein héherer Import von Waren, die
China deutlich kostenglinstiger herstellen kann, wirde in
Deutschland Preisdruck nach unten erzeugen und man-
che Produktion unrentabel machen. Bei Kupfer (+91 %),
bei Bekleidung (+24 %) und bei Spielzeug, Spielen und
Sportgeraten (+12 %) zeigt sich tatsachlich eine deutliche
Zunahme der preis-, saison- und kalenderbereinigten Im-
porte.?2 Der Gesamtimport weist dagegen noch keine klare
Tendenz auf.

2 Vgl. Indexbildung mit Normierung auf Oktober 2024, in Anlehnung an
die Analysen zur USA. Einfuhrwerte des Statistischen Bundesamts
(2025a) und Bereinigung mit Index der Einfuhrpreise Nicht-Euro-L&n-
der des Statistischen Bundesamts (2025b).

Zusammenfassung

In unseren Analysen beobachten wir deutliche Reaktionen
auf die US-Zollpolitik im Sinne von Vorzieheffekten und Ex-
portriickgéngen. Dabei scheinen Einsetzen und AusmaB
aktuell vor allem davon bestimmt, ob auf amerikanischer
Seite die betreffenden Waren substituiert bzw. K&ufe aufge-
schoben werden kdnnen und ob die eingefiihrten Waren als
Vorprodukte der amerikanischen Wirtschaft kurzfristig er-
setzbar sind. Ein erster Blick auf die Importe aus China weist
zudem darauf hin, dass es auch global zu Verdnderungen in
den Handelsbeziehungen kommt. In einigen Warengruppen,
die China kostengtinstiger herstellen kann als Deutschland,
sind die deutschen Importe zuletzt sichtbar gestiegen.

Angesichts der Herausforderungen fiir die deutsche Wirt-
schaft werden deutliche Effizienzsteigerungen unumgang-
lich sein (Matthes & Sultan, 2025). Zudem kommt es darauf
an, neue Méarkte und Geschéaftsmodelle zu erschlieBen: So
kénnten die Bruttoinlandsprodukt-Verluste infolge eines
15 %-igen Basiszolls durch Halbierung der Zolle gegen-
Uber dem Rest der Welt kompensiert werden (Schnee-
mann et al., 2025).
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Title: The chaos of the tarriffs conflicts: An interim assessment

Abstract: The realignment of US customs policy under President Trump is having a significant impact on German exports: advance
effects in spring 2025 turned into noticeable declines from April onwards. Product groups subject to special or basic customs duties,
such as vehicles and machinery, are particularly affected. Exporters must expect price pressure and declining margins. At the same

time, German imports are rising in areas with favourable customs tariffs, such as Chinese clothing and toys, which poses new competi-
tive risks. The German economy faces the challenge of increasing efficiency and opening up new markets.
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Fiskalische Hirden der EU-Verteidigungspolitik

Seit Beginn des russischen Angriffskrieges in der Ukrai-
ne hat die europaische Politik einen Schwerpunkt auf die
Steigerung der Verteidigungsféhigkeit gelegt. Im Zuge des
»,Readiness 2030“-Plans hat die Europadische Kommissi-
on im Mérz dieses Jahres einen Rahmen fiir eine koordi-
nierte Ausweitung der europédischen militdrischen Kapa-
zitdten vorgestellt (Europdische Kommission, 2025). Auf
dem jlingsten NATO-Gipfel verpflichteten sich die NATO-
Mitgliedstaaten darlber hinaus ihre Verteidigungsausga-
ben bis 2035 von 2% auf 5% des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) anzuheben. Das Ziel beinhaltet eine Ausweitung der
~Kern“-Verteidigungsausgaben auf 3,5% sowie zusétzli-
che Ausgaben von 1,5 % des BIP fiir verteidigungs- und si-
cherheitsrelevante Infrastruktur, Netzwerke und Industrie.
Die angestrebte kurzfristige Erhéhung der Verteidigungs-
ausgaben ist flr die meisten Lander ambitioniert. 2024 |a-
gen die Verteidigungsaufwendungen (gem. NATO-Defini-
tion) der 16 NATO-Mitgliedstaaten aus dem Euroraum bei
1,8 % des BIP (rund 260 Mrd. €). Damit blieben die Lander,
trotz einer deutlichen Ausweitung der Verteidigungsausga-
ben, noch weit unterhalb der neuen NATO-Zielmarke. Die
Verpflichtung zu weiteren Ausgaben in Héhe von 1,5% des
BIP zur Aufriistung der Verteidigungs- und Sicherheitsinfra-
struktur zielt darauf ab, kritische Infrastrukturen zu schiit-
zen, digitale Netzwerke zu verteidigen sowie die zivile Wi-
derstandsféhigkeit zu starken. Durch die recht offene De-
finition dieser Ausgaben gibt es jedoch einen erheblichen
Gestaltungsspielraum, und es bleibt abzuwarten, inwieweit
zusatzliche Investitionen getétigt oder bereits geplante
Ausgaben dieser neuen Kategorie zugeordnet werden.

Innerhalb der EU wird im Rahmen des ,Readi-
ness 2030“-Plans der Europaischen Kommission fiir die
Mitgliedstaaten kurzfristig fiskalischer Spielraum geschaf-
fen, um die Verteidigungsausgaben trotz vielerorts an-
gespannter Haushaltslagen zu erhdhen. Vorgesehen ist
die Mdoglichkeit zusatzlicher Verschuldung auf nationaler
Ebene zur Ausweitung der Verteidigungsausgaben und die
Ausgabe neuer Kredite auf EU-Ebene. Bis Juli 2025 melde-
ten 18 Lander Interesse an einer Zuteilung dieser EU-Kre-
ditmittel an, welche insgesamt ein Volumen von maximal
150Mrd. € umfassen sollen. Dieses sogenannte Security
Action for Europe (SAFE) Programm soll es Mitgliedstaaten
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ermdglichen, Kredite zu glinstigeren Konditionen zu erhal-
ten, als durch die Ausgabe von nationalen Anleihen.

Insgesamt dirfte die Ausweitung der Verteidigungsaus-
gaben in den EU-L&ndern sehr unterschiedlich verlaufen.
Einige Lander haben eine moderate Verschuldung, da-
runter Deutschland, wo sogar das nationale fiskalische
Regelwerk angepasst wurde, um einen raschen Anstieg
der Verteidigungsausgaben zu erméglichen, oder sie lie-
gen in geografischer Nahe zu Russland und es bestehen
entsprechend starke Anreize zur Ausweitung der Militar-
ausgaben. Mitgliedstaaten, deren fiskalischer Spielraum
weitgehend ausgereizt ist und die bereits zu fiskalischen
KonsolidierungsmaBnahmen gezwungen waren, wie
Frankreich, Belgien und ltalien, dirften den Ausbau der
Verteidigungskapazitaten deutlich langsamer vorantrei-
ben. Spanien hat sich zuletzt sogar ausdriicklich gegen
die neuen Ausgabenziele der NATO positioniert.

Die Fiskalregeln werden insoweit gelockert, als die Mog-
lichkeit zur Aktivierung der National Escape Clause (NEC)
bis 2028 gegeben wird, sodass Mitgliedstaaten den mit
der Europédischen Kommission vereinbarten maximalen
Nettoausgabenpfad (berschreiten kdnnen, vorausge-
setzt, die zusétzlichen Mittel werden flir eine Ausweitung
der Verteidigungsausgaben eingesetzt. Diese kdnnen um
bis zu 1,5% gegenliber dem jeweiligen Niveau im Jahr
2021 angehoben werden, ohne bei einem VerstoB gegen
die Fiskalregeln ein Defizitverfahren auszulésen. Bisher
haben 16 Lander angekiindigt, die NEC nutzen zu wollen.
Die Berlcksichtigung der Verteidigungsausgaben des
Jahres 2021 als Referenzwert fihrt dazu, dass auch der
zwischen 2021 und 2024 bereits vollzogene Anstieg der
Verteidigungsausgaben vom zusatzlichen fiskalischen
Spielraum erfasst wird. Der Anstieg belief sich in der EU
insgesamt auf etwa 0,6 % des BIP, war aber insbesondere
in den Landern an der Ostlichen Grenze der EU deutlich
hoéher. Ddnemark, Estland und Litauen werden ihre Vertei-
digungsausgaben voraussichtlich bereits in diesem Jahr
um mehr als 1,5 % des BIP im Vergleich zu 2021 gesteigert
haben (Abbildung 1). Damit kann der durch das Ziehen
der NEC erschlossene zuséatzliche fiskalische Spielraum
zu Teilen fir die Finanzierung des bereits bestehenden
Niveaus der Verteidigungsausgaben verwendet werden,
was den Impuls flr zuséatzliche Militdrausgaben mindert.
Insgesamt stehen den Landern, die die NEC aktiviert ha-
ben und noch Uber zusatzlichen Ausgabenspielraum ver-
fiigen, schatzungsweise rund 20Mrd. € pro Jahr (gemes-
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Abbildung 1
Verteidigungsausgaben und maximaler
Ausgabenspielraum’, 2025
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sen in Werten von 2021) flr weitere Verteidigungsausga-
ben zur Verfligung (vorausgesetzt die Obergrenze in Hohe
von 1,5% wirde vollstandig genutzt werden). Der zusétz-
liche Spielraum ist begrenzt, da Deutschland mit einer Er-
héhung um 1,4 % des BIP seit 2021 seine Moglichkeiten
unter der NEC nahezu ausgeschdpft hat und andere groBe
Euroraum-Lander wie Frankreich, Italien und Spanien die
NEC nicht aktiviert haben.

GemaB den Projektionen der Europdischen Kommission
ergeben sich fur alle Lander, die die NEC aktivieren, im
Vergleich zu den vereinbarten mittelfristigen nationalen
Haushalts- und Strukturplanen deutliche Erhéhungen der
bis 2028 erwarteten Defizite und Schuldenquoten. Die
meisten Mitgliedstaaten wirden, ohne eine Anpassung
der Haushalte, nach 2028 den Vorgaben in Form einer
Schuldenquote von weniger als 60% und einer Defizit-
quote von nicht mehr als 3 %, nicht entsprechen kénnen.
Das langfristige Aufrechterhalten erhohter Verteidigungs-
ausgaben stellt hochverschuldete Lander daher vor haus-
haltspolitische Herausforderungen.

Inwieweit von den zusétzlichen Verteidigungsausgaben
konjunkturelle Impulse fir die europdische Wirtschaft
ausgehen, hangt nicht zuletzt davon ab, welcher Anteil
des zusatzlichen Bedarfs an militdrischen Gitern durch
die europaische Verteidigungsindustrie gedeckt werden
kann. Der Aufbau der bendtigten Infrastruktur und Pro-
duktionskapazitaten in Europa gestaltet sich voraussicht-
lich recht langwierig und Ristungsguter werden vorerst
weiterhin zu groBeren Teilen auBerhalb der EU beschafft
werden muissen. Schatzungen zufolge flossen zwischen
Juni 2022 und Juni 2023 rund 78 % der europaischen Be-
schaffungsmittel an Lieferanten auBerhalb der EU, wobei

63 % auf die Vereinigten Staaten entfielen (Draghi, 2024).
Eine alternative Schatzung des Internationalen Instituts
fir Strategische Studien (lISS, 2024) veranschlagt etwa
52 % der Ausgaben flir europdische Systeme und 34 %
fir US-Systeme, wéhrend die Ubrigen 14 % auf Anbieter
aus Brasilien, Israel und Sidkorea entfallen. Andere Stu-
dien kommen zu einer geringeren Abhangigkeit von Im-
porten. Beispielsweise legt die Analyse von Mejino-Lépez
und Wolff (2024) nahe, dass das Ziel von 50 % fir milit&ri-
sche Beschaffungen aus der EU bereits erreicht wird. So
oder so wére gerade kurzfristig die Abhangigkeit von Im-
porten betrachtlich und wirde die wirtschaftlichen Impul-
se der zusétzlichen Militdrausgaben dampfen.

Zu den realwirtschaftlichen Auswirkungen von staatlichen
Ausgabensteigerungen liegen zahlreiche Studien vor.
Umfassende Literaturauswertungen (Ramey, 2019) kom-
men auch mit Blick auf Militdrausgaben (lizetzki, 2025) zu
dem Ergebnis, dass zuséatzliche staatliche Ausgaben im
Umfang von 1% des BIP die Wirtschaftsleistung in einer
Bandbreite von 0,6 % bis 1% erhéhen. Die Européische
Zentralbank (2025) geht in einer Analyse davon aus, dass
die Verteidigungsausgaben im Euroraum im Einklang mit
den derzeitigen fiskalischen und politischen Rahmenbe-
dingungen zwischen 2025 und 2027 nur allm&hlich um
0,3% des BIP erhoht werden. Dementsprechend ist die
geschatzte Wirkung auf das BIP mit einem Beitrag zur Zu-
wachsrate von jeweils 0,1 Prozentpunkten in den Jahren
2026 und 2027 gering. Mit den flr die Analyse unterstell-
ten moderaten Ausgabensteigerungen waren die in der
NATO vereinbarten Ziele noch bei Weitem nicht erreicht.
Ungleich groBere wirtschaftliche Effekte kdnnten sich
perspektivisch ergeben, wenn die Verteidigungsausga-
ben entsprechend der Vereinbarungen deutlich starker
auf 3,5 % des BIP erhoht wiirden (lizetzki, 2025).

Jan Reents
Kiel Institut fur Weltwirtschaft

Literatur

Draghi, M. (2024). The future of European competitiveness: A competitiven-
ess strategy for Europe (Part A). Europaische Kommission.

Européische Kommission. (2025). Commission unveils the White Paper for
European Defence and the ReArm Europe Plan/Readiness 2030.

Européische Zentralbank. (2025). Fiscal aspects of European defence
spending: implications for euro area macroeconomic projections and
associated risks. ECB Economic Bulletin, 5/2025.

IISS - Internationales Institut fir Strategische Studien. (2024). European
Defence Industrial Capability.

lizetzki, E. (2025). Guns and Growth: The Economic Consequences of De-
fense Buildups. Kiel Report, 2. Kiel Institut fir Weltwirtschaft.

Mejino-Lopez, J. & Wolff, G. B. (2024). What role do imports play in Euro-
pean defence? Bruegel.

Ramey, V.A. (2019). Ten Years after the Financial Crisis: What Have We
Learned from the Renaissance in Fiscal Research? Journal of Econo-
mic Perspectives, 33(2), 89-114.

Wirtschaftsdienst 2025 | 9



Wirtschaftsdienst
Zeitschrift fir Wirtschaftspolitik

Herausgegeben von

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Direktor: Klaus Tochtermann

https://zbw.eu

Redaktion

Nicole Waidlein (Chefredakteurin)

Kristin Biesenbender (Stv. Chefredakteurin)
Johannes Eber

Mark Kirstein

Julia Lucke

Christine Rickert

Anschrift der Redaktion
Neuer Jungfernstieg 21
20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-332
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu

Wissenschaftlicher Beirat

Sebastian Dullien Institut fir Makroékonomie und Konjunkturforschung
Gabriel Felbermayr WIFO - Osterreichisches Institut fiir Wirtschaftsforschung
Marcel Fratzscher DIW Berlin

Clemens Fuest ifo Institut

Britta Gehrke Freie Universitat Berlin

Veronika Grimm Technische Universitét Niirnberg

Reint E. Gropp Leibniz-Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle

Michael Hither Institut der deutschen Wirtschaft

Heike Joebges HTW Berlin

Kai A. Konrad Max-Planck-Institut fiir Steuerrecht und Offentliche Finanzen
Hagen Kramer Hochschule Karlsruhe

Dominika Langenmayr Katholische Universitat Eichstatt-Ingolstadt
Ulrike Neyer Heinrich-Heine-Universitat Dusseldorf

Miriam Rehm Universitat Duisburg-Essen

Marianne Saam ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Dorothea Schafer Universitat Bremen

Christoph M. Schmidt RWI - Leibniz-Institut fir Wirtschaftsforschung

Monika Schnitzer Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen

Website: https://wirtschaftsdienst.eu

LinkedIn:
https://de.linkedin.com/company/wirtschaftsdienst-zbw
Bluesky:
https://bsky.app/profile/wirtschaftsdienst.bsky.social

Jan-Egbert Sturm ETH Ziirich
Achim Truger Universitat Duisburg-Essen
Achim Wambach ZEW - Leibniz-Zentrum fiir Européische Wirtschaftsforschung

Urheberrecht
Der Wirtschaftsdienst erscheint im Open Access bei Sciendo. Sciendo
ist ein Unternehmen von De Gruyter.

© Das Copyright verbleibt bei den Autor:innen. Die Artikel werden unter
der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz (https:/
creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) verdffentlicht, welche die
Nutzung, Vervielfaltigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern die urspriinglichen Auto-
rinnen und Autoren und die Quelle ordnungsgemas genannt, ein Link zur
Creative Commons Lizenz beigefligt und angegeben wird, ob Anderun-
gen vorgenommen wurden.

Offiziell zitiert als: Wirtschaftsdienst

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirt-
schaft geférdert.

Printausgabe
Der gedruckte Wirtschaftsdienst kann Uber die Redaktion bezogen wer-
den. Es erscheinen jahrlich zwdlf Ausgaben. Ein Abo ist kostenfrei.

Redaktion Wirtschaftsdienst

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Neuer Jungfernstieg 21

20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-332
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu

Bezugsinfo: https://wirtschaftsdienst.eu/bezugsinfo.html

ISSN 0043-6275 (Printausgabe)

Druck
QUBUS media GmbH
D-30457 Hannover

Online-Ausgabe

Der Wirtschaftsdienst ist Uber folgende Websites erreichbar:
Wirtschaftsdienst: https:/wirtschaftsdienst.eu

Sciendo: https://sciendo.com/journal/WD

ISSN 1613-978X (Online-Ausgabe)
Indexiert in

ABI/INFORM Collection (ProQuest), Baidu Scholar, CEEAS (Central &
Eastern European Academic Source), CNKI Scholar (China National
Knowledge Infrastructure), Dimensions, EBSCO, ECONIS, EconlLit, Else-
vier — SCImago, Elsevier — Scopus, ExLibris, Google Scholar, IBZ (Inter-
national Bibliography of Periodical Literature in the Humanities and Social
Sciences), J-Gate, KESLI-NDSL (Korean National Discovery for Science
Leaders), MIAR, MyScienceWork, Naver Academic, Naviga (Softweco),
Norwegian Register for Scientific Journals, Series and Publishers, PAIS
Index, ProQuest, ReadCube, Research Papers in Economics (RePEc),
ScienceON/AccessON, Scilit, Scite_, Semantic Scholar, Sherpa/RoMEO,
TDOne (TDNet), WorldCat (OCLC), X-MOL

MIX
Papier | Férdert
& gute Waldnutzung
(®) Klimaneutral | ESC £oc. oo16042




	WD Cover 9 2025
	WD Heft leere Seite
	WD Heft 9 2025
	WD Impressum 2025
	WD-Eigenanzeige_RZ_NeuGedacht_geändert


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




